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Konrad Seitz

Die japanisch-amerikanische Herausforderung
Europas Hochtechnologieindustrien kämpfen ums Überleben

I. Vorbemerkung: Die gegenwärtige
Debatte um den Produktionsstandort
Deutschland - Frühwarnung vor einer

tiefergreifenden Krise?

Zu Beginn des Jahres 1992 ist die Debatte über
den Produktionsstandort Deutschland mit Wucht
aufgebrochen. Die allgemeinen Rahmenbedingun-
gen der deutschen Wirtschaft, so schallt es unisono
aus den Unternehmen und Unternehmensverbän-
den, seien im Vergleich zu denen der Konkurrenz-
länder so ungünstig geworden, daß der Standort
Deutschland seine Wettbewerbsfähigkeit zu verlie-
ren drohe. Die Deutschen leisteten sich die höch-
sten Löhne und die kürzesten Arbeitszeiten, hohe
Unternehmenssteuem und zugleich die schärfsten
Umweltauflagen, hohe Stromkosten sowie über-
lange Genehmigungszeiten für Bauvorhaben. Der
Industrie bleibe nichts übrig, als die Produktion
mehr und mehr in das Ausland zu verlagern.

So ernst die Unternehmerklagen dieses Mal zu
nehmen sind, so sind die im internationalen Ver-
gleich ungünstigen Rahmenbedingungen doch
nicht das ganze, ja nicht einmal das zentrale Pro-
blem. Die MIT-Studie über die Weltautomobilin-
dustrie1, die inzwischen zur Bibel der deutschen
Manager geworden ist, legt dar, daß die japani-
schen Automobilunternehmen bei der Montage
eines Mittelklassewagens nur halb so viele Arbeits-
stunden und bei der Montage eines Luxuswagens
gar nur ein viertel so viele Arbeitsstunden wie ihre
deutschen und europäischen Konkurrenten benöti-
gen. Und eine McKinsey-Studie rechnete vor kur-
zem vor, daß die Kostennachteile deutscher Unter-
nehmen gegenüber ihren japanischen Konkurren-
ten nur zu 20 Prozent auf höhere Faktor-Kosten
zurückgehen und zu 80 Prozent auf veraltete
Arbeitsorganisation und wenig fertigungsfreundli-
che Konstruktion. An den Arbeitskosten kann es
also nicht primär liegen, wenn sich die globale
Wettbewerbssituation unserer Automobilherstel-
ler, Autozulieferer und Werkzeugmaschinenbauer

1 Vgl. James P. Womack/Daniel T. Jones/Daniel Roos,
The Machine that Changed the World, New York 1990.

gegenüber Japan einschneidend verschlechtert hat.
Und noch weniger läßt sich der dramatische Zer-
fall unserer Halbleiter- und Computerindustrie mit
ungünstigen allgemeinen Rahmenbedingungen er-
klären. Hier kommt vielmehr etwas sehr viel
Grundlegenderes zum Ausdruck: Deutschland
fällt - wie das übrige Europa - auf dem Weg in die
Informationswirtschaft und -gesellschaft immer
weiter zurück. Es kommt in der seit den achtziger
Jahren voll angelaufenen hochtechnologischen Re-
volution nicht mit - nicht in den neuen Industrien,
nicht in der neuen Produktionstechnik und den
neuen Management- und Führungsmethoden,
nicht in den neuen Denkkategorien des Informa-
tionszeitalters.

Der hohe deutsche Wohlstand wird am Ende des
20. Jahrhunderts immer noch im wesentlichen von
Industrien getragen, die im 19. Jahrhundert ent-
standen sind: Stahl und Maschinenbau, traditio-
nelle Elektrotechnik, traditionelle chemische In-
dustrie, Autoindustrie. Die nach 1945 entstande-
nen neuen großen Wachstumsindustrien dagegen
sind, wie die Halbleiter- und Computerindustrie,
in Deutschland nur schwach entwickelt und weit-
gehend unter ausländischer Kontrolle, oder sie
sind, wie die neue Bioindustrie, sogar so gut wie
überhaupt nicht vorhanden.

Wir haben unsere „alten“ Industrien auf den mo-
dernsten Stand gebracht und sind in ihnen vielfach
führend. Die deutsche Industrie hat die größte
Produktionspalette in der Welt, Hunderte von mit-
telständischen Firmen dominieren ihre ausgewähl-
ten Spezialmärkte europa- und z.T. weltweit.
Dennoch: Wie lange noch können die „alten“ In-
dustrien unseren Wohlstand sichern? Wir müssen
mit ihnen mehr und mehr gegen die neu entstehen-
den Industrieländer in der Dritten Welt konkurrie-
ren, die ungleich niedrigere Löhne haben. Aber
vor allem: Wir sind, um diese Industrien und die
Produkte auf modernstem Stand zu halten, immer
mehr angewiesen auf die Zulieferung der elektro-
nischen Komponenten aus Übersee. Werden wir
stets die neuesten Komponenten bekommen, und 
werden wir sie zur rechten Zeit bekommen?

Die deutsche Industrie rühmt sich zu Recht, im Sy-
stem-Know-how, also im Wissen, wie man Maschi-



nen und Industrieanlagen baut, an der Spitze in
der Welt zu stehen. Aber kann man die modern-
sten Systeme entwickeln, wenn man nicht von An-
fang an weiß, welche künftigen Komponenten in
Japan entstehen werden? Und weiter: Die Systeme
„wandern auf den Chip“. Bisher haben unsere
Entwickler niedrig-integrierte Standardchips auf
dem Weltmarkt gekauft und sie auf der Leiter-
platte zum System integriert. Jetzt aber geht der
Weg zum höchstintegrierten anwendungsspezifi-
schen Chip, bei dem das ganze System auf einem
einzigen Chip oder in einem kleinen Chip-Satz ver-
eint ist. Was geschieht, wenn die deutschen und
europäischen Systemverwalter nicht mehr selbst in
der Lage sein sollten, diese höchstintegrierten
Chips zu fertigen? Wenn sie die japanischen Halb-
leiterhersteller um Fertigung bitten müssen, die ih-
rerseits in großen vertikalen Elektrokonzernen in-
tegriert sind, die gleichfalls Systeme produzieren?
Werden die Japaner in jedem Fall bereit sein, die
konkurrierenden Systeme ihrer deutschen Kon-
kurrenten in „Silizium zu gießen“? Und kommt
die Übergabe des eigenen Systems an den japani-
schen Chiphersteller nicht einem systemtechni-
schen „Offenbarungseid“ gleich? Kann man unter
solchen Umständen wirklich wettbewerbsfähig
bleiben?

Und was für die Abhängigkeit bei Chips gilt, gilt
generell für die Abhängigkeit bei Schlüsselkompo-
nenten wie Flüssigkristallanzeigen, Laserdioden,
Hochleistungskeramiken usw. Mit einem Wort:
Wie lange können unsere „alten“ Industrien noch
wettbewerbsfähig bleiben, wenn wir - wie dies
droht - in den neuen Schlüsseltechnologien weitge-
hend von Übersee abhängig werden?

Schon 1983 schrieb Bruce Nussbaum, Mitheraus-
geber des führenden US-Wirtschaftsmagazins „Bu-
siness Week“: „Wie ein rasendes Auto, das über
eine Pier hinausschießt und einen Augenblick
quasi stillhält, bevor es ins Meer stürzt, ist West-
deutschland heute eine Nation, die sich selbstgefäl-
lig durch das 20. Jahrhundert bewegt, blind und
nichtsahnend von der ökonomischen Katastrophe,
von der sie bereits erfaßt ist... Deutschland ist
heute eine Nation, die den Wechsel vom ,mechani-
cal engineering’ zum ,bioengineering‘ nicht schafft.
Es kann den Sprung nicht machen von den Präzi-
sionsmaschinen der Vergangenheit mit ihren Tau-
senden von beweglichen Teilen und Motoren zu
den elektronischen Wegwerfgeräten von heute und
morgen. Und es kann den Sprung nicht tun von der
erdölbasierten Chemie zu den biologisch erzeugten
Pharmazeutika. Deutschland stellt nach wie vor
die besten 19. Jahrhundert-Produkte der Welt her:
schwere Turbinen, wundervolle Autos und Präzi-

sionswerkzeuge. Aber es kann nicht mithalten,
wenn es zur Hochtechnologie kommt: zu Robo-
tern, Telekommunikationsausrüstungen, Mikro-
ben-Fabriken, Computern, Halbleitern, Unterhal-
tungselektronik.“2

2 Bruce Nussbaum, The World after Oil, New York 1983,
S. 83f.; deutschsprachige Ausgabe: Das Ende unserer Zu-
kunft, München 1984.

Damals rettete uns die steile Dollaraufwertung in
der ersten Hälfte der achtziger Jahre, die den Dol-
larkurs von 1,80 DM auf 3,40 DM hochtrieb und
uns zum „Exportweltmeister“ machte. Heute
kommt uns der durch deficit-spending finanzierte
Nachfrageschub aus den neuen Bundesländern zu
Hilfe, dem auf mittlere Frist ein weiterer Nachfra-
geschub aus Osteuropa folgen könnte. Aber wenn
wir darüber die Alarmsignale, die von unseren zer-
fallenden Hochtechnologieindustrien ausgehen,
überhören, wird das Erwachen schrecklich wer-
den. Es wäre dann nichts mehr zu retten! Nuss-
baums Prophezeiung einer abstürzenden Wirt-
schaft und eines abstürzenden Lebensstandards
würden zu Beginn des 21. Jahrhunderts bittere
Wirklichkeit.

So unmittelbar auch die Probleme in den neuen
Bundesländern und im Osten vor unseren Augen
stehen, so können wir es uns doch keinesfalls lei-
sten, unsere politischen und wirtschaftlichen Ener-
gien einzig und allein auf die Herausforderung des
Ostens zu konzentrieren. Wir müssen gleichzeitig
die „japanisch-amerikanische Herausforderung“
annehmen.

II. Die Zeitenwende der
achtziger Jahre

Wir begreifen schon heute die achtziger Jahre als
eine der großen Zeitenwenden in der Weltge-
schichte. Wir denken dabei an den Zerfall der So-
wjetunion, des letzten europäischen Kolonial-
reichs. Nur allmählich werden wir gewahr, daß die
achtziger Jahre eine zweite Entwicklung von welt-
historischer Bedeutung brachten: den Aufstieg Ja-
pans zur wirtschaftlichen Supermacht. Dieser Auf-
stieg setzt - nicht anders als der Abstieg der So-
wjetunion - grundlegend neue Daten für die Welt-
politik. Aus der Ära der Geopolitik treten die fort-
geschrittenen Industrieländer in eine Ära der Geo-
Ökonomie. Wo die „großen Mächte“ einst um
Territorien, Kolonialreiche und Einflußsphären



kämpften, da kämpfen sie jetzt um technologische
Führerschaft und Beherrschung der globalen Hoch-
technologiemärkte. Wirtschafts- und Technologie-
themen rücken ins Zentrum der Weltpolitik.

Nichts macht die neuen Realitäten im geo-ökono-
mischen Zeitalter besser bewußt als ein Blick auf
das dramatische Hochtechnologieringen zwischen
Japan und Amerika in den achtziger Jahren. Wir
wollen uns dieses Ringen deshalb kurz vergegen-
wärtigen, bevor wir zu der Situation Deutschlands
und Europas zu Beginn der neunziger Jahre
kommen.

1. Japan und Amerika in den achtzigerJahren:
das „staunenerregende Rennen"

Zu Beginn der achtziger Jahre erschien in den USA
ein Buch mit dem Titel „The Amazing Race“. In
ihm rückte der Autor William Davidson den japa-
nisch-amerikanischen Wettlauf auf den neuen
Hochtechnologiemärkten in den Blick, und er sagte
mit bemerkenswerter Voraussicht: „Dieses Rennen
ist vielleicht die wichtigste Entwicklung, die in der
Welt vor sich geht.“ Heute, zu Beginn der neunzi-
ger Jahre, ist das Rennen auf den meisten Feldern
entschieden. Während die Amerikaner ihre Auf-
merksamkeit und Energie auf den Kalten Krieg ge-
gen die Sowjetunion richteten, rang Japan in einem
lautlosen „Heißen Krieg“ große Teile der amerika-
nischen Hochtechnologieindustrie auf ihrem eige-
nen Heimatmarkt nieder und stieg zur technologi-
schen Vormacht auf:

- Schon an der Wende zu den achtziger Jahren zer-
störten die Japaner die amerikanische Unterhai-
tungselektronik-Industrie in einem massiven Dum-
ping-Angriff, der seither oft beschrieben wurde.
Von den 27 großen amerikanischen Produzenten
von Radio- und Fernsehgeräten - unter ihnen eine
der strahlendsten Firmen der fünfziger und sechzi-
ger Jahre: die Radio Corporation of America -
blieb nur noch ein einziger übrig. Es ist dies die
Firma Zenith, die seit langem mit Verlusten ar-
beitet (und inzwischen mit koreanischer Beteili-
gung). Die übrigen Hersteller gingen unter oder
wurden von Japanern und Europäern übernom-
men. Hergestellt werden allein Fernsehgeräte. Die 
Produktion in Amerika ist also auf dem Stand von
Ende der siebziger Jahre stehengeblieben. Die 
neuen Generationen von Unterhaltungselektronik-
geräten wie CD-Abspielgeräte, Videorecorder,
Camcorder, Walkman und Videoman werden aus
Japan oder japanischen Fabriken in Asien sowie aus
Korea importiert. Man könnte sie in Amerika auch
gar nicht mehr herstellen, denn die „skill base“ ist
nicht mehr da.

- Tief in den amerikanischen Heimatmarkt einge-
drungen ist seit Mitte der siebziger Jahre auch die
japanische Autoindustrie. Schon 1980 verdrängte
Japan die USA aus ihrem angestammten ersten
Platz in der Weltautomobilproduktion. Heute hal-
ten japanische Hersteller einen Anteil von 36 Pro-
zent am amerikansichen PKW-Markt - Lieferun-
gen von Autos, die unter US-Markennamen ver-
kauft werden, eingeschlossen. Es war ein Platz-
tausch von symbolischer Bedeutung, ist doch das
Auto das amerikanischste aller Industrieprodukte,
das wie kein anderes den „American Way of Life“
geschaffen hat.

Mit der Unterhaltungselektronik- und der Automo-
bilindustrie hatte Japan die beiden großen Konsum-
güterindustrien erobert, die ihrerseits wieder Groß-
abnehmer und Technologietreiber für die anderen
Industrien der Informationstechnik sind: die Her-
steller von Halbleitern, Computern, Telekommuni-
kationsgeräten, Werkzeugmaschinen und Robo-
tern. Die Japaner hatten sich damit die Ausgangs-
basis geschaffen, von der aus sie zur Eroberung der
informationstechnischen Industrie insgesamt antre-
ten konnten. Und sie traten an:

- Mitte der achtziger Jahre überrannten die Japa-
ner die amerikanische Halbleiterindustrie im ferti-
gungstechnologisch entscheidenden Bereich der
Speicherschaltkreise. Eine Anweisung von Hitachi
an seine Verkaufsagenten in Amerika wurde be-
kannt; sie lautete: „Nenne einen Preis, der 10 Pro-
zent unter dem der Konkurrenz liegt. Steigt sie in
diesen Preis ein, setze ihn weitere 10 Prozent herun-
ter. Die Angebotsrunde ist zu Ende, wenn Hitachi
gewonnen hat. 25 Prozent Provision sind garan-
tiert.“

Als der Staub der Schlacht sich gelegt hatte, zählten
die japanischen Angreifer über vier Milliarden Dol-
lar Verluste, aber so gut wie alle amerikanischen
Halbleiterfirmen waren aus dem Speicherchip-
markt ausgeschieden. George Schneer, Vizepräsi-
dent der Firma Intel, die den Integrierten Speicher-
schaltkreis erfunden hat, kommentierte damals:
„Es war wie Pearl Harbour.“

Heute dominieren die Japaner - mit Ausnahme der
(durch Ursprungsrechte geschützten) Mikroprozes-
soren - den Weltmarkt für Integrierte Schaltkreise.
Und noch entscheidender: Sie sind dabei, den
Markt für Halbleitermaterialien ebenso wie für Fer-
tigungs- und Testgeräte zu monopolisieren. Schon
heute kann niemand mehr höchstintegrierte Halb-
leiter herstellen ohne Belichtungsgeräte von Nikon
oder Canon und anderes mehr. Siemens fertigt in
Regensburg seine Megabit-DRAMs mit Canon Be-
lichtungsgeräten und mußte japanische Reinstche-



mikalien Woche für Woche pünktlich in Literfla-
schen aus Japan einfliegen.

Der japanische Sieg in der Halbleiterindustrie
kann in seiner Bedeutung überhaupt nicht über-
schätzt werden. Denn mit der Halbleiterindustrie
haben die Japaner das Fundament erobert, auf
dem die gesamte informationstechnische Industrie
ruht.

- Zur gleichen Zeit wie die amerikanischen Spei-
cherproduzenten gingen unter dem japanischen
Ansturm auch die amerikanischen Werkzeugma-
schinenhersteller unter - die „Industrie der Indu-
strien“. Die US-Produktion, einst die größte der
Welt, schrumpfte fast auf die Hälfte; und immer
mehr von dieser Hälfte wird in japanischen Fabri-
ken in Amerika produziert.Nicht anders rissen die
Japaner auch die Führung bei Industrierobotern an
sich. Japan ist heute - mit riesigem Abstand - der
weltweit größte Produzent und Anwender von Ro-
botern.

- In raschem Vordringen ist Japan auch auf den
Weltmärkten für Telekommunikations-Ausrüstun-
gen. Es hat Amerika und Deutschland aus ihren
einst führenden Positionen auf dem Weltmarkt
verdrängt und exportiert heute doppelt soviel wie
beide zusammengenommen. Die japanischen Un-
ternehmen und ihre Fabriken in Asien beherr-
schen bereits die Massenmärkte der Endgeräte:
Bei Telefaxgeräten haben die Japaner ein Mono-
pol, bei Telefonen einen dominierenden Anteil
und auf dem neu entstehenden Massenmarkt der
Funktelefone liefern Matsushita, NEC und die an-
deren Japaner dem US-Konzern Motorola einen
erbitterten Kampf.

- Bleibt als letzte Bastion der Amerikaner die
Computerindustrie, wo die US-Hersteller noch
60 Prozent des Weltmarkts halten. Jedoch auch
hier sind Einschränkungen zu machen: Mehr als
die Hälfte der Komponenten und Peripheriegeräte
der von US-Firmen verkauften Computer ist be-
reits japanisch - Chips, Bildschirme, Disketten-
laufwerke, Drucker. Die neunziger Jahre bringen
nun den Übergang von firmeneigenen zu offenen
Standards. Je mehr aber Computer zu standardi-
sierter Massenware werden, um so mehr werden
sie zur Domäne dessen, der die Massenfertigung
der Komponenten beherrscht: also Japans.

Die Japaner dominieren bereits weltweit den am
schnellsten wachsenden Teilmarkt: den neuen
Markt der Laptops und Notizbuchcomputer, der
schon Mitte der neunziger Jahre über die Hälfte
des Markts für Personal-Computer ausmachen
dürfte. Wo amerikanische Hersteller tragbare

Computer anbieten, sind sie bei Schlüsselkompo-
nenten (wie Flüssigkristall-Flachbildschirmen) auf
die Japaner angewiesen. Besonders ausgeprägt ist
die Dominanz der Japaner bei den Notizbuchcom-
putern, wo sie ihre Überlegenheit in der Miniaturi-
sierungstechnik voll ausspielen können; IBM und
Apple lassen ihre Maschinen von Ricoh und Sony
produzieren.

Im Hardware-Bereich ist die Position der amerika-
nischen Computerindustrie also bereits untermi-
niert. Unangefochten führend allerdings sind die
Amerikaner weiterhin in der Software, in der Ver-
netzungstechnik und bei parallelverarbeitenden
Computern.

Nach der Devise: „Die Trauben sind zu sauer“
propagieren denn auch bereits einige Amerikaner
das „computerlose Computerunternehmen“.
Amerika solle die Hardware-Fertigung aufgeben
und sich auf Software-Lösungen und Systeminte-
gration konzentrieren. Hier winkten die großen
Gewinne, die Hardware könne man billig von den
Japanern, Koreanern und Taiwanesen kaufen. Mi-
crosoft, nicht IBM sei das Modell für die Zukunft.

Doch Zweifel scheinen angebracht, ob die Japaner
sich wirklich damit zufriedengeben werden, den
Amerikanern billig die Hardware zu liefern und
zuzusehen, wie diese mit der Software die hohen
Profite einfahren. Zweifel gibt es auch, ob man auf
Dauer die neueste Software entwickeln kann, ohne
auch die neueste Hardware zu entwickeln. Und
nicht zuletzt: Computer werden allgegenwärtig
sein - als Multimedia-Personal Computer, als
hochauflösende Fernsehgeräte, als Steuerungssy-
steme in Autos, als Übersetzungsmaschinen in Te-
lefonen. Der Hardware-Markt ist also ein riesiger
Wachstumsmarkt.

2. Japans Aufstieg zur wirtschaftlichen
Supermacht

Während das sowjetische Imperium in den achtzi-
ger Jahren zusammenbrach und Amerika seine
Kräfte im Kalten Krieg erschöpfte, stieg auf der
anderen Seite Japan zu einer Supermacht neuer
Art auf - einer Supermacht des 21. Jahrhunderts,
deren Einfluß nicht auf militärischer Rüstung
gründet, sondern auf der globalen Macht seiner In-
dustrieunternehmen, seiner Handelshäuser, seiner
Banken:
- Japan ist heute die erste Industriemacht der
Welt:
Hatte Amerika zu Beginn des Jahrhunderts mit
Henry Fords Fließband und Frederick Taylors
Zerlegung des Produktionsprozesses das Zeitalter



der Massenproduktion heraufgeführt, so hat nun
Japan am Ende des Jahrhunderts die Produktions-
technik ein zweites Mal revolutioniert. Die neue,
flexible Fertigungsweise der „schlanken Produk-
tion“, von Toyota geschaffen, ist dem starren
Fordschen Produktionssystem, wie es in Amerika
und Europa noch geübt wird, in Produktivität und 
Qualität haushoch überlegen. Die japanischen
Automobilfabriken brauchen für die Montage
eines Mittelklassewagens gerade halb so viele
Arbeitsstunden wie ihre amerikanischen und euro-
päischen Konkurrenten.

- Japan ist die erste Finanzmacht:

Es hat die höchste nationale Sparrate und damit
die höchste Kapitalbildungsrate innerhalb der
Triade Japan-Amerika-Europa: 18 Prozent des
Sozialprodukts gegenüber weniger als zehn Pro-
zent in Westdeutschland und weniger als fünf Pro-
zent in den USA. Japans Nettoauslandsvermögen
liegt bei 400 Mrd. Dollar und dürfte bis zum Ende
der Dekade auf über 1000 Mrd. Dollar ansteigen;
die USA dagegen haben eine Netto-Auslands-
schuld von 700 Mrd. Dollar, und diese steigt uner-
bittlich weiter an. Japan ist ferner das größte Ge-
berland von Entwicklungshilfe. Und es sind, ab-
hängig vom Wechselkurs des Yen, die acht oder
zehn größten Banken der Welt japanisch. Nach der
forcierten Expansion in der zweiten Hälfte der
achtziger Jahre befinden sich die japanischen Ban-
ken gegenwärtig in einer Konsolidierungsphase.
Aber noch vor Mitte der neunziger Jahre dürften
sie ihre weltweite Expansion wieder aufnehmen.
Wie Großbritannien in der Zeit der „Pax Britan-
nica“ hat Japan heute entscheidenden Einfluß auf
die Kapitalströme in der Welt - wohin sie gehen
und für welche Zwecke sie verwandt werden.

- Japan ist auf dem Weg, in den neunziger Jahren
auch die erste Technologiemacht zu werden:

Es gibt eine Reihe amerikanischer und japanischer
Untersuchungen über die „emerging technologies"
- die neu aufsteigenden Großtechnologien wie Su-
praleiter oder Bildverarbeitung. Die Untersuchun-
gen zeigen übereinstimmend, daß Japan bei den 
meisten dieser Technologien gegenüber Amerika
bereits vorne liegt oder am Überholen ist. Europa
ist der zumeist weitabgeschlagene Dritte. Bei vie-
len der großen japanischen Konzerne übertreffen
die Investitionen in Forschung und Entwicklung
inzwischen die Investitionen in Fabrikanlagen und
Ausrüstungen. Japan wird zum Produktlabor der
Welt.

- 1989, rechtzeitig zum Ende der Dekade, setzte
Japan ein weiteres Datum: Es investierte in seine

Wirtschaft zum ersten Mal mehr als Amerika. 1990
setzte sich dieser Trend beschleunigt fort. Mit 700
Mrd. Dollar lagen Japans Investitionen um ein
Drittel höher als die Investitionen Amerikas, das
eine doppelt so große Bevölkerung hat.

- Japan investiert dabei nach einem globalen Plan,
der jeder Region ihre Rolle zuweist:

Die Herstellung ausgereifter Produkte wird insbe-
sondere nach Südostasien verlagert, das immer
mehr zu einer zentral von Tokio aus geplanten und 
gesteuerten Produktions- und Exportbasis des
„Größeren Japan“ wird.

Der Großteil der japanischen Direktinvestitionen
geht nach Nordamerika und Westeuropa. Ziel ist
hier, diese beiden größten Märkte der Welt von
innen her zu erobern.

Für sich selbst reserviert Japan Entwicklung und 
Produktion der jeweils neuesten Generationen der
Hochtechnologiegüter und insbesondere ihrer
Schlüsselkomponenten. Die Tätigkeiten mit der
höchsten Wertschöpfung bleiben in Japan!

Konsequent arbeitet Japan so auf eine Situation in
der Weltwirtschaft hin, in der es die Schlüsseltech-
nologien des 21. Jahrhunderts monopolisiert: Ma-
terialien sowie Fertigungs- und Testgeräte für
Halbleiter, Flüssigkristall-Farbbildschirme, Laser-
Dioden, Optikspeicher, miniaturisierte Audio-
und Videogeräte, Hochleistungsmagneten aus sel-
tenen Erden, Hochleistungskeramiken usw. Geht
diese Strategie auf, dann verlören Amerikaner und
Europäer ihren einzigen wirtschaftlichen Gegen-
trumpf - die Zugangskontrolle zu ihren großen
Heimatmärkten.

Zu Beginn der neunziger Jahre erreicht Japans So-
zialprodukt 60 Prozent des amerikanischen; liegt
das japanische Pro-Kopf-Einkommen, nominal ge-
rechnet, um zehn Prozent über dem amerikani-
schen, wächst Japans Wirtschaft in der langfristi-
gen Durchschnittsrate um zwei bis drei Prozent pro
Jahr schneller. Fügt man dem die wahrscheinliche
Annahme hinzu, daß der Yen sich gegenüber dem
Dollar weiter aufwertet, so könnte Japan schon zu
Beginn des 21. Jahrhunderts Amerika auch in der
absoluten Höhe des Sozialprodukts überholen. Ja-
pan als Nation hätte dann erreicht, was das Ziel 
jeden japanischen Unternehmens ist: ichiban zu
sein - die Nummer Eins.



III. Die neunziger Jahre:
Schlacht um Europa

Amerika begreift heute, nach dem Sieg über die
Sowjetunion im Kalten Krieg, Japan als die neue
Herausforderung. Die amerikanische Industrie
mobilisiert, die Regierung geht zu einer massiven
Förderung der eigenen Hochtechnologieindustrien
über - zu einer Industriepolitik, auch wenn man
das Wort noch vermeidet.

Aber es gibt auch eine zweite Reaktion: Nach der
alten Lebensweisheit „if you can’t beat them, join
them“ schließen sich die amerikanischen Unter-
nehmen mit ihren japanischen Konkurrenten, über
die gesamte Breite der Hochtechnologien hin, zu
globalen Firmenallianzen zusammen - von der
Automobilindustrie bis zur informationstechni-
schen Industrie und zur Luft- und Raumfahrt, von
den neuen Werkstoffen bis hin zur neuen Biotech-
nik. Es gibt schon heute keinen amerikanischen
Halbleiterhersteller mehr, der nicht mit einem ja-
panischen Partner verbunden ist und von ihm die
Fertigungstechnik lernt.

Welche von diesen beiden amerikanischen Reak-
tionsweisen wird sich am Ende durchsetzen? Die
Mobilisierung der eigenen Kräfte im Angesicht der
japanischen Herausforderung? Oder der Zusam-
menschluß zu einem globalen Hochtechnologie-
Duopol, in dem ein resignierendes Amerika die ja-
panische Führung anerkennt? Noch hat der ameri-
kanische Kampfgeist die Oberhand: Die USA und
Japan gehen in den neunziger Jahren in die „zweite
Runde“.

In dieser zweiten Runde aber verlagert sich der
Hauptschauplatz des Hochtechnologieringens
nach Europa. Hier vollendet die Europäische Ge-
meinschaft zum 1. Januar 1993 den „Einheitlichen
Binnenmarkt“. Die bisher durch unterschiedliche
Normen fragmentierten zwölf Einzelmärkte wach-
sen zu einem einzigen Markt zusammen, der mit
einem Volumen von 6 Billionen Dollar den ameri-
kanischen Markt an Kaufkraft übertrifft. Zugleich
öffnen sich die jetzt noch vielfach national ge-
schützten Märkte für Automobile und Telekom-
munikationsausrüstungen. Ein neuer Mega-Markt
entsteht also, und wer auf ihm gewinnt, der ent-
scheidet das Hochtechnologierennen weltweit für
sich. Der Schlacht um den amerikanischen Markt
in den achtziger Jahren folgt so in den neunziger
Jahren die Schlacht um den europäischen Markt.

Der Angriff aus Übersee erfolgt von zwei Seiten:
von außen durch Exporte und von innen durch Di-
rektinvestitionen. Im Handel ist Europas Defizit in
der Elektronik, das 1979 erst 1,5 Mrd. Dollar be-
trug, auf 40 Mrd. Dollar im Jahr 1990 angestiegen
und wird bis 1996 weiter auf etwa 58 Mrd. Dollar
wachsen.

Was den Angriff von innen betrifft, so sind die
amerikanischen Automobil- und Elektronikunter-
nehmen bereits seit den fünfziger und sechziger
Jahren fest in Europa etabliert. Ford-Europa und
die General-Motors-Töchter Opel und Vauxhall
haben einen Anteil von einem Viertel am westeu-
ropäischen Automobilmarkt. IBM, Digital Equip-
ment Corporation, Hewlett-Packard, Apple u. a.
haben den Großteil des europäischen Computer-
markts in der Hand. In Abwehr des japanischen
Angriffs auf dem europäischen Markt bauen die
Amerikaner jetzt ihre Positionen weiter aus.

Die Direktinvestitionen der japanischen Unter-
nehmen in der Europäischen Gemeinschaft sind in
den letzten Jahren geradezu explodiert. Lagen sie
in der ersten Hälfte der achtziger Jahre im Durch-
schnitt unter 1 Mrd. Dollar pro Jahr, so betrugen
sie 1989 und 1990 jeweils 14 Mrd. Dollar. Der Ge-
samtbestand der japanischen Direktinvestitionen
in der EG erreichte 1990 die Summe von 56 Mrd.
Dollar. Ihnen standen EG-Investitionen in Japan
in Höhe von weniger als 4 Mrd. Dollar gegenüber.
Dies ist ein Ungleichgewicht von 15 :1. Blickt man
nur auf die gegenseitigen Direktinvestitionen in
den informationstechnischen Industrien, so dürfte
das Ungleichgewicht 100:1 betragen.

Von außen durch Exporte und von innen durch Di-
rektinvestitionen angegriffen, steht der euro-
päischen Elektronik- und Autoindustrie in den
neunziger Jahren ein gnadenloser Verdrängungs-
wettbewerb bevor. Globale japanische und ameri-
kanische Konzerne treten gegen europäische Un-
ternehmen an, die bereits weitgehend auf ihren
Heimatmarkt zurückgeworfen sind.

In kritischer Lage befinden sich bereits Europas
Halbleiter- und Computerhersteller: Die europäi-
schen Halbleiterproduzenten haben auf ihrem Hei-
matmarkt gerade noch einen Anteil von einem
Drittel, zwei Drittel sind in der Hand amerikani-
scher und japanischer Unternehmen. Alle drei be-
deutenden europäischen Hersteller - Philips, SGS-
Thomson und Siemens - machten 1990 Verluste,
die in der Gegend von jeweils 500 Mio. DM lagen.
In dieser Situation investieren nun Japaner wie
Amerikaner massiv in den Aufbau vollintegrier-
ter Halbleiter-Fabriken in Europa. Die meisten
dieser Fabriken werden aus der EG-Kasse und



den nationalen Kassen mit hohen Subventionen
gefördert - die europäischen Steuerzahler unter-
stützen also den Verdrängungswettbewerb gegen
ihre eigenen Firmen!

Unter dem Druck der Verluste schied bereits Phi-
lips aus der Weiterentwicklung von Speicherchips
und damit aus der Weiterentwicklung der Ferti-
gungstechnologie aus. SGS-Thomson ist an der
Entwicklung der DRAM-Technologie ohnehin
nicht beteiligt. Bleibt Siemens: Auf ihm allein ruht
nun Europas Hoffnung, einen Rest an Autonomie
in der Fertigungstechnik für höchstintegrierte
Schaltkreise zu verteidigen. Aber auch Siemens
wird die Last bereits zu schwer. Es verzichtete be-
reits auf die Produktion des von ihm entwickelten
16-Megabit-Chip und kaufte sich in die IBM-Fa-
brik in Corbeil-Essons bei Paris ein. Die Entschei-
dung, ob Siemens - und damit Europa - im Ren-
nen bleibt, fällt Mitte der neunziger Jahre, wenn
die Frage ansteht, ob Siemens für den gemeinsam
mit IBM entwickelten 64-Megabit-Chip eine
eigene, 2 Mrd. DM teure Fertigungslinie baut.

Nicht besser als bei den europäischen Halbleiter-
herstellern sieht es bei den Computerherstellern
aus. Wie bei den Chips ist der größte Teil des euro-
päischen Computermarktes bereits in der Hand
amerikanischer und japanischer Unternehmen; der
europäische Anteil aber schrumpft weiter in rapi-
dem Tempo, die Hiobsbotschaften jagen sich:

- Nixdorf, noch vor kurzem Star der europäischen
Computerindustrie, erlitt 1989 einen Verlust von
über 1 Mrd. DM und wurde von Siemens aufgefan-
gen.

- Die französische Gruppe Bull erlitt 1990 einen
Verlust von fast 7 Mrd. Franc; der französische
PC-Hersteller SMT-Goupil ist bankrott.

- Olivetti kündigte für 1991 einen Verlust von 400
Mio. DM an; der Umsatz ging um 4,8 Prozent zu-
rück.

- Der britische Großcomputerhersteller ICL
wurde Ende Juni 1990 von Fujitsu übernommen.

- Das 1,2-Mrd.-Dollar-Computergeschäft des fin-
nischen Elektronik-Konzerns Nokia ging im Früh-
jahr 1991 an Fujitsu-ICL.

- Die Mannesmann-Computertochter Kienzle
wurde an die amerikanische Digital Equipment
Corporation verkauft.

- Philips, das 1990 einen Gesamtverlust von über
4 Mrd. Gulden erlitt, gab sein gesamtes Minicom-
putergeschäft auf und verkaufte ebenfalls an die
Digital Equipment Corporation.

- Das Jahr 1991 endete mit der Nachricht, daß die
Allgäuer Firma Schneider - wie Nixdorf noch un-
längst ein Stern an Deutschlands Computer-Him-
mel - nach hohen Verlusten die Computerferti-
gung einstellt und in Zukunft asiatische und ameri-
kanische PCs verkaufen wird.

Von den neun Hardware-Herstellern von Bedeu-
tung, die Europa 1989 hatte, sind heute - zwei
Jahre später - nur noch drei Unternehmen übrig
geblieben: Siemens-Nixdorf, Bull, Olivetti. Alle
drei machen hohe Verluste, melden schrumpfende
Umsätze und bauen Personal ab.

Andrew Grove, der Präsident von INTEL, der für
die Entwicklung der Informationstechnik in den 
letzten 20 Jahren vielleicht wichtigsten Firma, hat
einmal gesagt: „Die Halbleitertechnik ist die Tech-
nik, die zu anderen Techniken befähigt. Sie ist für
die kommenden Dekaden Grundlage für Fort-
schritte auf jedem anderen Gebiet der Wissen-
schaft und Technik. Das Risiko einzugehen, das
21. Jahrhundert mit einer zweitrangigen Halb-
leiterindustrie zu betreten, ist reine Narrheit.“

Nun, die Europäer gehen, wenn sie die Trends so
weiterlaufen lassen, das Risiko ein, das 21. Jahr-
hundert ohne Halbleiterindustrie überhaupt zu be-
treten. Und sie geben auch noch die Computerin-
dustrie drein. Halbleiter und Computer aber sind
die Basis für die übrigen informationstechnischen
Industrien: Unterhaltungselektronik, Telekommu-
nikation, Werkzeugmaschinen und Industrieauto-
matisierung, Autoelektronik, Medizinelektronik.
Bricht diese Basis weg, so ist es wohl nur noch eine
Frage der Zeit, wann die Europäer auch aus den
meisten übrigen Bereichen verdrängt sein werden.

Europa 2000 wäre dann ohne eigene Unternehmen
in der informationstechnischen Industrie, wäre
technologische Kolonie.

IV. Was ist zu tun?

1. Die Aufgabe der Unternehmen

Die Frage richtet sich zuerst an die Unternehmen.
Letztlich hängen wir alle davon ab, daß es unsere
Unternehmen schaffen, Europa wettbewerbsfähig
zu halten. Wir anderen geben den Unternehmen
gute Ratschläge mit auf den Weg, die sie längst
schon selbst wissen und wo sie uns sagen: „Ihr habt
gut reden!“ Die drei zentralen Ratschläge heißen:



- Erstens: Japan hat die Produktionstechnik revo-
lutioniert. Die europäischen Unternehmen müssen
von Japan lernen und sich von der fordistischen,
starren Massenproduktion auf die flexible
„schlanke Fertigung“ der Japaner umstellen.

- Zweitens: Es kommt darauf an, statt in kurzfri-
stigen Gewinnen zu denken, langfristig und strate-
gisch in Marktanteilen zu denken.

- Drittens: Der relevante Markt ist heute nicht
mehr der nationale oder auch der regionale Hei-
matmarkt, sondern der Weltmarkt. Das neue
Stichwort heißt: Globalisierung. Insbesondere
Hochtechnologie-Unternehmen müssen heute auf
allen wichtigen Märkten der Welt präsent sein,
und präsent heißt nicht nur präsent durch Exporte,
sondern durch Tochterfirmen oder Gemeinschafts-
unternehmen, die an Ort und Stelle produzieren
und forschen. Wettbewerbsstärke heute ist „Tria-
denmacht“ - Macht, die durch Präsenz in den drei
Schlüsselmärkten Nordamerika, Westeuropa und
Japan geschaffen wird.

Die neuen strategischen Imperative für unterneh-
merisches Handeln gehen von Japan aus. Die glo-
bal operierenden japanischen Unternehmen haben
die Wettbewerbsbedingungen auf den Weltmärk-
ten von Grund auf verwandelt; sie haben - Markt
nach Markt - immer wieder demonstriert, daß man
selbst auf dem heimischen Markt auf Dauer nur
wettbewerbsfähig bleiben kann, wenn man den ja-
panischen Konkurrenten auch auf den Weltmärk-
ten ins Auge sieht. Und Weltmärkte meint hier
nicht zuletzt den japanischen Markt selbst. In vie-
len Hochtechnologien ist heute Japan der „state of
the art market“ - also der Markt, der technolo-
gisch an der Spitze steht. Schon allein, um den
technologischen Anschluß zu halten, muß ein
Unternehmen deshalb auf diesem Markt durch Fa-
briken sowie Forschungs- und Entwicklungszen-
tren präsent sein.

Die meisten europäischen Firmen sind immer noch
im wesentlichen eurozentrisch und liegen in der
Globalisierung der Produktion und Forschung hin-
ter den japanischen Konkurrenten und auch hinter
ihren amerikanischen Wettbewerbern zurück.

Schwach ist die Präsenz europäischer Unterneh-
men insbesondere in Asien, dem dynamischsten
Markt der Welt. Das gilt - abgesehen von der Che-
mie und einigen rühmlichen Ausnahmen wie
Bosch - auch für die deutsche Industrie, die sich so
gerne als „Exportweltmeister“ fühlt. Aber in
Wirklichkeit sind die Deutschen nur „Europa-Ex-
portmeister“. Drei Viertel der deutschen Exporte
gehen nach Westeuropa, nur 7 Prozent in den am 

schnellsten wachsenden Wirtschaftsraum der Welt:
nach Ost- und Südostasien. Von den deutschen Di-
rektinvestitionen liegen nur 4 Prozent in Asien, da-
von 2 Prozent in Japan und weitere 2 Prozent im
restlichen Asien.

Dieser Zustand stellt für die europäischen Unter-
nehmen ein schweres Handicap dar. Sie können
auf dem europäischen Markt allein nicht die Welt-
marktanteile von 10-15 Prozent gewinnen, die in
den teuren großen Technologien notwendig sind.
Und sie können, wenn die globalen japanischen
Unternehmen auf dem europäischen Markt einen
Preiskampf und Verdrängungswettbewerb auslö-
sen, nicht auf dem japanischen Markt zurückschla-
gen.

2. Die Rolle des Staates

Japans Auftreten in der Weltwirtschaft erzwingt
ebenso eine Neudefinition der Rolle des Staates in
der Wirtschaft, wie es eine Neudefinition unter-
nehmerischer Strategien erzwungen hat.

a) Dialog zwischen Staat und Wirtschaft

Das ordoliberale Credo unserer Wirtschaftspolitik
lautet: Die Aufgabe des Staates in der Wirtschaft
ist es, die Voraussetzungen für einen freien Wett-
bewerb zu schaffen und diesen funktionsfähig zu
halten. Er hat dagegen nichts mit der Frage zu tun,
in welche Richtung sich eine Volkswirtschaft ent-
wickelt, welche Technologien und Industrien in ihr
entstehen. Diese Frage wird einzig und allein vom
Markt beantwortet.

Wir haben mit dieser Lehre gute Erfahrungen zu
Zeiten Ludwig Erhards gemacht. Doch wir leben
nicht mehr in den fünfziger oder sechziger Jahren.
Damals ging es darum, die Industrien der zweiten
industriellen Revolution wiederaufzubauen: Stahl,
Maschinenbau, Elektrotechnik, Chemie, Automo-
bile und Schiffe. Heute dagegen leben wir in einer
ungeheuren Umbruchszeit - im Übergang zur In-
formationsgesellschaft. Die neuen Hochtechnolo-
gien stellen uns vor ganz andere Bedingungen als
die Technologien der Vergangenheit. Sie erfor-
dern oft Milliarden an Entwicklungskosten und sie
erfordern Planungshorizonte von 10-20 Jahren.
Mit solchen Aufgaben aber ist das einzelne Unter-
nehmen überfordert.

Der Fortschritt vom Industriezeitalter in die Infor-
mationswirtschaft braucht die Mitwirkung des
Staates, braucht eine marktkonforme Industriepo-
litik. Ich möchte hier nicht mißverstanden werden.
Eine Volkswirtschaft gedeiht nur, wenn es Wettbe-
werb, harten Wettbewerb, gibt. Aber Japan hat



gezeigt, daß man dieses Erfordernis des Wettbe-
werbs sehr wohl vereinen kann mit einer Industrie-
politik, die Anreize schafft, den Wettbewerb in die
Zukunftsindustrien zu lenken. Auch hier heißt also
die Devise: von Japan lernen.

Kommt die Frage auf den Erfolg Japans, so sind
sich bei uns die meisten schnell einig: Die Japaner
sind „Workaholics und bereit, in Kaninchenställen
zu leben“, um die geniale Erkenntnis zu zitieren,
die eine EG-Delegation aus Japan zurückbrachte.
Das ist eine bequeme Meinung, denn die Schluß-
folgerung ist: Mit solchen Menschen kann man
nicht konkurrieren, denn so wollen wir nicht le-
ben; kein Handlungsbedarf also - außer vielleicht 
dem, daß wir die Japaner von unseren Märkten
ausschließen.

Ich fürchte jedoch, die Wahrheit ist unbequemer.
Es sind keineswegs primär die japanischen Ar-
beiter, die durch „unmenschlichen“ Fleiß und An-
spruchslosigkeit Japan zur Nummer Eins gemacht
haben. Es sind vielmehr die politischen, wirtschaft-
lichen und gewerkschaftlichen Führungseliten, die
unseren Eliten überlegen sind. Und sie sind unse-
ren Eliten überlegen, weil sie miteinander intensiv
kommunizieren, weil sie zusammenarbeiten und 
Japan in einem grundsätzlichen Konsens in die Zu-
kunft steuern.

In Europa gilt - wie in Amerika - die Theorie, daß
Management und Gewerkschaften sowie Regie-
rung und Unternehmer in einem eher antagonisti-
schen Verhältnis zueinander stehen und stehen sol-
len. Jeder muß seine eigenen Belange verteidigen.
In Japan ist dies anders. Hier ist die Leitidee, daß
Management und Gewerkschaften sowie Staat und 
Unternehmen nicht gegensätzliche Interessen ha-
ben, die sie gegeneinander wahren müssen, son-
dern daß sie primär ein gemeinsames Interesse ha-
ben. Es gilt das Prinzip der Zusammenarbeit, ja
einer symbiotischen Zusammenarbeit. Ich will hier
nur über die Zusammenarbeit zwischen Staat und
Unternehmen in Japan sprechen. In ihrem Zen-
trum steht ein intensiver, permanenter Dialog über
die Zukunft. Dieser Dialog wird organisiert und 
betreut vor allem vom MITI, dem Ministerium für
Internationalen Handel und Industrie.

Bei uns herrschen über das heutige MITI häufig
falsche Vorstellungen, die aus der Rolle abgeleitet
sind, die das MITI in der Aufbauphase der japani-
schen Wirtschaft spielte, also in den fünfziger und 
sechziger Jahren. Damals war das MITI ein dirigi-
stisches Ministerium. Heute aber besteht seine
Rolle vor allem in der Erfüllung zweier Aufgaben:
Es moderiert den nationalen Dialog über die Zu-
kunft von Wirtschaft und Gesellschaft, und es

führt die Firmen zu gemeinsamen Forschungs- und
Entwicklungsprogrammen in den „emerging tech-
nologies" zusammen - den künftigen Schlüssel-
technologien.

MITI organisiert und moderiert insbesondere den
Industriestruktur-Rat, in dem Spitzenmanager,
Beamte, Wissenschaftler aus allen Bereichen, Ge-
werkschafter und Journalisten zusammensitzen,
um die großen Orientierungslinien für Wirtschaft
und Gesellschaft auf ihrem Weg ins 21. Jahrhun-
dert zu erarbeiten. Jeweils zu Beginn eines neuen
Jahrzehnts geht MITI mit seinen „Visionen“ an die
Öffentlichkeit. Es ist dies ein umfangreiches Do-
kument, in dem MITI seine Vorstellungen über die
Entwicklungstendenzen in der neuen Dekade dar-
stellt, wobei es nicht nur um wirtschaftlich-techno-
logische, sondern auch um gesellschaftlich-kultu-
relle Tendenzen geht. Aus der Voraussage der
Entwicklungstendenzen ergeben sich Aussagen
über die Schlüsselbereiche für die Investitionen in
der neuen Dekade. Diese Schlüsselbereiche wer-
den dann durch die Forschungs-, Wirtschafts- und
Steuerpolitik des Staates vorrangig gefördert.

Ein solches Vorgehen birgt, unvermeidbar, Risi-
ken. Sind die Voraussagen falsch, kommt es zu
Fehlinvestitionen. MITI, die anderen Kernmini-
sterien, ebenso die großen Handelshäuser, Banken
und Unternehmen, verwenden deshalb enorme
Energie darauf, Zukunftsmodelle aufzustellen und 
ständig zu überprüfen und zu korrigieren. In regel-
mäßigen Abständen werden große Expertenum-
fragen durchgeführt. Bei der Umfrage von 1987
wurden über zwei Jahre hin die Meinungen von
3000 Experten zu 1100 Fragebereichen gesam-
melt.
Hinzu kommt das systematische Aufsaugen und
Auswerten aller Informationen über technologi-
sche Trends in Amerika und Europa. Hier wirken
die Außenstellen des MITI, die japanischen Bot-
schaften und Konsulate, die Handelshäuser, die
Banken und die Industrieunternehmen zusammen.
Tausende von Übersetzern verfolgen die Fachzeit-
schriften im Westen und machen alle neuen Er-
kenntnisse sofort der japanischen Forschung und 
der Industrie zugänglich. Es gibt kein Land, das
sich so intensiv wie Japan mit der Zukunft beschäf-
tigt und das so intensiv alle im eigenen Lande und
im Ausland verfügbaren Informationen sammelt
und auswertet. Durch das ständige Überprüfen des
eingeschlagenen Wegs an Hand neuer Informatio-
nen gelingt es MITI, Fehlorientierungen schnell zu
korrigieren.

Der Kontrast zu unserem Verhalten springt ins
Auge: Während die Japaner z. B. genau wissen, 



was an unseren Max-Planck-Instituten und Fraun-
hofer-Instituten geforscht und entwickelt wird,
wissen wir im allgemeinen kaum etwas darüber,
was in Japan erforscht und entwickelt wird. 95 Pro-
zent der dortigen wissenschaftlichen und techni-
schen Veröffentlichungen sind nur in Japanisch ge-
schrieben; wir machen uns nicht die Mühe, sie
übersetzen zu lassen. Es gilt das Prinzip: „Not in-
vented here“. Und dies, obwohl heute Japan in
vielen Bereichen der angewandten Forschung an
der Spitze in der Welt steht.

Es gibt bei uns ebensowenig einen Dialog Staat -
Wirtschaft, der auch nur im entferntesten ver-
gleichbar wäre mit dem systematischen, perma-
nenten Dialog in Japan. Regierung und Wirtschaft
reden in Deutschland im allgemeinen nur mitein-
ander, wenn es um unmittelbar anstehende Fragen
geht. Eine gemeinsame Meinungsbildung über die
zu erwartenden technologischen und gesellschaftli-
chen Entwicklungen erschiene Ordoliberalen be-
reits als Sünde wider den Heiligen Geist. Das Re-
sultat: Uninformiertheit, Orientierungslosigkeit,
Zielvakuum in Staat und Gesellschaft.

Nun, der Unterschied in den Ergebnissen, die aus
diesem unterschiedlichen Verhalten resultieren,
liegt nicht weniger deutlich vor Augen: Das japani-
sche Kabinett verabschiedete bereits 1969 den
„Neuen Gesamtentwicklungsplan“, der das Ziel
einer wissens-intensiven Wirtschaft aufstellte. Und
bereits zu Anfang der siebziger Jahre entstanden
die ersten detaillierten Pläne für den Aufbau einer
Infonnationswirtschaft und -gesellschaft. Bei uns
dagegen las man um diese Zeit noch den Bestseller
des Aachener Physikprofessors Wilhelm Fucks,
der in der Stahl- und Energieproduktion die
Schlüssel für die künftige Macht der Staaten sah.
Und während so die Japaner in den siebziger Jah-
ren aus energie- und rohstoffintensiven Industrien
ausstiegen und ihre Kräfte auf die informations-
technischen Industrien konzentrierten, setzten wir
in Deutschland und Europa auf Nuklearenergie
und hielten mit riesigen Subventionen Überkapazi-
täten in alten Industrien wie Kohle, Stahl und
Schiffbau am Leben.

Es ist eben nicht so, daß nur die Japaner Industrie-
politik betreiben. Auch wir betreiben sie. Wir be-
treiben nur die falsche. Die Japaner fördern die In-
dustrien der Zukunft; wir konservieren die Ver-
gangenheit.
Wie systematisch man im MIT! das gemeinsame
Nachdenken über die Zukunft und das Informa-
tionssammeln organisiert, darüber gibt im Kleinen
die gegenwärtige Vorbereitung des Programms für
die „Computer der Sechsten Generation“ An-

schauungsunterricht. Das Programm soll 1992 an-
laufen. Die Vorbereitung fing 1989, also drei Jahre
vorher, an. MITI gründete ein Gremium, dem
Spitzenmanager der japanischen Elektronikindu-
strie und Wissenschaftler aus allen Bereichen an-
gehören. Das Nachdenken in diesem Kreis ist kein
technokratisches Nachdenken, man stellt sich viel-
mehr als erstes die Frage: Welche Art von Compu-
tern und Netzwerken brauchen wir für die künftige
Informationsgesellschaft? Das geht so weit, daß
man sagt: „Wir brauchen eigentlich Computer, die
nicht nur logisch, sondern auch intuitiv denken
können, die also die Fähigkeiten der beiden Hirn-
hälften des Menschen vereinen.“ Technisch ausge-
drückt denkt man an Computer, in denen die Von-
Neumann-Architektur mit der Architektur neuro-
naler Netze zusammengebracht wird.

Während das Gremium in Japan intensiv an diesen
und anderen Fragen arbeitet, sendet man Erkun-
dungsmissionen in die wichtigen Forschungslabors
in Amerika und Europa und saugt systematisch
jede Information ab, die für die eigenen Projekte
interessant sein könnte. Man lädt zugleich be-
kannte amerikanische und europäische Forscher
zu Symposien nach Tokyo ein, die auf das großzü-
gigste ausgerichtet werden. Drei Jahre geht dieser
Vorbereitungsprozeß so weiter, bis dann das neue
Programm definiert ist und verkündet wird. Die
beteiligten Firmen schließen sich nun, von dem
Elektrotechnischen Labor MITIs koordiniert, zu
Entwicklungskonsortien zusammen, in denen sie
die einzelnen Projekte des Gesamtprogramms ge-
meinsam durchführen. Sind die Grundtechnolo-
gien erfolgreich entwickelt, trennen sich die Fir-
men und jede entwickelt für sich selbst die Pro-
dukte, mit denen es gegen die anderen Firmen zu
einem harten Wettbewerb auf dem Heimmarkt
und den Weltmärkten antritt.

Es ist dieses nationale System der Innovation und
der anschließenden Markteroberung, das Japan
seine heutige Überlegenheit gibt. Von ihm gilt es
zu lernen. Auch wir brauchen einen konstanten
Zukunftsdialog auf allen Ebenen zwischen Staat,
Wirtschaft, gesellschaftlichen Kräften und Me-
dien. Und auch wir brauchen ein Beratergremium
- nennen wir es Technologierat -, das für die Re-
gierung Gutachten über die technologischen und 
gesellschaftlichen Trends erstellt, Empfehlungen
ausspricht und so dem Zukunftsdialog zuarbeitet.

Aus dem Dialog Staat-Wirtschaft-gesellschaftli-
che Kräfte heraus kann ein Grundkonsens darüber
entstehen, wohin wir gemeinsam gehen wollen,
wie wir die Informationsgesellschaft aufbauen und
gestalten wollen. Diese Orientierungslinien er-



leichtern es den Unternehmen, langfristig zu pla-
nen und die neuen Technologien und Produkte zu
entwickeln. Die Zukunftsindustrien können dann
endlich in einem kongenialen Umfeld agieren. Der
Staat seinerseits kann durch Förderung der For-
schung in ausgewählten Technologien und durch
Steuervergünstigungen und andere Anreize den
Strukturwandel hin zu den neuen Hochtechnolo-
gieindustrien erleichtern und beschleunigen.

Aus dem Zukunftsdialog kann zugleich Konsens
entstehen über die beiden großen Aufgaben, die
der Staat selbst für den Aufbau der Informations-
gesellschaft erfüllen muß: die Reform des Bil-
dungs- und Ausbildungssystems und die Schaffung
der Infrastruktur des 21. Jahrhunderts.

b) Bildungssystem und Infrastruktur
der Informationsgesellschaft

Nichts entscheidet letztlich mehr über einen erfolg-
reichen Übergang ins Informationszeitalter als das
Bildungssystem. Bildung und Ausbildung müssen
auf das Ziel ausgerichtet werden, die Menschen
auf das Leben in der Informationswirtschaft und
-gesellschaft vorzubereiten, sie zur Arbeit und zum
Freizeitgebrauch in dieser Gesellschaft zu befähi-
gen. Ich brauche nicht zu betonen, wie weit wir in
der Wirklichkeit von diesem Ziel noch entfernt
sind. Es ist dringend erforderlich, daß wir die Aus-
bildungspläne an unseren allgemeinbildenden
Schulen ebenso wie an den Berufsschulen auf die-
ses neue Bildungsziel hin konsequent überprüfen.
Diese Überprüfung kann nicht allein den Beamten
in den Kultusministerien und den Pädagogen über-
lassen bleiben, sondern muß Teil des von mir ge-
forderten umfassenden Dialogs zwischen Staat,
Wirtschaft und den gesellschaftlichen Kräften sein.

Ein Wort noch zu unseren Hochschulen\ Wettbe-
werb der Nationen ist heute vor allem: Wettbe-
werb ihrer Universitäten. In den ersten Jahrzehn-
ten des 20. Jahrhunderts waren Universitäten wie
Berlin, Göttingen, Tübingen, München weltbe-
rühmt. Wer dagegen heute nach den großen Uni-
versitäten der Welt fragt, der hört amerikanische
Namen: Stanford, Cal Tech, Harvard, MIT, Prin-
ceton usw. Es sind diese rund 20 Elite-Universitä-
ten, die wesentlichen Einfluß auf das ausüben, was
in Amerika gedacht wird, und die aus der techno-
logischen Revolution nicht wegzudenken sind. Es
sind zugleich diese Universitäten, ebenso wie in
Frankreich die Grandes Ecoles, in England Oxford
und Cambridge, in Japan Todai und Kyoto, die
wesentlich dazu beitragen, eine zusammenhän-
gende Elite zu schaffen.

Auch unser Land braucht wieder Elite-Universitä-
ten. Wir müssen unser jetziges Einheitssystem der
Hochschulen in ein abgestuftes System umgestal-
ten und aus ihm einige Elite-Universitäten heraus-
entwickeln. Der Weg, dies zu erreichen, ist: den
Universitäten das Recht zu geben, ihre Studenten
auszuwählen.

Wir Deutsche tun uns immer noch schwer mit dem
Elitebegriff. Nach dem ungeheuerlichen Miß-
brauch im Dritten Reich ist dies verständlich. Aber
zu einer reifen Demokratie gehört, daß sie Lei-
stungseliten, die sich dem Gesamtwohl verpflichtet
fühlen, anerkennt, ja wünscht und fördert.

Die andere vom Staat zu leistende Aufgabe ist, die
Infrastruktur für die Informations- und Kommuni-
kationsgesellschaft bereitzustellen. Ich verweise
hier auf eine Rede von Bundesaußenminister Gen-
scher, die er unlängst auf dem Zukunftstag „91“
von Econ/Capital in Düsseldorf hielt3 . Sie trägt
den Titel „Aufbruch ins Informationszeitalter“.
Genscher schlug darin vor, daß wir drei große
Infrastrukturprogramme erwägen:

3 Vgl. Zeitschrift für Post und Telekommunikation,
(1991)7, S.4ff.

1. In Japan plant die Telefongesellschaft NTT, ab
1995 ein Breitbandkommunikationsnetz aufzu-
bauen, das bis zum Jahre 2015 jeden einzelnen
Haushalt erreicht. Ein solches universales Glasfa-
sernetz ist die Kommunikationsinfrastruktur der
Informationsgesellschaft. Genscher schlug vor,
daß die Deutsche Telekom ein solches Netz ähn-
lich schnell wie die Japaner aufbauen sollte. Dies
würde auf der einen Seite einen ungeheuren Nach-
fragesog für unsere Telekommunikationsindu-
strien mit ihren Tausenden von Zulieferern erzeu-
gen, und es würde zugleich einen großen Schub ge-
ben, neueste Technologien zu entwickeln. Zu-
gleich würde die feste Planung für ein solches Netz
es unseren Unternehmen ermöglichen, frühzeitig
die zukünftigen Kommunikationsendgeräte für
einen riesigen Massenmarkt zu entwickeln.

2. Genscher wies zweitens auf das Supercomputer-
netzwerk hin, das gegenwärtig in den USA entwik-
kelt wird und das über das ganze Land hin die Uni-
versitäten, Forschungslabors und Geschäftszent-
ren miteinander verbinden soll. Es ist ein 2-Mrd.-
Dollar-Programm. Der Wissenschaftsberater des
amerikanischen Präsidenten erwartet, daß das Su-
percomputernetzwerk Amerika die Führung auf
allen Feldern des Hochleistungsrechnens und der
Computerkommunikation bringen wird. Es werde
ein kritisches Element für den wissenschaftlichen
Fortschritt, die nationale Sicherheit, die interna-



tionale Wettbewerbsfähigkeit und die Ausbildung
sein. Die Industrie von der Luft- und Raumfahrt
bis hin zum Maschinenbau und der pharmazeuti-
schen Industrie werde größte Vorteile aus diesem 
Programm ziehen. Genscher schlug vor, daß wir
diese amerikanische Initiative aufmerksam studie-
ren und gegebenenfalls ein Supercomputernetz-
werk, in Zusammenarbeit mit amerikanischen Fir-
men, auch in Deutschland und in der Europäi-
schen Gemeinschaft aufbauen.

3. Das dritte große Infrastrukturprojekt, das Gen-
scher vorschlug, ist das europäische Programm
Prometheus. Ziel ist hier ein elektronisches Ver-
kehrsleitsystem, das durch Fahrerinformation u. a.
die Bildung von Staus vermeiden hilft und das
durch Systeme wie Abstandswarnung den Verkehr
sicherer macht.

c) Öffnung der Weltmärkte

Ich nenne als eine letzte wichtige Aufgabe des
Staates die Öffnung der Weltmärkte und den
Schutz der eigenen Unternehmen gegen interna-
tionale Wettbewerbsverzerrungen. Dies ist rele-
vant insbesondere in den Handels- und Investi-
tionsbeziehungen zu Japan.

Die japanische Wirtschaft ist grundlegend anders
strukturiert als die Wirtschaft in Europa oder
Amerika. Die meisten japanischen Unternehmen
sind durch kreuzweise Kapitalbeteiligungen zu gi-
gantischen Industriegruppen zusammengeschlos-
sen: den keiretsu. Im Mitsubishi-keiretsu etwa
gruppieren sich um das Universal-Handelshaus
Mitsubishi Corporation und die Mitsubishi Groß-
bank der Schiffbau-, Rüstungs- und Flugzeugkon-
zern Mitsubishi Heavy Industries, das Automobil-
unternehmen Mitsubishi Motors, der Elektronik-
konzern Mitsubishi Electric, der Chemiekonzern
Mitsubishi Chemical, der Getränkekonzern Kirin
usw. Natürlich geben die Gruppenunternehmen
bei ihren Einkäufen einander den Vorzug: Mit-
subishi-Firmen und ihre Angestellten fahren Mit-
subishi-Autos und trinken Kirin-Bier.

Zu diesen horizontalen keiretsu kommen die ver-
tikalen keiretsu, in denen z. B. Gruppen von Auto-
mobilzulieferern mit Toyota oder Nissan verbun-
den sind, oder in denen Tausende von Einzelhan-
delsläden in der Unterhaltungselektronik mit dem
Matsushita-Konzern verknüpft sind.

Diese und andere Eigenschaften der japanischen
Wirtschaft und Gesellschaft bewirken, daß der ja-
panische Markt, auch wenn es nur wenige formale
Handelshemmnisse gibt, dennoch strukturell ge-
schlossen ist; dies gilt gerade für Hochtechnologie-

güter, bei denen unsere Firmen darauf angewiesen
wären, auf dem zweitgrößten und in vielen Berei-
chen fortschrittlichsten Markt der Welt präsent zu
sein.

Die Amerikaner haben daraus die Konsequenz ge-
zogen und führen mit den Japanern „sektorspezifi-
sche Marktöffnungsverhandlungen“. Über bilate-
rale Abkommen öffnen sie den japanischen Markt
für ihre Supercomputer, Satelliten, Halbleiterpro-
dukte und Telekommunikationsausrüstungen. Zu
weiteren Vereinbarungen führte der jüngste Be-
such von Präsident Bush in Japan. Die japanischen
Autohersteller sagten zu, ihre Bezüge von Zulie-
ferfirmen in Amerika um 10 Mrd. Dollar zu stei-
gern.

Es scheint mir geboten, daß die EG sich diesen bi-
lateralen Marktöffnungsabkommen anschließt und
sicherstellt, daß die Marktöffnung nicht nur ameri-
kanischen Produkten zugute kommt. Merkwürdi-
gerweise wird in der EG eine solche Politik durch
Deutschland blockiert. Wir fürchten, daß wir
durch Anschluß an das amerikanische Vorgehen
das GATT-Freihandelssystem gefährden würden.
In Wirklichkeit würden wir es in seiner Funktions-
fähigkeit erhalten und damit protektionistische
Gefahren abwenden. Japan ist durch seine anders-
artige Wirtschaftsstruktur ein Sonderfall innerhalb
des GATT und erfordert deshalb besondere Maß-
nahmen. Es ist für die auf globale Märkte angewie-
senen Hochtechnologieunternehmen Europas ein
entscheidendes Wettbewerbshandicap, wenn ih-
nen einer der wichtigsten Märkte der Welt, der ja-
panische Markt, verschlossen bleibt - während
umgekehrt die japanischen Unternehmen sich frei
auf dem europäischen Markt entfalten können.

V. Epilog: Eine zukunftsorientierte
Kultur schaffen!

Letzthin liegt der entscheidende Unterschied zwi-
schen der japanischen Gesellschaft und der deut-
schen Gesellschaft in der unterschiedlichen Ein-
stellung zur Zukunft:

- In Japan sind Eliten wie Volk zukunftsorien-
tiert, arbeiten für den Fortschritt;

- in Amerika sind zumindest die Eliten zukunfts-
orientiert;

- in Deutschland dagegen sind große Teile der Eli-
ten technologiefremd und stehen vielfach dem



technischen Fortschritt mit Angst, Nostalgie oder
gar Feindschaft gegenüber.

In einer Kultur der Technikfremdheit und des
Technikpessimismus können naturgemäß Hoch-
technologieindustrien nicht gedeihen. Ich erinnere
nur daran, wie Siemens Anfang der achtziger Jahre
Schwierigkeiten hatte, Ingenieure für die Halblei-
terentwicklung zu gewinnen; Chips galten damals
als „job killer".

Was können wir tun, um diese Orientierungslosig-
keit in unserem Land zu verändern?

Vielleicht können wir auch hier von den Japanern
lernen. Denn die Zukunftsorientiertheit der japa-
nischen Gesellschaft ist keineswegs einfach natur-
gegeben, sondern wurde bewußt durch das Zusam-
menwirken der Eliten in Staat, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Medien geschaffen. Ein Paradebeispiel
dafür, wie das gemacht wird, bot 1985 die Weltaus-
stellung der Elektronik in der Forschungsstadt
Tsukuba. Die Japaner haben diese Ausstellung sy-
stematisch umfunktioniert, um die eigene Bevöl-
kerung für die Zukunft zu begeistern. 25 Mio. Ja-
paner besuchten die Ausstellung. Industrie und 
Regierung zusammen haben 50 Mrd. DM ausgege-
ben, um in Tsukuba und in den Folgeausstellungen
im ganzen Land immer wieder die gleiche Bot-
schaft durchzubringen: „Die Zukunft ist schön,
weil sie von der Elektronik gestaltet wird, weil sie
in die Informationsgesellschaft führt. Und die Zu-
kunft gehört Japan, weil Japan das Land der Elek-
tronik und der Informationsgesellschaft ist.“ Es
gab z. B. eine Jugendkonferenz in Tsukuba, in der

Sechs- bis Fünfzehnjährige über das Leben in der
Informations- und Weltraumgesellschaft des
21. Jahrhunderts diskutierten. Es gab in einer der
Folgeausstellungen in Yokohama ein Weltraum-
Trainingslager für Kinder usw.

Ich komme damit wieder auf die Forderung zu-
rück, einen permanenten und intensiven Dialog
über die Zukunft zwischen Staat, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Medien zu schaffen. Die Informa-
tionswirtschaft und -gesellschaft kann nicht allein
durch die unsichtbare Hand des Marktes geschaf-
fen werden. Wohin der Markt Deutschland und
Europa steuert, wenn es außer ihm nichts gäbe,
habe ich zu Anfang dieses Beitrags gezeigt: Er
führt zur Kolonisierung Europas; er führt dazu,
daß die Europäer die Arbeitskräfte für die japani-
schen Fabriken und Hotels in Europa stellen und
daß die interessanten, hochbezahlten Arbeits-
plätze vor allem in Übersee sein werden; er führt
dazu, daß Europa weltpolitisch in die Zweitklassig-
keit und Einflußlosigkeit sinkt. Ende 1992, das Da-
tum, zu dem die Europäische Gemeinschaft den
einheitlichen, offenen Binnenmarkt verwirklicht,
könnte dann ironischerweise als das Datum in die
Geschichte eingehen, zu dem Europa - nach einer
500jährigen zentralen Rolle in der Weltpolitik -
von der Weltbühne abzutreten begann: 1492 bis
1992.
Wir wollen und können dieses Schicksal wenden!
Aber um es zu wenden, müssen wir uns in
Deutschland und Europa endlich der japanisch-
amerikanischen Herausforderung bewußt werden
und sie annehmen.



Joachim Starbatty/Uwe Vetterlein

Europäische Technologie- und Industriepolitik
nach Maastricht

I. Technologie- und Industriepolitik
als gemeinschaftliche Aufgabe

1. Industriepolitik als neues Tätigkeitsfeld

Mit den Beschlüssen von Maastricht im Dezember
1991 ist Industriepolitik - wie schon vorher ihre
moderne Variante, die Forschungs- und Technolo-
giepolitik - explizite Aufgabe der Europäischen
Gemeinschaft geworden. Sie wurde neben einer
Reihe anderer neuer Politikfelder in den neugefaß-
ten Art. 3 (Tätigkeit der Gemeinschaft) des Ge-
meinschaftsvertrages, der auf dem EWG-Vertrag
basiert, aufgenommen.

Die deutsche Bundesregierung hatte im Vorfeld
der Verhandlungen deutlich werden lassen, daß sie
Festlegungen auf eine gemeinschaftliche Industrie-
politik im Gemeinschaftsvertrag zu vermeiden
wünsche. Offensichtlich hat sich jedoch die franzö-
sische Verhandlungsführung durchgesetzt. Was die
im Text verankerten Kautelen - Einstimmigkeit
bei Beschlußfassung über industriepolitische Maß-
nahmen und Nichtdiskriminierungsgebot - prak-
tisch wert sind, muß sich erst noch erweisen. Auch
ist noch nicht mit letzter Deutlichkeit ersichtlich,
welchen Zweck die Befürworter der Industriepoli-
tik verfolgen; hier ist man - zumindest teilweise -
auf Vermutungen angewiesen. Daher haben wir
großen Wert auf die kritische Analyse der Begrün-
dungen für derzeitige und zukünftige technologie-
und industriepolitische Aktionen gelegt. Aus der
Art und Weise, wie vermutete weltwirtschaftliche 
Herausforderungen gesehen werden, kann umriß-
haft auf zu erwartende technologie- und industrie-
politische Antworten geschlossen werden. Und da-
mit ist auch das Verhältnis von Technologie- und
Industriepolitik angesprochen.

Technologiepolitik ist im Grunde eine auf Moder-
nisierung gerichtete Spielart der Industriepolitik.
Wenn Industriepolitik gezielte staatliche Einfluß-
nahme auf die Industriestruktur eines Landes oder
- im Falle der Europäischen Gemeinschaft (EG) -
der Gemeinschaft ist, dann hebt Technologiepoli-
tik ab auf die Entwicklung und Anwendung von

Technologien, die für die Wettbewerbsfähigkeit
eines Landes (oder der Gemeinschaft) zentral
sind. Dabei wird unterstellt, daß weder die Indu-
strieunternehmen selbst noch die Regierungen der
einzelnen Länder in der Lage seien, die weltwirt-
schaftlichen Herausforderungen zu bewältigen,
daß hierfür vielmehr gemeinschaftliche Aktionen
unabdingbar seien. Der mit der Einheitlichen
Europäischen Akte in den EWG-Vertrag aufge-
nommene Artikel 130 f gibt der Gemeinschaft und 
damit der Kommission einen weiten Spielraum für
zukunftsweisende Technologiepolitik.

Aus der zusätzlichen Aufnahme der Industriepoli-
tik in den Kanon der Gemeinschaftsaktivitäten
kann geschlossen werden, daß der lenkende Ein-
fluß der Gemeinschaft auf unternehmerische Ent-
scheidungen intensiviert werden soll und weitere
Aktionsparameter - z. B. handelspolitischer Natur
- industriepolitische Aktionen flankieren und absi-
chem sollen. Es kann daher nicht überraschen,
daß die Formulierungen des Titels XIV (Industrie)
des Vertrags über die Europäische Union einen
deutlichen Dissens über die Reichweite industrie-
politischer Aktionen erkennen lassen.

2. Entwicklung und Stadien einer
gemeinschaftlichen Technologie- und
Industriepolitik

Trotz kontroverser ordnungspolitischer Positionen
war eine gemeinschaftliche Industrie- und Techno-
logiepolitik in bestimmten Sektoren von Anfang
an wesentlicher Bestandteil der Politik der Ge-
meinschaft, wenngleich eine umfassende Industrie-
politik in die Gründungsverträge keinen Eingang
gefunden hatte.

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) von 1951 war zunächst zur gemein-
samen Bewirtschaftung dieser - aus damaliger
Sicht - Schlüsselressourcen gegründet worden.
Später sollten die entsprechenden Teilmärkte sta-
bilisiert werden, um Beschäftigungsschwankungen
auszugleichen. Aus systematischer Sicht war dies
zunächst Strukturanpassungspolitik unter gemein-
schaftlicher Kontrolle, die aber später wegen der
anhaltenden Absatzschwierigkeiten bei Kohle und



Stahl immer mehr auf Strukturkonservierung ge-
richtet war. Als man dieser Probleme auf Gemein-
schaftsebene nicht mehr Herr wurde, sind Kohle-
und Stahlpolitik weitgehend renationalisiert wor-
den.

Der zweite der drei Gemeinschaftsverträge (Eura-
tom) betraf ausschließlich einen einzelnen Sektor,
die Energiewirtschaft. Die friedliche Nutzung der
Kernenergie sollte die Abhängigkeit der Gemein-
schaft von Primärenergieimporten mindern. Über
gemeinschaftliche Forschung und Steuerung der
Versorgung mit dem Rohstoff Uran sollte eine in-
ternational wettbewerbsfähige Atomindustrie auf-
gebaut werden. Dieser zweite Versuch einer ge-
meinschaftlichen Industriepolitik - dieses Mal als
vorausschauend-gestaltende Strukturpolitik mit
dem Schwerpunkt auf gemeinschaftlicher For-
schung in eigens dafür geschaffenen Einrichtungen
- scheiterte Anfang der siebziger Jahre vor allem
am mangelnden Integrationswillen der Mitglied-
staaten.•

Der erste umfassende Ansatz für eine europäische
Industriepolitik wurde Anfang der siebziger Jahre
entworfen, diskutiert und verworfen. Unter dem
Eindruck derselben Phänomene wie heute, näm-
lich der vermuteten Bedrohung der europäischen
Industrie durch übermächtige - damals ausschließ-
lich amerikanische - Konzerne1 forderte vor allem
die französische Regierung eine gemeinschaftliche
industriepolitische Strategie. Die EG-Kommission
griff diese Initiative 1970 in einem industriepoliti-
schen Memorandum2 auf und definierte die Bau-
steine für eine moderne Industriepolitik, wie sie
jetzt in Maastricht Eingang in die Gemeinschafts-
verträge gefunden haben:

1 Man erinnere sich an die vor allem von Jean Jaques Ser-
van-Schreiber mit seinem Buch „Le Dfi Americain“, Paris
1967 (dt.: Die amerikanische Herausforderung), ausgelöste
Diskussion.
2 Vgl. EG-Kommission, Die Industriepolitik der Gemein-
schaft. Memorandum der Kommission an den Rat, Brüssel
1970.

- Vollendung des Gemeinsamen Marktes (der
damalige Terminus für den Europäischen Bin-
nenmarkt);

- „Umstrukturierung“ der europäischen Unter-
nehmen zu transnationalen Konzernen, die der
internationalen Konkurrenz gewachsen seien
(staatlich gelenkte strategische Neuordnung der
Angebotsseite);

- Steuerung des Innovationsprozesses und „Indu-
strieförderung in den technologischen Spitzen-

bereichen“ (Forschungs- und Technologiepoli-
tik);

- eine gemeinsame strategisch ausgerichtete
Außenhandelspolitik.

Die Umsetzung dieses Konzeptes scheiterte an der
damals noch fehlenden Rechtsgrundlage im EWG-
Vertrag, am Widerstand der deutschen Bundesre-
gierung und an den Turbulenzen im Zuge der er-
sten Erweiterung der Gemeinschaft.

Der entscheidende industriepolitische Einstieg ge-
lang dann Anfang der achtziger Jahre über die For-
schungs- und Technologiepolitik, die bis dahin in
einer Vielzahl von Einzelprojekten meist nur auf
die Schaffung neuer Erkenntnisse ausgerichtet ge-
wesen war. Der außer für Wissenschaft und For-
schung auch für Industriepolitik zuständige
Kommissar Graf Davignon setzte gemeinsam mit
den führenden europäischen Elektronik-Konzer-
nen das erste große Technologieprogramm
(ESPRIT) durch, das neben der Forschung eine
klare industriepolitische Zielsetzung hatte: Die
europäischen Unternehmen sollten ihren technolo-
gischen Rückstand gegenüber Amerikanern und 
Japanern gemeinsam aufholen und sie dann über-
holen.

Unter dem Eindruck einer neuerlichen wirt-
schaftlichen, vor allem technologischen Bedro-
hung Europas aus Amerika und Japan wurde
Forschungs- und Technologiepolitik in Europa
hoffähig. Mit der Einheitlichen Europäischen
Akte, die 1987 ratifiziert wurde, fand sie Ein-
gang in die Römischen Verträge als eigenständi-
ger Titel; die bis dahin eher brüchige Legitimie-
rung der Technologiepolitik über Art. 235 EWG-
Vertrag entfiel.

Ein weiterer Meilenstein auf dem langen Wege zu
einer gemeinschaftlichen Industriepolitik war die
Schaffung einer Europäischen Fusionskontrolle im
Jahre 1989. Mehr als anderthalb Jahrzehnte hatte
die Kommission um dieses Instrument gekämpft
und es schließlich gegen deutschen Widerstand
durchgesetzt. Es läßt sich zur strategischen Gestal-
tung von Märkten einsetzen, um die Konzentra-
tion von Unternehmen in bestimmten Branchen zu
fördern. Gesamtwirtschaftliche oder industriepoli-
tische Tatbestände sind nicht wie bei der deutschen
Fusionskontrolle spektakulärer Gegenstand mini-
sterieller Einzelfallentscheidung, sondern einer
Regelprüfung im Verwaltungsverfahren unterwor-
fen.



II. Umsetzung der Technologie- und
Industriepolitik

1. Entwicklung des Instrumentariums

Um die technologische Herausforderung zu beste-
hen, will die Kommission als Verkörperung des
Gemeinschaftsinteresses die Forschungsanstren-
gungen in „wichtigen“ Bereichen der Grundlagen-
forschung, die zu identifizieren sind, verstärken
und effizienter gestalten - d.h., besser auf die Er-
fordernisse der Märkte ausrichten. Konsequenter-
weise setzten die Aktivitäten der Gemeinschaft an 
der Produktion, der Verbreitung und der Umset-
zung von technologischem Wissen in vorher ausge-
wählten Gebieten an. Sie will dieser Aufgabe im
einzelnen wie folgt gerecht werden:

1. Ausbau und anwendungsorientierte Aufberei-
tung der wissenschaftlichen und technologischen
Basis durch eigene Grundlagenforschung;

2. europaweite Stimulation und Koordination der
Forschungsanstrengungen der öffentlichen und
privaten Institute sowie ihrer Kooperation unter-
einander und mit der Industrie;
3. Verbesserung des Wissenstransfers in allen
Phasen des Innovationsprozesses inklusive techno-
logischer Entwicklungshilfe an die weniger fortge-
schrittenen Regionen;
4. Verbesserung der ökonomischen Rahmenbe-
dingungen für die europäische Industrie, insbeson-
dere durch die Schaffung des Binnenmarktes mit
allen damit verbundenen Aufgaben und
5. Modifikation der ordnungspolitischen Grund-
sätze gegenüber dem ursprünglichen Geiste des
Wettbewerbs- und Beihilferechts (Art. 85, 86 und
92, 93)durch

- Lockerung des EG-Wettbewerbsrechts durch
die „Gruppenfreistellungsverordnungen“ und
Einzelentscheidungen im Rahmen der Fusions-
kontrolle,

- politische Einflußnahme auf die europäischen
Industrieunternehmen: Anbahnung und Förde-
rung supranationaler Kooperationen oder Zu-
sammenschlüsse in Forschung und Entwick-
lung, aber auch bei Produktion und Vertrieb,

- Promotion der Verflechtung staatlicher und pri-
vater Forschungs- und Entwicklungspotentiale
und öffentlicher Monopole mit privaten Unter-
nehmen (wie bei Telekommunikation und
Energie) und

- Stimulierung unternehmerischer Innovationstä-
tigkeit über ein gut gemischtes Bukett verschie-
dener Programme sowie über eine Koordinato-
renrolle im Bereich der Schlüsseltechnologien3.

3 Hier wird in der Tat eine Rolle angestrebt, die dem japa-
nischen MITI nahekommt.
4 Paradebeispiel ist die Elektroindustrie; die Automobilin-
dustrie ist ein weiterer Kandidat.
5 Vgl. Euro-Info-Rundschreiben des DIHT vom
14.1.1992.
6 Dieser Abschnitt stützt sich insbesondere auf Joachim
Starbatty/Uwe Vetterlein, Die Technologiepolitik der Euro-
päischen Gemeinschaft, Baden-Baden 1990, S. 41 ff.
7 Vgl. Fritz W. Scharpf, Politische Planung zwischen An-
spruch und Realität, discussion paper series, International
Institute of Management, Wissenschaftszentrum Berlin 1979,
S.4f., 12f.

Im Mittelpunkt der Implementation stehen tech-
nologiepolitische Programme für ausgewählte Pro-
blembereiche. Diese Forschungsprogramme sind
hauptsächlich als „cost-shared actions“ ausgebil-
det, wobei die Unternehmen und Forschungsein-
richtungen, die bereit sind, auf bestimmten Gebie-
ten zu forschen und sich zu supranationaler Zu-
sammenarbeit motivieren zu lassen, einen etwa
50prozentigen Zuschuß erhalten. Diese Pro-
gramme beruhen in der Regel auf einem mit der
betroffenen Branche ausgearbeiteten marktstrate-
gischen Konzept und sind in ein Bündel begleiten-
der Maßnahmen eingebettet, die von Forschungs-
stipendien für junge Wissenschaftler bis zu staat-
lich forcierten Unternehmenszusammenschlüssen
und handelsprotektionistischen Maßnahmen rei-
chen4.

*
Die Tätigkeitsfelder der Gemeinschaft, für die spe-
zifische technologiepolitische Programme einge-
richtet werden sollen, werden in mehrjährigen
Rahmenprogrammen nach technologischem Ge-
biet und Mittelausstattung fixiert. Inzwischen läuft
das dritte Rahmenprogramm, das vierte ist in Vor-
bereitung. Das jährliche Budget hat inzwischen
1,9 Mrd. Ecu erreicht; der zuständige Kommissar
Pandolfi plädierte erst dieser Tage für eine weitere
Verdoppelung dieser Summe5.

2. Komplexer und zeitaufwendiger
Willensbildungsprozß

Die Realisierung der Technologie- und Industrie-
politik stellt hohe Anforderungen an den politi-
schen Willensbildungsprozeß und die politischen
Entscheidungsträger6 . Die Gemeinschaft ist mit ih-
ren Organen noch weniger als nationale Träger
eine stabile, klar ausgerichtete politische Einheit7 ;
in ihrer Politik verschmelzen vielmehr unterschied-
liche Lehrmeinungen, Weltanschauungen und
politische Interessen, was einer geschlossenen



Konzeption nicht gerade förderlich ist. Die EG-
Kommission führt jedoch als Garantie für die Ent-
wicklung der richtigen Programme und die richtige
Auswahl der Forschungsschwerpunkte ihre hohe
Sachkompetenz und den aus ihrer Sicht optimalen
Informationsstand bei der Entscheidungsvorberei-
tung ins Feld. Auch glaubt sie, wegen höchster
Fachkompetenz die jeweiligen Programme mit nur
geringen Reibungsverlusten umsetzen zu können.

Für die Beurteilung der Forschungs- und Techno-
logiepolitik als vorausschauend-gestaltende Indu-
striepolitik ist deshalb von großer Bedeutung, Auf-
schluß über folgende Punkte zu erhalten8 : Kann
die Kommission trotz eines nicht klar ausformu-
lierten theoretischen Konzepts konsistente Pro-
gramme entwickeln, diese im Rat durchbringen
und später auch durchführen? Oder führen Ein-
flüsse von außen auf Entwicklung, Entscheidungs-
prozedur und Durchführung zu nicht vorhersehba-
ren Ergebnissen, die vom ursprünglichen Pfad
stark abweichen können? Mit anderen Worten: Ist
unter den gegebenen Voraussetzungen eine ratio-
nale Planung und Umsetzung technologiepoliti-
scher Programme überhaupt möglich9?

8 Vgl. Uwe Vetterlein, Entwurf einer systematischen Er-
folgskontrolle für die Technologiepolitik der Europäischen
Gemeinschaften, Baden-Baden, 1991, S. 30ff.
9 Vgl. F. W. Scharpf (Anm. 7), S. 2ff., 13; Scharpf stellt
dies für das politische System der Bundesrepublik generell in
Frage; systematische Planung auf politischer Ebene ist für
ihn nicht möglich.
10 Vgl. J. Starbatty/U. Vetterlein (Anm. 6), S. 41 ff.

Zur Beantwortung dieser Fragen haben wir an an-
derer Stelle10 die einzelnen Phasen der Willensbil-
dung in der EG-Kommission und ihr Zusammen-
spiel mit anderen Gremien und Organen im weite-
ren Verlauf des gemeinschaftlichen Entschei-
dungsprozesses abgegrenzt und detailliert analy-
siert. Eine solche Analyse kann Aufschluß darüber
geben, inwieweit eine von allen Seiten für erfor-
derlich gehaltene rationale Programmplanung in
der Technologie- und Industriepolitik angesichts
der komplexen Strukturen möglich ist und welche
Rollen den einzelnen Organen in diesem Prozeß
zukommen.

Die mehrjährigen Rahmenprogramme der Ge-
meinschaft spannen einen Bogen über die tech-
nologiepolitischen Optionen und stecken den je-
weiligen finanziellen Umfang ab. Die spezifischen
Programme sollen dagegen flexibel auf konkrete
Problemsituationen zugeschnitten sein und ent-
sprechend implementiert werden; dies ist nur bei
einem intensiven Dialog zwischen Kommission,
Forschern und Technologieanwendern möglich.
Deshalb verfolgt die Kommission einen „bottom-

up-Ansatz“, in den alle Beteiligten ihre Vorstel-
lungen und Meinungen einbringen können, die
dann zu einem Programmentwurf verdichtet wer-
den. Der Entstehungsprozeß solcher Programme
wird wesentlich vom Engagement potentieller Nut-
zer getragen, die auch die Willensbildung in der
Kommission zu prägen suchen.
Auslöser für technologiepolitische Aktivitäten der
Kommission sind meist Initiativen der verschie-
densten Interessengruppen aus Wissenschaft,
Wirtschaft und nationalen Administrationen. De-
ren Informationen, Anregungen, Anfragen etc.
laufen im für Technologiepolitik zuständigen Kabi-
nett zusammen und werden dort aufgegriffen.

Beinhaltet ein technologisches Thema politische
Brisanz, wird es in qualitativ hochwertigen Gut-
achten, Studien und Fachveranstaltungen aufgear-
beitet. Dabei wird in der Regel auf den (Rück-)
Stand der Europäer oder einzelner Mitgliedslän-
der im Verhältnis zu anderen Ländern oder Blök-
ken und auf die „Wünschbarkeit für Europa“ ab-
gehoben. Die hinzugezogenen Experten aus Wis-
senschaft und Unternehmen betrachten natürlich
jeweils ihr Spezialgebiet als das Schlüsselelement
für den Fortschritt Europas und bringen zahlrei-
che Argumente für dessen notwendige Förderung
bei.
Die Verantwortlichen in der Kommission haben
anschließend vielfach alle Hände voll zu tun, die
manchmal euphorischen Stellungnahmen zu den 
Möglichkeiten der Gemeinschaft und dem als
„überaus dringlich“ dargestellten Handlungsbe-
darf auf europäischer Ebene wieder auf den Boden
der Tatsachen zu holen. Ihnen obliegt die politisch
wie inhaltlich schwierige Aufgabe, aus einer Viel-
zahl von Ansätzen, die von den verschiedensten
Interessengruppen präsentiert und massiv unter-
stützt werden, die wichtigsten auszuwählen und
stimmig in das Rahmenprogramm einzupassen. Es
ist deutlich zu erkennen, daß die Kommission
einen äußerst schweren Stand gegen die Eigendy-
namik der erweckten Hoffnungen hat und selbst
unter Hinweis auf die finanziellen Restriktionen
der Gemeinschaft argumentativ nur schwer gegen
die einmal in Bewegung gesetzte Lobby ankommt.

Ist das Procedere innerhalb der Kommission in
Fühlungnahme mit Experten, Unternehmen und 
Verbänden zunächst auf die wissenschaftliche Er-
kenntnisgewinnung für interne Entscheidungen ge-
richtet und als Fundus für die politische Argumen-
tation gedacht, so muß jetzt ein politisch überzeu-
gender Programmvorschlag formuliert werden, in
dem sich möglichst viele der beteiligten Parteien
wiederfinden.



In einer Reihe von Gesprächen mit den betreffen-
den Beratenden Ausschüssen sowie mit Experten
und potentiellen Nutzern wird dann informell ge-
klärt, was inhaltlich und politisch umsetzbar ist.
Die Entwürfe sind in ihrem politischen Gehalt bis-
weilen recht vage, ihre Ausgestaltung stützt sich
auf vorher sondierte Ansätze, auf die Gutachten
der Experten und orientiert sich an den bereits um-
gesetzten Programmformen; sie sollen möglichst
wenig Angriffspunkte für zeitraubende, kontro-
verse politische Diskussionen bieten11 . Erscheint
der Entwurf konsensfähig, wird er offiziell in ver-
schiedenen Ausschüssen vorberaten und dann in
das formale Entscheidungsverfahren der Gemein-
schaftsorgane eingeschleust.

11 Das scheint vor allem in jüngster Zeit zu gelten: Die ar-
gumentative Untermauerung der jüngsten Programmvor-
schläge wird auf Anweisung von Kommissar Pandolfi immer
dürftiger, häufig werden die Begründungen des Vorläufer-
Programmes abgeschrieben; genauere Begründungen gibt es
nur auf massiven Druck von Rat oder Parlament.
12 Vgl. Art. 189b und c des neuen Vertragswerkes.

13 Vgl. Henry Mintzberg. The Structuring of Organiza-
tions, Englewood Cliffs, N.J. 1979.

Der Rat entscheidet über den Vorschlag der
Kommission für den Beschluß eines neuen For-
schungs- und Technologieprogramms nach Anhö-
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und in
Zusammenarbeit mit dem Parlament. Das neue
zweistufige Verfahren - es wurde in Maastricht
durch eine noch kompliziertere Variante ergänzt12 -
ist sehr zeitaufwendig und führt regelmäßig zu einer
Verwässerung der ursprünglichen Überlegungen.
Ziele werden im Verlauf immer unpräziser, neue
Ziele und Wünsche kommen hinzu.

Der Rat entscheidet letztlich über einen sehr vage
formulierten Programmvorschlag und verbindet
ihn normalerweise mit einer Reihe von Auflagen
für die Durchführung. Diese unterstellt er der
Kontrolle eines bestehenden oder neu zu schaffen-
den Ausschusses. Der intensive Dialog der
Kommission mit den betroffenen Forschern und
Unternehmen birgt erhebliche Gefahren: Oft ist
die einmal in Gang gesetzte Eigendynamik kaum
mehr zu bremsen. Es fehlt ein zwingender Mecha-
nismus, um in Aussicht gestellte Programme, die
sich im Laufe des Erkenntnisprozesses als weniger
bedeutsam erweisen oder die bei anderen Trägern
besser angebunden werden könnten, zu stoppen.

Das überschlägige Ergebnis unserer Analyse des
technologiepolitischen Willensbildungsprozesses
lautet: Wegen dessen komplexer Struktur ist die
gemeinschaftliche Technologiepolitik unberechen-
bar und schwer zu kontrollieren. Folgende Fest-
stellung ist keineswegs übertrieben: Aufgrund des
erwähnten „bottom up-Ansatzes“ und der themati-

sehen Komplexität ist aus Sicht der Führungsebene
in der Kommission offensichtlich ein Zustand er-
reicht, der in der Organisationslehre mit „Balkani-
sierung“13 umschrieben wird. Da der Apparat sich
teilweise verselbständigt hat, vollziehen sich auf
mittlerer und unterer Ebene von oben nicht
kontrollierbare Informationsströme und Abstim-
mungsprozesse - intern und mit Interessenvertre-
tern. Daher steht zu befürchten, daß keine strin-
genten politischen Konzepte zu erwarten sind, daß
sich vielmehr Partikularinteressen und die Interes-
sen der Bürokratie langfristig durchsetzen werden.
Soweit noch industriepolitische Zielsetzungen hin-
zukommen, deren Reichweite derzeit noch nicht
klar abzuschätzen ist, dürfte sich der Komplexi-
tätsgrad erhöhen und damit zugleich der „Balkani-
sierungseffekt“.

III. Technologie-und
industriepolitische

Begründungsmuster

1. Bedrohung durch vom Pentagon finanzierte
Forschung

Die Begründungen für die Notwendigkeit gemein-
schaftlicher Aktionen zur Sicherung und Hebung
der Wettbewerbsfähigkeit gleichen sich in ihrer
theoretischen Struktur, wenn auch jeweils unter-
schiedliche außenwirtschaftliche Anlässe themati-
siert werden. Tatsächliche oder politisch bedingte
Wettbewerbsvorteile der internationalen Konkur-
renten resultieren aus

- einer „uneinholbaren“ technologischen Überle-
genheit,

- Größenvorteilen von internationalen Unter-
nehmen,

- der Größe der „home markets“,

- staatlichen Subventionen oder anderen wettbe-
werbsverzerrenden Maßnahmen in Drittstaaten
oder

- „unfairen“ Praktiken der Konkurrenten.

Ins Feld geführt wird auch Markt- oder Untemeh-
merversagen im „EG-Inland“. Alle diese Argu-
mente dienen zur Rechtfertigung staatlicher Inter-
ventionen oft entgegen marktwirtschaftlichen und
freihändlerischen Prinzipien.



Anfang der achtziger Jahre waren es wie schon
Ende der sechziger Jahre amerikanische Unter-
nehmen, deren schiere Größe und technische
Überlegenheit Europa zu bedrohen schienen. Als
wesentliche Faktoren für diesen technologischen
Vorsprung der amerikanischen Industrie wurden
die enormen Forschungsmittel, die über das Ver-
teidigungsministerium (Pentagon) in die Wirt-
schaft flossen und noch immer fließen, sowie die
mit der Militärforschung verbundene Geheimhal-
tung angegeben. Durch diese Mittel entstünde
nicht nur ein enormes Wissenspotential; der Zu-
griff hierauf würde wegen der strategischen Bedeu-
tung von Spitzentechnologien auf amerikanische
Unternehmen beschränkt. Zentrale Erfindungen
müßten in Europa noch einmal gemacht werden
(„to reinvent the wheel"). Hinzu traten noch
Überlegungen, die darauf hinausliefen, daß einige
Produkte - darunter die Mikroelektronik - eine
viel zu hohe politische Bedeutung gewonnen hät-
ten, als daß man ihre Verfügbarkeit Angebot und
Nachfrage auf dem Weltmarkt überlassen könnte;
„strategische Außenhandelspolitik“ und „inter-
block-trading“ sind die Stichworte für den Ersatz
von Marktmechanismen durch politischen Volun-
tarismus14.

14 Die theoretischen Grundlagen für solche Überlegungen
liefert z.B. Paul R. Krugman, Strategie Trade Policy and the
New International Economics, Cambridge/Mass.-London
1986; vgl. auch das Interview mit ihm in: Wirtschaftswoche,
Nr. 42 vom 11. Oktober 1991, S. 58f.

15 Konrad Seitz, Japan, der große Eroberer, in: Rheini-
scher Merkur/Christ und Welt vom 14. Dezember 1990.
16 Vgl. Nikos Tzermias, Ungebrochener Pioniergeist im Si-
licon Valley, in: Neue Zürcher Zeitung vom 30.6./1. 7. 1991,
S. 11.

Daß diese Sachverhalte und die damit begründete
Überlegenheit amerikanischer Unternehmen euro-
päische Technologie- und Industriepolitik unab-
dingbar machen, ist inzwischen längst durch die
Realität widerlegt.

2. „Spielregelverletzungen“ der Japaner?
a) Konfliktorientierte Sicht des Außenhandels
Als „pazifische Herausforderung“ war die japani-
sche Wirtschaft bereits Anfang der achtziger Jahre
identifiziert worden. Doch im Gegensatz zur abge-
flauten Diskussion um die amerikanische Heraus-
forderung erhält die um Japan seit gut einem Jahr
neue Impulse. Die flaue Konjunktur auf den Welt-
märkten hat den Wettbewerb verschärft und tech-
nologische wie preisliche Defizite europäischer
Anbieter stärker zu Tage treten lassen.

Diese Schwierigkeiten haben - in merkantilisti-
scher Tradition - die Außenpolitik auf den Plan
gerufen. Während sich die Ökonomen im Bundes-
wirtschaftsministerium und vor allem deutsche Un-
ternehmen um den Erhalt und Ausbau des Allge-
meinen Handels- und Zahlungsabkommens

(GATT) und um die Liberalisierung des Welthan-
dels bemühen, warnen außenpolitisch orientierte
Experten vor dem Verlust der nationalen (europäi-
schen) Kontrolle über strategisch wichtige Schlüs-
seltechnologien. Außenhandel wird nicht mehr un-
ter dem Aspekt des Güter- und Leistungsaustau-
sches zur Nutzung von komparativen Vorteilen
und zur Wohlfahrtsmehrung gesehen, sondern
unter dem Aspekt möglicher Kolonisierung durch
das strategische Zusammenspiel japanischer
Technologiegiganten - Außenhandel als ein Ersatz
für militärische Konfliktaustragung: „Die Welt be-
findet sich in einem Zustand der wirtschaftlichen
Kriegsführung. Wo Länder einst um territoriale
und koloniale Eroberungen kämpften, kämpfen
sie jetzt um Märkte und Technologien“ - so zitiert
Konrad Seitz zustimmend einen französischen
Wissenschaftler15 .

Wenn man sich der Frage zuwendet, worauf die
vermutete japanische Überlegenheit gründet, so
konzentriert sich die Bedrohung im wesentlichen
auf drei Produktmärkte: Silicium-Chips, Automo-
bile und Werkzeugmaschinenmarkt. Auf dem
Markt für Halbleiter-Chips haben japanische
Unternehmen einen Weltmarktanteil von etwa
90 Prozent erreicht (rechnet man die Eigenproduk-
tion von IBM und AT&T hinzu, sind es nur noch
65 Prozent16); die Anteilsgewinne auf den beiden
anderen Märkten sind ebenfalls deutlich sichtbar.
Dies war nur möglich, so wird oft argumentiert,
durch

- die massive staatliche Unterstützung der Indu-
strie über das MITI (das japanische Handels-
und Industrieministerium), das Forschungs-
und Entwicklungsressourcen bereitstelle, glo-
bale Marktszenarien und -prognosen entwerfe
und so den Unternehmen Kosten und Risiken
abnehme;

- die enge Kooperation japanischer Unterneh-
men untereinander und mit Forschungslabors
bei der Produktentwicklung wiederum unter
der Anleitung des MITI;

- unfaire, aggressive Handelspraktiken (je nach 
Markt durch Dumping, strategische Angebots-
verknappung oder „laser beaming“);

- günstigere Arbeitsmarktbedingungen (niedrigere 
Löhne, höhere Leistungsbereitschaft der Arbeit-
nehmer bei geringerem Anspruchsniveau);



- deutliche Überlegenheit in der Verfahrenstech-
nik - das Thema „lean production“ („schlanke
Produktion“) durch Auslagerung von Wert-
schöpfungsanteilen und den Abbau von nicht
unmittelbar in der Produktion tätigen Personals
durch eine durchgreifende Neustrukturierung
der Fertigung wird auch hierzulande in Mana-
gerkreisen intensiv diskutiert.

17

17 Vgl. die Studie von Yames B. Womach/Daniel T. Jones/
Daniel Ross, The Machine that Changed the World, New
York 1990; diese Studie erregte gemeinhin als „MIT-Studie“
(Massachusetts Institute of Technology) einiges Aufsehen. 18 Vgl. o.V„ Die Halbleider, in: highTech, (1988)3, S. 86.

b) Ist der Chip-Markt etwas Besonderes?

Während man zumindest aus deutscher Sicht ak-
zeptiert, daß sich die japanischen Unternehmen im
Automobilsektor und in Teilen des Werkzeugma-
schinenbaus deutliche Vorteile in der Fertigung
bezüglich Kosten und Qualität „fair und reell“ er-
arbeitet haben, die im Marktprozeß wieder einge-
holt und überholt werden können, wird bezüglich
der Entwicklung bei den Chips ein anderes Bild ge-
zeichnet.

Speicherchips seien der entscheidende strategische
Rohstoff. Die Japaner würden ihn kontrollieren
wollen wie die arabischen Staaten in den siebziger
Jahren das Rohöl. Die Japaner würden - geführt
vom MITI - die Spielregeln des Marktes verletzen,
indem sie die Verfügbarkeit von Chips strategisch
steuerten. Sie seien dabei, den Chip-Markt durch
Dumping in ihre Hände zu bringen, um später die
nachgelagerte Industrie anderer Staaten entweder
mit hohen Preisen oder durch die Steuerung der
Angebotsmenge zu kontrollieren oder gar auszu-
schalten.

Offensichtlich hat das MITI gemeinsam mit den
führenden japanischen Elektrounternehmen den
Markt für Speicherchips „entdeckt“ und entspre-
chende Konzepte für gemeinsame Forschung ent-
worfen. Die Unternehmen glaubten an die Rich-
tigkeit dieser im Einvernehmen mit allen verfügba-
ren Experten erarbeiteten Prognose und richteten
ihre Produktionsstruktur entsprechend aus. So
entstanden riesige Kapazitäten, die die Märkte
Mitte der achtziger Jahre mit Speicherchips über-
schwemmten; das den Japaner unterstellte „kon-
zertierte Dumping“ war insofern ein von Über-
kapazitäten ausgelöster Verdrängungswettbewerb.

Der auf Druck amerikanischer Hersteller zustande
gekommene amerikanisch-japanische Halbleiter-
pakt schützte im Ergebnis nicht die amerikanischen
Produzenten, sondern „zwang“ die Japaner, durch.
Mengenbeschränkungen die Preise auf eine ver-

traglich festgelegte Höhe (ein Mehrfaches des
Marktpreises) zu heben. So kam es zu Friktionen
bei der weltweiten Versorgung mit Chips - also kei-
neswegs ein strategisches Manöver der Japaner, um
den Chip-Markt auszutrocknen18 . Künstliche Ver-
knappung und hoher Preis setzten - entsprechend
den Regeln der Kartelltheorie - falsche Marktsi-
gnale: In den USA, in Europa, aber auch in Südko-
rea wurden zusätzliche Kapazitäten aufgebaut, die,
solange das Kartell funktionierte, rentabel schie-
nen, heute aber, nachdem die Preise zwischenzeit-
lich rapide gefallen sind, zumindest in Europa not-
leidend sind. Es bleibt festzuhalten:

- Die Japaner haben heute kein Monopol auf die
Entwicklung und Versorgung mit Speicher-
Chips;

- Japaner und Amerikaner liegen im Rennen um
die nächste Chip-Generation (16-Megabit-
Chip) dicht beisammen, von „uneinholbaren
technologischen Vorsprüngen“ ist in dieser
Branche nicht mehr die Rede;

- Prognosen zur Festlegung zukünftiger Schlüs-
seltechnologien oder zur Bestimmung
potentieller Absatzmärkte werden durch das
Hinzuziehen von noch so vielen Experten nicht
sicherer - weder beim MITI noch in einem
deutschen oder europäischen Beratungszirkel;

- gibt ein solches Gremium doch ein Votum ab,
so muß ein zwingender Mechanismus verhin-
dern, daß alle Unternehmen in die als beson-
ders gewinnträchtig ausgewiesenen Bereiche
drängen. Ein MITI, dies zeigt auch die japani-
sche Erfahrung, hätte in letzter Konsequenz
eine staatliche Zuteilung von Pfründen bzw.
Ressourcen zur Folge, wenn es nicht zu über-
setzten Marktfeldern, also zu Überkapazitäten,
kommen soll.

Auch das Argument, wer den Chip-Markt beherr-
sche, bestimme über die nachgelagerte Produktion,
hält einer sorgfältigen kritischen Prüfung nicht
stand. Chips ersetzen eine Vielzahl von Komponen-
ten und Produktionsschritten in traditionellen Pro-
dukten - ein klassisches Beispiel für Produkt- und 
Verfahrensinnovation. Hersteller von Endgeräten
oder Bauteilen, die dieser Entwicklung nicht Rech-
nung tragen, scheiden über kurz oder lang aus - der
typische Fall eines durch technischen Fortschritt in-
duzierten Strukturwandels. Wer Speicherchips pro-
duziert, beherrscht aber weder die Herstellung von
„maßgeschneiderten“ Halbleitern noch die Pro-
duktion von Prozessoren, ganz zu schweigen von



der technischen Anwendung, die sich in Software-
Programmen niederschlägt. Hier haben vor allem
amerikanische und einige europäische Unterneh-
men die Nase vorn. Es fehlen nach wie vor die Be-
lege dafür, weshalb Hersteller von Waschmaschi-
nen oder Geldautomaten, die technologisch auf
dem neuesten Stand sind, von ihrem Chipslieferan-
ten abhängiger sein sollen als vom Lieferanten der
geeigneten Stahllegierungen19.

19 Vgl. hierzu: N.Tzermias (Anm. 16), S. 11, und Joachim
Starbatty/Uwe Vetterlein, Die Dominanz japanischer Chip-
Produzenten, in: Neue Zürcher Zeitung vom 27. März 1991,
S.41f.

20 Die deutschen Kfz-Zulieferer beispielsweise haben in
Zusammenarbeit mit der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer in Japan ein Thesenpapier erarbeitet, das offensive
Marktstrategien für den Zugang zum japanischen Markt er-
kennen läßt (Deutsche Industrie- und Handelskammer in Ja-
pan, Die Deutschen Kraftfahrzeugzulieferer im Wettbewerb
mit Japan, Tokyo, August 1991). Von unfairen Wettbe-
werbspraktiken und einem Bedarf an staatlicher Unterstüt-
zung findet sich in diesem Papier kein Wort. Ähnlich auch
der Präsident des Verbandes Deutscher Maschinen- und An-
lagenbau, Berthold Leibinger, selbst mittelständischer Her-
steller von Werkzeugmaschinen, vor Mitgliedern seines Ver-
bandes (Berthold Leibinger, Zukunftschancen des deutschen
Maschinenbaus unter veränderten weltwirtschaftlichen Be-
dingungen, Vortrag beim Neujahrsempfang der Industrie- 
und Handelskammer Karlsruhe am 14. Januar 1991, in: IHK-
Vorträge, 1/91/V, S. llf.).
21 Der interessierte Leser wird - zwecks ausführlicher Be-
gründung - auf J. Starbatty/U. Vetterlein (Anm. 6) verwie-
sen.

c) Komparative Vorteile der Japaner in der
Automobil- und Werkzeugmaschinenindustrie

In dieser Branche haben sich europäische Produ-
zenten mit den komparativen Vorteilen japani-
scher Unternehmen bei Qualität, Flexibilität und
Effizienz in der Fertigung auseinanderzusetzen.
Auch hier glaubte man zunächst an eine struktu-
relle Überlegenheit des japanischen Wirtschafts-
und Gesellschaftssystems, bis die Japaner Ferti-
gungsstätten als sogenannte „transplants" in den
USA errichteten, die nahezu identische Ergebnisse
liefern wie japanische Fertigungsstätten. Dieses
Fertigungssystem („lean production“) beinhaltet
die grundsätzliche Abkehr von der Fordschen
Fließbandfertigung und der von F. W. Taylor ent-
wickelten Zerlegung von Arbeitsprozessen (Taylo-
rismus) sowie die Orientierung auf Gruppenferti-
gungen, an denen sich auch europäische Automo-
bilhersteller versuchen (Volvo, VW, Mercedes-
Benz). Hinzu tritt die Fähigkeit japanischer Unter-
nehmen, Fertigungsprozesse bis ins letzte Detail zu
optimieren.

Es handelt sich um den geradezu klassischen Fall
wettbewerblich induzierter Verfahrensinnovatio-
nen, die einen womöglich tiefgreifenden Struktur-
wandel in der Automobilindustrie und auch in den
Zulieferindustrien auslösen werden. Die deut-
schen Unternehmen sind offensichtlich dabei, sich
diesen neuen Erfordernissen zu stellen20 .

Eine solche Haltung steht in erheblichem Interes-
sengegensatz zu französischen und italienischen
Unternehmen, die zumindest für die Automobil-
branche auf europäischer Ebene ähnliche Schutz-
maßnahmen und Forschungsprogramme fordern,
wie sie die Elektroindustrie erhalten hat. Daß die
Förderung dieser Branche nicht den gewünschten
Erfolg - nämlich Wettbewerbsfähigkeit auf globa-
len Märkten - erbracht hat, spielt für sie keine
Rolle. Sie agieren fast ausschließlich auf europäi-
schen Märkten; im Gegensatz zu deutschen Unter-

nehmen haben sie kaum Interesse an einer Teil-
nahme am globalen Wettbewerb. Sie wären über-
dies durch mögliche Gegenmaßnahmen auf einen
europäischen Protektionismus weniger betroffen.

IV. Konsequenzen europäischer
Technologie- und Industriepolitik

Es herrscht in der Bundesrepublik ein breiter Kon-
sens darüber, daß sich Technologie- und Industrie-
politik über staatliche Eingriffe in unternehmeri-
sche Entscheidungen - sei es mittels Lenkung am
„goldenen Zügel“ (Subventionen), mittels staatli-
cher Zuteilung von Investitionsmitteln oder gar
staatlicher Marktaufteilung - mit dem herrschen-
den Verständnis von Markt und Wettbewerb nicht
verträgt. Es wird jedoch auch in Deutschland dar-
über spekuliert, ob man nicht auf nationaler oder
europäischer Ebene - statt des „umständlichen“
wettbewerblichen Suchprozesses - Expertenwissen
über die zukünftigen Entwicklungen von For-
schung, Technologie und Märkten zusammentra-
gen könnte, um die Qualität von Prognosen zu ver-
bessern - Vorbild ist ohne Zweifel das japanische
MITI.

Wir stoßen hier auf das generelle Prognosepro-
blem21 . Wirtschaften - und auch Forschen - ist
Handeln unter Unsicherheit. Prognosen werden
nicht dadurch wahrscheinlicher, daß sich viele
Köpfe zählende Expertenkommissionen mit der
Zukunft bestimmter Industrien oder Technologien
beschäftigen. Das heißt, die Identifikation von
„Schlüsseltechnologien“ bleibt unsicher. Selbst
wenn Technologiekommissionen die Fähigkeiten



hätten, zukünftige Entwicklungslinien hinreichend
exakt zu erfassen, hätten die Unternehmen nicht
mehr Sicherheit als zuvor. Könnten bestimmte
Entwicklungen rational prognostiziert und begrün-
det werden, dann wären grundsätzlich alle Exper-
tenteams, soweit sie professionell arbeiten, zu rich-
tigen Prognosen in der Lage.

Ist das Wissen um die Zukunftsmärkte und -tech-
nologien aber ubiquitär, dann ist für unternehme-
rische Entscheidungen wenig gewonnen. Glaubt
ein Unternehmer an die Richtigkeit einer solchen
Prognose - und mit ihm viele andere dann muß
er damit rechnen, daß die Investition nicht ertrag-
reich ist, weil zu viele dasselbe gedacht bzw. diesel-
ben Schlußfolgerungen aus den Prognosen gezo-
gen haben. Hält er sich hingegen zurück - und mit
ihm wiederum viele andere Unternehmer aus den-
selben Gründen, weil sie ebenfalls mit übersetzten
Märkten rechnen -, dann wäre womöglich die In-
vestition doch lukrativ gewesen. Hieraus erwächst
eine unendliche Kette von wechselseitig vermute-
ten Reaktionen und Gegenreaktionen, die niemals
durch einen Akt der Erkenntnis, sondern immer
nur durch einen Willkürakt unterbrochen werden
kann22 .

22 Vgl. Oskar Morgenstern, Vollkommene Voraussicht
und wirtschaftliches Gleichgewicht, in: Hans Albert (Hrsg.),
Theorie und Realität, Tübingen 1964, S. 258.

In unserem Beispiel müßten Staat, EG-Kommis-
sion oder die Unternehmen selbst auswählen, wer
nun die prognostizierten technologischen Möglich-
keiten nutzen darf. Logische Konsequenz solcher
Expertenkommissionen wären staatliche Investi-
tionslenkung oder private Aufteilung von Märkten
(Kartelle).

Sollten die Prognosen jedoch falsch sein, geraten
die jeweiligen Unternehmen oder sogar ganze
Wirtschaftszweige in eine Anpassungskrise; Rufe
nach staatlicher Hilfe und nach Protektionismus
dürften - gemessen an der heutigen Reaktion
europäischer Elektronik- und Automobilhersteller
- nicht auf sich warten lassen. Das hierzu erforder-
liche Instrumentarium ist seit Maastricht aktivier-
bar. Die Annahme, daß es entsprechend dem
Wunsche notleidender Produzenten eingesetzt
wird, ist natürlich auch nur eine Prognose und da-
mit möglichem Scheitern unterworfen. Eine solche
Politik liegt jedoch in der Logik der Dinge und ist
seit Maastricht wahrscheinlicher geworden.



Roland Sturm

Regionalisierung der Industriepolitik?
Die Suche der Bundesländer nach einer flexiblen Antwort auf den neuen

europäischen Wirtschaftsraum

Die europäische wirtschaftliche Integration durch
die Herstellung eines größeren, nach einheitlichen
Rahmenbedingungen organisierten Binnenmark-
tes wird nicht ohne Folgen für das Verhältnis der
politischen Entscheidungsebenen (EG, Bund,
Länder) bleiben. Das Paradoxon ist offensichtlich:
Die Nationalstaaten, die kontinentale Integra-
tionsprozesse anstoßen, um ihre eigenen ökonomi-
schen Entwicklungschancen zu verbessern1, müs-
sen Kompetenzen an supranationale Organisatio-
nen abgeben und verlieren dadurch tendenziell an 
direkten Zugriffsmöglichkeiten auf die Steuer-
ungshebel der Wirtschaftsentwicklung in den
durch sie repräsentierten Territorien2 . Dennoch
beharren nationale Regierungen weiterhin gegen-
über ihren Wählern (bzw. diese vermuten eine sol-
che Kompetenz in den nationalen Hauptstädten)
auf einer wirtschaftlichen Gesamtverantwortung.
Ernstgemeinte wirtschaftliche Integration ver-
sperrt aber den Weg zurück zu kruden Interven-
tionsinstrumenten wie Protektionismus und Im-
portkontrollen. Selbst die übliche Subventionspra-
xis muß sich nun auf ihre wettbewerbsverzerren-
den Effekte hin von europäischen Instanzen durch-
leuchten lassen, und die nationale Geldpolitik wird
früher oder später in die Kompetenz eines europäi-
schen Zentralbanksystems übergehen.

1 Für die EG perspektivisch zusammengefaßt von Paolo
Cecchini, Europa ’92. Der Vorteil des Binnenmarktes, Ba-
den-Baden 1988.
2 Hochinteressant ist in diesem Zusammenhang der ver-
gleichende Blick auf die Eigendynamik des bereits 1989 in
Kraft getretenen amerikanisch-kanadischen Freihandelsab-
kommens und dessen intendierte bzw. nicht intendierte Fol-
gewirkungen nicht zuletzt für die kanadische nationale Sou-
veränität; vgl. Leslie A. Pal/Rainer-Olaf Schultze (Hrsg.),
The Nation-State versus Continental Integration. Canada in
North America, Germany in Europe, Bochum 1991.

3 „... und schließlich umfaßt das gesamte Investitionsför-
derungsprogramm eine solche Vielzahl von Maßnahmen, die
zudem unter Zeitdruck zusammengestellt worden sind, daß
sie, wenn das Programm wirksam funktionieren soll, ver-
einheitlicht und transparenter gestaltet werden müssen“
(OECD, Wirtschaftsberichte: Deutschland 1990/1991, Paris
1991,S. 125f.).
4 Zum Problem der „rechtlichen Unschärfe“ des Subsidia-
ritätsprinzips vgl. Hermann-Josef Blanke, Das Subsidiaritäts-
prinzip als Schranke des Europäischen Gemeinschafts-
rechts?, in: Zeitschrift für Gesetzgebung, 6 (1991) 2,
S. 133-148.

Was wird unter diesen Umständen nun aus dem
Dreiklang EG-Bund-Länder in Fragen der Öko-
nomie? Welche politische Interventionsebene soll
und kann die entscheidende politische Verantwor-
tung für gestaltende Eingriffe in die Wirtschafts-
entwicklung tragen? Wie entstehen demokratische
Transparenz und Mitentscheidungsmöglichkeiten
der betroffenen Regionen? Solche Fragen sind -

wie gezeigt werden soll - keineswegs nur abstrakt-
theoretischer Natur. Die Bundesländer haben be-
reits begonnen, sie pragmatisch zu beantworten,
und Entscheidungen getroffen, die weitreichende
strategische Implikationen haben könnten.

Dennoch bleibt die heutige Ausgangslage verwor-
ren und verwirrend: Einerseits überlagert das un-
erwartet eingetretene gesamtdeutsche wirtschaft-
liche Integrationsproblem (zumindest zweitweise)
das europäische. Die neue Rolle, die der Bund als
direkt und indirekt verantwortlicher Mitgestalter
des Aufbaus der Wettbewerbsordnung in Ost-
deutschland spielt, geht weit über das hinaus, was
bisher im Bund-Länder-Verhältnis üblich war. Die
Gründe hierfür liegen zwar auf der Hand; das Pro-
blem besteht aber in der Effizienzverbesserung
dieser Interventionen, die 1991 auch die OECD
anmahnte3 . Nur so läßt sich der zeitliche Rahmen
für die Rückführung der Bundeshilfen auf das im
EG-Rahmen konsensuell gefundene Maß der Hilfe
für benachteiligte Regionen abstecken.

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die
EG nicht bereit ist, auf Dauer Ostdeutschland
einen wirtschaftspolitischen Ausnahmestatus zu
gewähren. Andererseits muß sich aber auch eine
nach selbstdefinierten Kriterien gestaltete Länder-
politik in Wirtschaftsfragen im europäischen Kon-
text rechtfertigen. Die doppelte Schwierigkeit
einer solchen Rechtfertigung besteht einerseits in
einer überzeugenden operationalen Umsetzung
des Subsidiaritätsprinzips4 und andererseits in der
politischen Unterfütterung von Wirtschaftsstrate-
gien durch gesamteuropäische regionale Zusam-
menarbeit - obwohl doch der Föderalismus in der



Gemeinschaft noch eher die Ausnahme ist und das
Konzept eines Europa der Regionen noch weit da-
von entfernt zu sein scheint, für politische Strate-
gien handlungsanleitend zu wirken5 .

5 Vgl. Roland Sturm, Westeuropäischer Regionalismus
und deutscher Föderalismus, in: Hanns-Seidel-Stiftung
(Hrsg.), Die Zukunft des kooperativen Föderalismus, Mün-
chen (im Druck).
6 Vgl. Thiemo W. Eser, Europäische Einigung, Föderalis-
mus und Regionalpolitik, Trier 1991 (= Schriftenreihe des
Zentrums für Europäische Studien, Bd. 1).
7 Zu den Implikationen der deutschen Einigung für die Zu-
kunft des deutschen Föderalismus vgl. Roland Sturm, Die
Zukunft des deutschen Föderalismus, in: Ulrike Liebert/
Wolfgang Merkel (Hrsg.), Die Politik zur deutschen Einheit,
Opladen 1991, S. 161-182.
8 Vgl. Bernd Spiekermann/Viktor Frhr. von Malchow/Au-
gust Ortmeyer/Franz Schuster/Josef Olbrich, Europäische
Regionalpolitik. Empfehlungen zur Weiterentwicklung,
Köln etc. 1988.

9 So G. J. Croxford/M. Wise/B. S. Chalkley, The Reform
of the European Regional Development Fund: A Prelimi-
nary Assessment, in: Journal of Common Market Studies, 26
(1987)1, S. 25-38.
10 Vgl. Helmuth Neupert, Die Länder als Träger regiona-
ler Maßnahmen, in: Reiner Schmidt (Hrsg.), Aktuelle Fra-
gen der regionalen Strukturpolitik, Heidelberg 1989, S. 33.
Abweichend: Reimut Jochimsen, Europäische Regionalpoli-
tik: Autonomieverlust für die Regionen, in: Lothar F. Neu-
mann (Hrsg.), Europa konkret, Baden-Baden 1990,
S. 115-128.
11 Vgl. Kommission der EG, Europäischer Fonds für Re-
gionale Entwicklung. Vierzehnter Jahresbericht (1988),
Brüssel 1990, S. 85 ff.
12 Vgl. auch den Delors-Bericht, in: Europa-Archiv,
(1989) 10, S. 291.
13 Vgl. OECD, Regional Policies in Germany, Paris 1989,
S.42.
14 Vgl. Willy Spannowsky, Der Handlungsspielraum und
die Grenzen der regionalen Wirtschaftsförderung des Bun-
des, Berlin 1987, S. 18.

I. Tendenzen der Mehrebenenpolitik

Die bisherige Gewichtsbalance zwischen EG,
Bund und Ländern in der Wirtschaftspolitik ist in
Bewegung geraten. Die aktivste Rolle spielt dabei
die EG, wie sich in der Regional- und Strukturpoli-
tik, der Technologiepolitik und der Mittelstands-
politik zeigen läßt. Am eingriffsintensivsten ist da-
bei die Regional- und Strukturpolitik, gefolgt mit
großem Abstand von der Technologie- und
schließlich der Mittelstandspolitik. Der Bund gibt
(sieht man einmal vom ostdeutschen Sonderfall
ab) in erster Linie Kompetenzen ab; die Länder
reagieren einerseits auf die Machterosion des Bun-
des - also auf den Bedeutungsverlust des „nationa-
len Interesses“ - und andererseits auf die für den
Binnenmarkt antizipierte neue Wettbewerbsord-
nung. Es zeichnet sich im Schichtungsaufbau
EG-Bund-Länder ein „Sandwich-Modell“6 ab:
mit der aus der Sicht der Wirtschaftspolitik ab-
nehmenden Bedeutung der „Mittelkategorie“
Bund und den „starken Seiten“ EG und Land.
Soll der deutsche Föderalismus insgesamt nicht
Schaden leiden, so muß es auch den ostdeut-
schen Ländern auf längere Frist gelingen, sich ih-
rer wirtschaftlichen Eigeninteressen zu vergewis-
sern und diese gegenüber den anderen Ebenen
zu behaupten7 .

1. Die neue regionalpolitische Rolle der EG

Betrachtet man die einzelnen Stufen der Heraus-
bildung und Weiterentwicklung der europäischen
Regionalpolitik8 , so wird als „roter Faden“ ein

(gewollter und oft auch kritisch eingeforderter9)
Machtzuwachs der supranationalen europäischen
Ebene deutlich10. Der Bogen spannt sich von dem
fünfprozentigen, nicht nach Mitgliedsländern quo-
tierten Anteil der EFRE (Europäischer Fonds für
Regionale Entwicklung) - Mittel, den sich die
Kommission nach 1979 vorbehielt, um z.B. einen
eigenständigen Beitrag zur Unterstützung des
Strukturwandels in monostrukturierten Industrie-
gebieten zu leisten, über die EFRE-Reform von
1984, die die quotenfreie Abteilung durch Ge-
meinschaftsprogramme ersetzte, bis hin zur am 
1. Januar 1989 eingetretenen Reform der Struktur-
fonds11 . In diesem Prozeß wuchs die EG aus der
Rolle des bloßen Mitfinanzierers nationaler Pro-
gramme heraus und entwickelte eine eigene regio-
nalpolitische Steuerungskompetenz auf Kosten der
Nationalstaaten, aber auch der Bundesländer12 .

Der Kommission steht durch die Artikel 92-94
EWG-Vertrag ein weiteres, die nationale Eigen-
ständigkeit begrenzendes Interventionsinstrument
zur Verfügung, nämlich die Beihilfenkontrolle -
ein Instrument, von dem die Kommission bei-
spielsweise im Falle der Genehmigung der „Ge-
meinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) bereits regen Ge-
brauch macht. Aus EG-Sicht ist die deutsche Re-
gionalpolitik zu intensiv und zu umfassend13 und -
was die Schadensbegrenzung der deutschen Tei-
lung betrifft (Zonenrandförderung, Berlinförde-
rung) - mittlerweile obsolet. Aus EG-kritischer
Sicht hingegen wird die gewünschte Orientierung
von Eingriffen vornehmlich an ökonomischen Kri-
terien (wie volkswirtschaftliche Eckdaten, die an
EG-Durchschnittswerten gemessen werden) einem
raumbezogeneren Entwicklungsmodell nur unge-
nügend gerecht14. Ebensowenig leuchtet aus dieser



Sicht ein, weshalb die Feststellung mangelnder
Förderungswürdigkeit im EG-Rahmen von der
EG mit dem Diktat des Verbots nationaler Aus-
gleichsbemühungen gekoppelt wird15 . „Die Bei-
hilfenkontrolle der EG“, so der frühere nord-
rhein-westfälische Wirtschaftsminister Reimut
Jochimsen, „wirkt sich ... mehr und mehr als
Hemmschuh für die Regionalförderung aus. Sie
darf nicht dazu führen, daß eine eigene Struktur-
politik der Mitgliedstaaten unmöglich gemacht
wird.“16

15 Vgl. Günter Püttner/Willy Spannowsky, Das Verhältnis
der europäischen Regionalpolitik zur deutschen Regionalpo-
litik, Bonn 1986, S. 247.
16 Reimut Jochimsen, Die wirtschaftliche Zukunft des
Landes Nordrhein-Westfalen im Europa der Zukunft, in: Ul-
rich von Alemann/Rolf G. Heinze/Bodo Hombach (Hrsg.),
Die Kraft der Region: Nordrhein-Westfalen in Europa,
Bonn 1990, S. 275.
17 So H. Neupert (Anm. 10), S. 39.
18 Vgl. Friedemann Tetsch, EG-Regionalpolitik und deut-
sche Regionalförderung, in: Städte- und Gemeinderat,
(1987) 7, S.204f.

19 Vgl. dazu ausführlicher den Beitrag von Joachim Star-
batty in diesem Heft.
20 Im Überblick: Joachim Starbatty/Uwe Vetterlein,
Spitzentechnologie oder innere Kohäsion. Ein technologie-
politischer Zielkonflikt in der Europäischen Gemeinschaft,
in: Europa-Archiv, (1989) 5, S. 145-154.
21 Vgl. B. Spiekermann u. a. (Anm. 8), S. 41.

Durch die Kombination von EG-Initiativen zur re-
gionalen Ressourcensteuerung und der EG-Kon-
trolle autonomer nationaler bzw. regionaler Priori-
tätensetzungen in der Regionalpolitik sehen Kriti-
ker Bund und Länder einem „Zangengriff“17 aus-
geliefert, der die Weichen für einen nicht ausrei-
chend responsiven und demokratisch rückgekop-
pelten EG-Zentralismus stellt - und möglicher-
weise mit den föderalen Verfassungsgarantien kol-
lidiert18.

Für die Bundesländer bedeutet der bisher erzielte
Einflußgewinn der EG-Kommission dreierlei:
Zum einen hat sich die Ebene der Beurteilung re-
gionaler Förderungswürdigkeit mit der Reform der
Strukturfonds 1988 endgültig auf die europäische
Ebene verschoben. Gemessen am EG-Durch-
schnitt hat keines der alten Bundesländer nunmehr
noch Anspruch auf Mittel zur Entwicklung seines
Potentials. Beim Ziel 1 („Förderung der Regionen
mit Entwicklungsrückstand“), für das 80 Prozent
der Mittel der Strukturfonds veranschlagt werden,
ging die Bundesrepublik zunächst leer aus. Zum
zweiten bekommen auch die Länder die EG-Kon-
trolle bei ihrer eigenen Regionalpolitik zu spüren.
Die dritte Feststellung ist eine strategische: Da die
Länder an autonomen Gestaltungsmöglichkeiten
ihrer Regionalentwicklung festhalten möchten und
der Bund als Garant solcher Möglichkeiten aus-
fällt, müssen sie selbst nach Substituten für Regio-
nalpolitik suchen, die entweder de jure oder de
facto außerhalb der EG-Kontrollmöglichkeiten lie-
gen.

2. Die neue EG-Technologiepolitik

Aus der Bundesländer-Perspektive interessieren
an der EG-Technologiepolitik19 weniger die De-
tails der Förderung von Spitzentechnologie im
Rahmen der durch eine Ratsentscheidung von
1985 entstandenen europäischen Technologiege-
meinschaft, die mit der Verabschiedung der Ein-
heitlichen Europäischen Akte Bestandteil des
EWG-Vertrages (Art. 130) wurde. Entscheidender
für sie sind die konzeptionellen Schwächen der
Technologiepolitik, wenn sich mit dieser die Ab-
sicht verbindet, regionale Ungleichgewichte tech-
nologischer Entwicklung zu vermeiden oder einzu-
dämmen, also die Kohäsion der Gemeinschaft zu
stärken20 . Die bisherige Bilanz der europäischen
Forschungs- und Technologiepolitik ergibt, daß
diese in erster Linie die bereits privilegierten Kern-
regionen Europas bevorzugt und damit das beste-
hende Technologiegefälle verstärkt. Dies ist kei-
neswegs Ziel der Politik.

Eine beachtliche Zahl von spezifischen Förderpro-
grammen wie BRITE (Weiterentwicklung indu-
strieller Technologien), ESPRIT (Ausbau der In-
formationstechnologien), VALOREN (Verbesse-
rung der Energieversorgung in Entwicklungsgebie-
ten) oder STAR (Telekommunikationsentwick-
lung in benachteiligten Gebieten) beteiligen an
den Forschungsvorhaben - aber deshalb nicht not-
wendigerweise an der Mehrzahl der Forschungs-
mittel - viele lokal bzw. regional verwurzelte
kleine und mittlere Unternehmen. Trotzdem ge-
nügt aber weder der Mitteleinsatz noch der Ent-
wicklungsgrad der so breiter gestreuten technolo-
gischen Potentiale, um die Benachteiligung be-
stimmter Bundesländer als indirektes Resultat der
EG-Technologiepolitik auszuschließen. Bisher hat
noch niemand die einzelnen Programme auf solche
nichtintendierten Konsequenzen der Spitzentech-
nologieförderung im europäischen Rahmen durch-
forstet. Die Bundesländer haben Restriktionen für
ihre Handlungsmöglichkeiten vor allem dort attak-
kiert, wo diese ihre ureigenen Kompetenzen betra-
fen, wie etwa im Falle der Übernahme von Zustän-
digkeiten durch die EG im Bereich der Bildung
und Ausbildung unter dem Deckmantel der Tech-
nologieförderung21 .



3. Die neue EG-Mittelstandspolitik

Die EG-Mittelstandspolitik steckt erst in ihren An-
fängen und ist schon deshalb bisher weniger zu
einem Korsett für Länderentscheidungen gewor-
den als die Regional- und, in abgeschwächter
Form, die Technologiepolitik. Auch für die Zu-
kunft scheint der autonome Handlungsspielraum
der Länder durch die EG-Mittelstandspolitik weni-
ger gefährdet. Obwohl sie sich im EG-Entschei-
dungsprozeß auf höchster Ebene etablieren
konnte, bieten die auf Überzeugungsarbeit und
den Abbau von Wettbewerbsnachteilen zielenden
Instrumente der EG-Mittelstandspolitik die Ge-
währ dafür, daß aus der organisatorischen Zentra-
lisierung von Kompetenzen im EG-Bereich keine
zentrale Vorgabepolitik erwächst.

Erst im Oktober 1986 hat der Rat einstimmig eine
Entschließung für ein Aktionsprogramm für kleine
und mittlere Unternehmen (KMUs) verabschie-
det. Stärker institutionalisiert wurde die EG-
KMU-Politik durch die Integration der ad hoc ge-
gründeten Task. Force KMU in die bestehenden
EG-Strukturen. Gemeinsam mit den Aufgabenge-
bieten Handel, Tourismus und Selbstverwaltungs-
wirtschaft bildet sie seit dem 1. Januar 1989 die
neue Generaldirektion XXIII. Das EG-Aktions-
programm verfolgt vor allem zwei Ziele: die Schaf-
fung günstiger wirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen für KMUs in der Gemeinschaft22 sowie die Be-
reitstellung von Dienstleistungen für die Gründung
und Entwicklung von KMUs im Hinblick auf die
Binnenmarktintegration. Zu letzteren zählen vor
allem:

22 Vgl. Roland Sturm, Die Industriepolitik der Bundeslän-
der und die europäische Integration. Unternehmen und Ver-
waltungen im erweiterten Binnenmarkt, Baden-Baden 1991,
S.40ff.

23 Vgl. ebd.; siehe auch Ulrich Jürgens/Wolfgang Krum-
bein (Hrsg.), Industriepolitische Strategien. Bundesländer
im Vergleich, Berlin 1991.
24 Vgl. Gerhard Fels, Brauchen wir eine neue Industriepo-
litik?, in: Innovation und Gesellschaft, (1986) 3, S. 213-220.
25 Vgl. H. Th. Schmid, Regionale Wirtschaftsförderung -
Schranke des „Modells Baden-Württemberg“?, Konstanz
1989 (Diss.).

a) das Euro-Info-Centre-Projekt, das durch ca. 200
EG-Beratungsstellen (wovon sich in der alten Bun-
desrepublik etwa 20, in den neuen Ländern 8-10
befinden sollen) umgesetzt wird. In der Bundesre-
publik wurde dieses Netz auf den gewachsenen
Strukturen der Industrie- und Handelskammern,
der Handwerkskammern, länderspezifischer Ein-
richtungen und verbändeorientierter Institutionen
aufgebaut;

b) das bereits 1973 eingerichtete Büro für Unter-
nehmenskooperation (BUK), das die Aufgabe hat,
Partner für grenzüberschreitende Zusammenarbeit
zusammenzuführen. Die Arbeit des BUK stützt
sich auf die Computer-Kapazitäten des seit Mitte
1988 arbeitenden Business Corporation (BC) Net-
work. 1989 waren an dieses in der Bundesrepublik

45 Wirtschaftsorganisationen, Unternehmensbera-
ter und andere Beratungsorganisationen ange-
schlossen.

Die Stärkung der EG-Ebene in der Mehrebenen-
politik drängt den Bundesländern die Frage nach
ihrem eigenen Handlungsspielraum auf. Auf der
Länderebene findet sich die industriepolitische
Steuerung mehrfach eingebunden: Einerseits verti-
kal in die Verflechtungsstrukturen, die sich aus In-
itiativen auf der Ebene der EG und des Bundes
ergeben; andererseits aber auch in mehrfacher
Weise horizontal durch die Bedingungen des wirt-
schaftlichen Wettbewerbs zwischen den Ländern.
Diese konkurrieren um die inhaltlich miteinander
verwobenen Zugänge zu Finanzmitteln (bis hin zur
eigenständigen Mobilisierung finanzieller Ressour-
cen via Risikokapitalfonds), zu Industrieansiedlun-
gen sowie zu Außenmärkten mit Hilfe von Ansät-
zen einer eigenständigen Außenwirtschaftspolitik
und streiten um die industriepolitisch schlagkräf-
tigsten Konzepte23 . Gemeinsamkeiten der Länder
sind deshalb allenfalls im Hinblick auf die Rah-
menbedingungen der Industriepolitik zu erwarten
(z.B. Subventionskodex), nicht aber in bezug auf
die Formulierung von detaillierteren Binnen-
marktstrategien, die ja auch den unterschiedlichen
regionalen Ausgangslagen gerecht werden müssen.

II. Industriepolitische Strategien
der Bundesländer

Drei Länder haben in den industriepolitischen
Debatten der achtziger Jahre eine gewisse Sonder-
rolle gespielt: Berlin, Baden-Württemberg und
Nordrhein-Westfalen. Berlins Außenseiterposition
wurde durch seine umfassende Abhängigkeit von
den Berlinförderungsmaßnahmen des Bundes de-
terminiert; Baden-Württemberg wurde als „High-
Tech-Musterländle“ zum Prototyp „merkantilisti-
scher“24 bzw. staatsgeleiteter Modernisierung im
Zeichen des „Späth-Kapitalismus“ hochstilisiert25 .

Diesem Politikmodus wurde modellhaft der nord-
rhein-westfälische Neokorporatismus gegenüber-



gestellt, der sich in seinen Modernisierungsbestre-
bungen in zweierlei Hinsicht entscheidend von der
Politik Baden-Württembergs abhebt: Erstens wer-
den in Nordrhein-Westfalen die Gewerkschaften
in die Formulierung und Implementierung der In-
dustriepolitik des Landes einbezogen und zweitens
gibt es deutliche Bemühungen um eine reflektierte
Haltung zur Technologieförderung (Stichwort: So-
zialverträglichkeit), die auch zur Einbeziehung
eines breiteren wissenschaftlichen Spektrums in
die Modernisierungsdebatte (unter Einschluß der
Sozialwissenschaften) führte.

Die unterschiedliche Qualität ihres industriepoliti-
schen Ansatzes wurde von der nordrhein-westfäli-
schen Landesregierung ausdrücklich betont: „In
der Forschungs- und Technologiepolitik glauben
die konservativ-liberale Bundesregierung und z.B.
die Bundesländer Bayern und Baden-Württem-
berg, allein mit großzügiger Finanzausstattung der
Hochtechnologie-Unternehmen und der mit ihnen
verbundenen Forschungseinrichtungen ökonomi-
sche und soziale Wohlfahrt bewirken zu kön-
nen ... Diese ,Technologiepolitik des großen Gel-
des4 läßt ... die sozialen Veränderungen außer
acht, die mit technischen Neuerungen einherge-
hen.“26

26 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Technik des
Landes NRW, Die Chancen der Technik nutzen - Technik
sozial gestalten, o. O. (Düsseldorf), o. J., S. 8.
27 Vgl. Franz Lehner/Jürgen Nordhause-Janz/Klaus Schu-
bert/Werner Voß, Das Zukunftstechnologieprogramm des
Landes Nordrhein-Westfalen: Eine Evaluationsstudie, Bo-
chum 1989, S. 23.

28 Josef Schmid, Industriepolitik der CDU - Innovation,
Variation, Diffusion, in: U. Jürgens/W. Krumbein
(Anm.23), S. 183.
29 Vgl. Wolfgang Bemschneider, Die Innovations- und
Technologiepolitik in Baden-Württemberg, Konstanz 1988
(unveröffentl. Manuskript).
30 Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technolo-
gie Baden-Württemberg, Bericht der Landesregierung über
die Entwicklung der mittelständischen Wirtschaft und die
Förderungsmaßnahmen im Rahmen des Mittelstandsförde-
rungsgesetzes Baden-Württemberg, o. O. (Stuttgart) 1990,
S.55.

Problematisch blieb aber die in der nordrhein-
westfälischen Praxis fehlende Verbindung der
Technologiefolgenabschätzung mit dem Entschei-
dungsbedarf über Investitionen und Innovationen
in der Industrie. Dies wurde auch bei der Evalua-
tion des Zukunftstechnologieprogramms des Lan-
des kritisch angemerkt27 .

Die Bildung von Modellen und Gegenmodellen in
der Länderindustriepolitik mag aus heuristischen
Gründen hilfreich sein, man sollte sich aber immer
der tatsächlich begrenzten Handlungsspielräume
der Länder bewußt sein wie auch der Tatsache,
daß der erwähnte Konkurrenzdruck zwischen den
Ländern auch zu einem Anpassungsdruck in Rich-
tung auf das „erfolgreichste“ Modell führt. Für alle
Bundesländer - wie ja auch im internationalen
„strukturpolitischen Wettlauf“ (Junne) für die sou-
veränen Staaten - geht es um den Zugang zu den
gleichen, als „fortschrittlich“ angesehenen Tech-
nologien; das Einsetzen neuer Förderinstrumente
in einem Bundesland - wie der Technologieparks -

zieht unweigerlich Versuche mit dem gleichen In-
strument in anderen Bundesländern nach sich.

Josef Schmid hat zum Beispiel den Prozeß der Dif-
fusion von Technologiezentren in CDU-regierten
Ländern untersucht und kommt zu dem Schluß:
„Damit ist in einem Ausschnitt der Industriepolitik
durch Nachahmung bzw. Policy-Diffusion eine
Homogenisierung erreicht worden, ohne auf zen-
trale Koordination zurückzugreifen. Dies gilt so-
wohl für alle Bundesländer wie auch für die Teil-
gruppe der unionsregierten Länder. Die theoreti-
sche Pointe solcher Diffusionsphänomene liegt
nun darin, daß die Einführung von Technologie-
zentren dabei weniger auf sozioökonomischen
Strukturen oder parteipolitischen Mehrheitsver-
hältnissen basiert, sondern vor allem auf schlichter
Nachahmung.“28

Auch im Hinblick auf die angesprochene und man-
chen liebgewordene Frontstellung Baden-Würt-
temberg versus Nordrhein-Westfalen auf dem
Felde der Technologiefolgenabschätzung29 ver-
schwimmen heute - wie zur Bestätigung der Diffu-
sionsthese - die Konturen. In seinem Mittelstands-
bericht von 1990 stellt das baden-württembergi-
sche Wirtschaftsministerium ganz im Sinne NRWs
fest: „Mehr und mehr verlangt die Beurteilung der
Wirkungen moderner Technik eine ganzheitliche
Betrachtungsweise. Hierfür wird in Baden-Würt-
temberg schrittweise eine ,Akademie für Technik-
folgenabschätzung aufgebaut; ferner sind Modell-
vorhaben in Arbeit, die sich mit diesem wichtigen
Aspekt beschäftigen.“30

Entscheidender für tatsächlich beobachtbare Un-
terschiede in der Industriepolitik der Bundeslän-
der ist in der Regel der je nach Bundesland unter-
schiedliche Grad der Intensität einer staatlichen
Maßnahme als deren jeweils unterschiedliche Qua-
lität, was Länderspezifika nicht ausschließt, aber
relativiert. Verstärkt hat sich sicherlich die Ten-
denz, Industriepolitik zu dezentralisieren und
Steuerungsfunktionen auf „parastaatliche“ Orga-
nisationen, wie die baden-württembergische Stein-
beis-Stiftung, zu übertragen. Die linke Kritik sieht 



überall den gleichen „Technokorporatismus" am
Werk, und die Ordoliberalen halten die Interven

31

-
tionsbereitschaft von Landesministerien mit dem
Ziel der Beeinflussung des Wandels der Wirt-
schaftsstruktur auf der Länderebene für nicht we-
niger verfehlt als auf der Bundes- oder EG-Ebene.
Differenziertere steuerungstheoretische Überle-
gungen können der Funktionalisierung selbständi-
ger öffentlicher oder privater Organisationen
(Universitäten, Forschungsinstitute, Kommunen,
Verbände) im Sinne der industriepolitischen Re-
gionalisierung durchaus positive Aspekte abgewin-
nen32 . Solche Institutionen verfügen „über eine
bessere Informations- und Wissensbasis“ und kön-
nen „in einen Kooperationsverbund mit der staatli-
chen Verwaltung“ eingebunden werden33 . Hervor-
gehoben wird auch das mit der Dezentralisierung

. wachsende Gewicht „weicher“ Innovationsinstru-

31 Vgl. Josef Esser, Does Industrial Policy Matter? Land
Governments in Research and Technology Policy in Federal
Germany, in: Colin Crouch/David Marquand (Eds.), The
New Centralism. Britain out of Step in Europe?, Oxford
1989, S. 109.
32 Vgl. Helmut Walter (Hrsg.), Probleme der Forschungs-
und Technologiepolitik für mittelständische Unternehmen,
Heidelberg 1987.
33 Arthur Benz, Anpassungsprozesse in der föderativen
Staatsorganisation der Bundesrepublik Deutschland, Speyer
1987 (= Speyerer Forschungsberichte 63), S. 100.
34 BMFT/BMWi, Forschungsförderung für kleine und
mittlere Unternehmen, Gesamtkonzept 1989, Bonn 1989.

35 Vgl. Gerlind Schütte, Regionale Technologieförderung
in der Bundesrepublik Deutschland, in: Zeitschrift für Wirt-
schaftsgeographie, 29 (1985), S. 145.
36 Vgl. ebda., S. 146ff.
37 Vgl. Sabine Bonkowski/Harald Legler, Süd-Nord-Ge-
fälle bei industrieller Forschung und Entwicklung?, in:
Raumforschung und Raumordnung, 43 (1985), S. 5.

mente wie Information und Kooperation.

In der Forschungs- und Entwicklungsförderung
der Wirtschaft spielten die Länder bis Mitte der
siebziger Jahre kaum eine Rolle. Dies hat sich seit-
her deutlich verändert. Dennoch hat sich eine ge-
wisse Arbeitsteilung in der mit dem Bund durch
regelmäßige Sitzungen des Bund-Länder-Aus-
schusses „Forschung und Technologie“ koordinier-
ten Zusammenarbeit ergeben: „Die Länder kon-
zentrieren sich dabei auf marktnahe Innovations-
förderung, Förderung der anwendungsorientierten
Forschung, Ausbau der Technologie- und Innova-
tionsberatung, Förderung von technologieorien-
tierten Unternehmensgründungen und Technolo-
gieparks sowie spezielle Finanzierungshilfen. Die
Länderhilfen werden also teilweise ergänzend zu
Bundeshilfen mit ähnlicher Zielsetzung eingesetzt.
Auch führen die Länder ausgelaufene Bundespro-
gramme mit eigenen Mitteln und angepaßt an die
landesspezifischen Bedürfnisse fort. Zum überwie-
genden Teil werden aber die Länderhilfen bewußt
zur Auffüllung von Förderlücken im Innovations-
prozeß eingesetzt.“34 Dies ist aber immer noch
nicht die klare Kompetenzabgrenzung, die die
Länder bereits 1981 mit ihrer Forderung nach allei-
niger Zuständigkeit für die technologieorientierte

Förderung der kleinen und mittleren Unterneh-
men anstrebten35 .

Die Technologieförderung der Länder wurde seit 
der zweiten Hälfte der siebziger Jahre politisch
festgeschrieben36 :

- durch Gesamtprogramme in Baden-Württem-
berg (1976), Nordrhein-Westfalen (1978),
Hamburg (1978), Saarland (1979), Bayern
(1980), Berlin (1982), Schleswig-Holstein
(1983), Bremen (1984), Rheinland-Pfalz
(1984);

- durch Einzelmaßnahmen: Rheinland-Pfalz
(1976), Saarland (1977), Bayern (1978), Berlin
(1980), Schleswig-Holstein (1981);

- im Rahmen anderer Fördermaßnahmen wie
Mittelstandsprogramme (Baden-Württemberg,
Bayern, Saarland) oder der Regionalförderung
(Bayern).

Durch das 1982 eingestellte Erstinnovationspro-
gramm des Bundes wurde auch eine entsprechende
Finanzierungsbereitschaft der Länder zunächst
subsidiär zu den Leistungen des Bundes und dann
diese ersetzend angeregt. Vorreiter der entspre-
chenden Länderprogramme war Baden-Württem-
berg (1977), gefolgt von Nordrhein-Westfalen
(1978), Hamburg (1979), dem Saarland (1979),
Bayern (1980), Niedersachsen (1980) und Berlin
(1980). Schleswig-Holstein nahm 1981 die Förde-
rung von Innovationen auf, Bremen 1982 und
Rheinland-Pfalz 1984. Bayern und Baden-Würt-
temberg förderten über die Innovationsphase hin-
aus, um die Phase anwendungsreifer Prototypen zu
erreichen; Nordrhein-Westfalen und Berlin leiste-
ten sogar Hilfestellung bis zur Markterschließung.

Wie Bonkowski/Legler37 gezeigt haben, war die
Ausgangssituation der Bundesländer Anfang der
achtziger Jahre deutlich unterschiedlich. Selbst bei
Berücksichtigung wirtschaftsstruktureller Diffe-
renzen wies der Norden Deutschlands - gemessen
am Einsatz von Personal für Forschung und Ent-
wicklung in der Wirtschaft - einen deutlichen
Rückstand gegenüber dem Süden auf: „Die insge-
samt FuE-intensiven Bundesländer Bayern und 
Baden-Württemberg sind - über die Sektoren be-
trachtet - tendenziell auf breiter Front gesuchte
FuE-Standorte. Die insgesamt wenig forschungsin-



tensiv produzierenden Bundesländer Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Saarland weisen dagegen eine viel größere Streu-
ung der relativen FuE-Personalintensitäten auf.“

Als wichtigste Träger von Forschung und Entwick-
lung erwiesen sich 1985 im Reigen der Bundeslän-
der Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg
und Bayern. Einen beachtlichen Mittelplatz neh-
men Niedersachsen, Berlin und Hessen ein, wäh-
rend die anderen Bundesländer weiterhin ein deut-
lich defizitäres Forschungsprofil aufweisen, auch
wenn man die Unterschiede in der Größe und der
Bevölkerungszahl der einzelnen Länder berück-
sichtigt. Sie präferierten weiterhin „defensive Stra-
tegien“ des Schritthaltens mit der nationalen Ent-
wicklung bzw. des nationalen Ausgleichs. Weit
über die Hälfte der FuE-Ausgaben der Länder ent-
fallen auf den Hochschulbereich (1985: 71 Pro-
zent). In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre hat
aber die Finanzierung von Forschung und Ent-
wicklung außerhalb der Hochschulen deutlich an
Gewicht gewonnen38 .

38 Vgl. Bundesbericht Forschung 1988, Bundestagsdruck-
sache 11/2049, S. 82.
39 Vgl. R. Sturm (Anm. 22), S. 71 ff.
40 Vgl. Fritz W. Scharpf/Bernd Reissert/Fritz Schnabel,
Politikverflechtung. Theorie und Empirie des kooperativen
Föderalismus, Kronberg/Ts. 1976, S. 98.

41 Vgl. Carl Böhret/Werner Jann/Eva Kronenwett, Hand-
lungsspielräume und Steuerungspotential der regionalen
Wirtschaftsförderung, in: Wolfgang Bruder/Thomas Ellwein
(Hrsg.), Raumordnung und staatliche Steuerungsfähigkeit,
Opladen 1979, S.80ff.

Auffallend ist die unterschiedliche Haltung der
Länder zur Rahmenkompetenz des Bundes. Wäh-
rend Bayern und Baden-Württemberg sich beson-
ders darum bemühen, politische Initiative für sich
zu gewinnen, gehen die übrigen Bundesländer da-
von aus, daß sie ihre Forschungs- und Technolo-
giepolitik in finanzieller Abhängigkeit von und in-
haltlicher Abstimmung mit dem Bund formulieren
sollten39 .

Ganz im Gegensatz zu den Gestaltungsspielräu-
men der Länder in der Forschungs- und Technolo-
giepolitik sind den Ländern auch im nationalen
Rahmen in ihrer Regionalpolitik von den Festle-
gungen der Bund-Länder Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ enge Grenzen gesetzt. Für die in die alleinige
Verantwortung der Länder fallenden Landesför-
dergebiete gilt der Grundsatz, daß diese die Ziele
der Gemeinschaftsaufgabe nicht durchkreuzen
dürfen. Hilfsmaßstab ist hier häufig, daß die För-
derintensität in den Landesfördergebieten deutlich
unter derjenigen in den Fördergebieten der Ge-
meinschaftsaufgabe liegt. Damit ist aber das Pro-
blem nicht eindeutig gelöst, wie empirische Unter-
suchungen gezeigt haben. Z.B. stellten Scharpf
u.a.40 fest, daß die bayerische Regionalförderung

in ihrem Untersuchungszeitraum durchaus die
Möglichkeit besaß, „Förderungsziele und Konzep-
tionen der Gemeinschaftsaufgabe zu konterkarie-
ren und im eigenen Land die Konzeptionen des
Landes durchzusetzen“. Bohret u.a.41 bestätigen
dies für Hessen und Baden-Württemberg. Die
Einebnung des Fördergefälles, nicht zuletzt durch
die Berücksichtigung strukturpolitischer Kriterien
bei der Definition von Fördergebieten, ist zum ge-
nerellen Problem der Regionalpolitik geworden'.

In der Mittelstandspolitik ist die Bestandspflege
angesichts der geringen Wahrscheinlichkeit von 
Neuansiedlungen heute das beherrschende Thema
des Länderwettbewerbs. Damit rücken die Ge-
meinden und wiederentdeckte oder neukonstru-
ierte Regionen als Akteure in den Vordergrund.
Einige Länder - wie das Saarland, Hessen, Bay-
ern, Berlin und Baden-Württemberg - versuchen,
durch Bereitstellung von Risikokapital oder durch
Kapitalbeteiligungen den häufig beklagten Finan-
zierungsengpaß zu beseitigen und Unternehmens-
gründungen im Bereich der KMUs zu fördern.
Spezielle Mittelstandsförderungsgesetze sollen 
dazu dienen, wirtschaftsstrukturelle Optimierungs-
prozesse in Gang zu halten. Die regionale Dimen-
sion von Mittelstandspolitik macht diese zum Teil
auch im Verein mit der regionalen Technologiepo-
litik zur effektiven Ersatz-Regionalpolitik, die
aber (noch) nicht den von der EG und vom Bund
ausgehenden gestalterischen Restriktionen unter-
liegt.

III. Die Regionalisierung der
Industriepolitik zur Erweiterung

des Handlungsspielraums
der Bundesländer

Wollen die Bundesländer sich aus der Situation be-
freien, in ihrer Wirtschaftspolitik auf Entwicklun-
gen reagieren zu müssen, die den Restriktionen
der Mehrebenenpolitik unterliegen, so genügt es
auf Dauer nicht, das bisher erreichte Maß an
Handlungsfreiheit (vor allem in der Mittelstands-
und der eigenverantworteten Technologiepolitik)
zu verteidigen. Der Binnenmarkt ab 1993 bietet
mit seiner gesamteuropäischen Wirtschaftsverfas-



sung die einmalige Chance, auf die Absatzmöglich-
keiten in diesem Markt zugeschnittene Regionen
(auch grenzüberschreitende) auf Länderebene zu
installieren, die ihre Wachstumsdynamik nicht län-
ger EG- oder nationalstaatlichen Initiativen ver-
danken. Voraussetzung hierfür ist die Wiederent-
deckung der Region als ein gesellschaftlich auf-
einander bezogenes Subsystem, ja als Pfeiler der
modernen Wirtschaftsentwicklung. Regionalisie-
rung bedeutet „keine einfache Rückverlagerung
wirtschaftlicher Aktivitäten in die Region, sondern
sie ist als Basis für eine neue Form der wirtschaft-
lichen Vernetzung anzusehen. Diese Vernetzung
ist in ihrer Struktur von spezifischen regionalen
Bedingungen abhängig, die nicht mehr durch den
zentral planenden und regulierenden Staat, son-
dern nur noch im Rahmen offener Prozesse durch
Selbstorganisation herzustellen sind.“42

42 Heinz Kruse, Reform durch Regionalisierung. Eine
politische Antwort auf die Umstrukturierung der Wirtschaft,
Frankfurt-New York 1990, S. 54.
43 Ebda.,S.45.

44 Hans-Jürgen Ewers, Die Bedeutung der lokalen Ebene
für Innovationsstrategien im industriellen Sektor, in: Hans
E. Maier/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Lokale Beschäfti-
gungspolitik, Basel 1986, S. 142.
45 Vgl. Hans E. Maier, Das Modell Baden-Württemberg.
Über institutionelle Voraussetzungen differenzierter Quali-
tätsproduktion, Berlin 1987.

Regionale Grenzen werden dabei nicht länger nur
durch historische und/oder kulturelle Loyalitäten
abgesteckt, sondern auch durch funktionales Auf-
einanderbezogensein. Regionale Solidarität ist so
nicht zuletzt ökonomisch begründet. Wenn es ihr
aber gelingt, über pragmatisches Kosten-Nutzen-
Denken hinaus zu einem „sozialen Konstrukt“ (Sa-
bel) zu werden, kann sie es bewerkstelligen, zu-
sätzliche Ressourcen zu mobilisieren, die weiter-
reichende regionale Konsensbildungsprozesse erst
ermöglichen oder fördern. Aus der Kraft der Kon-
sensbildung, dem Aufbau von günstigen Motiva-
tions- und Bewußtseinsstrukturen bei den beteilig-
ten Akteuren, erwächst die Chance zur umfassen-
den Mobilisierung auch außerhalb der Wirksam-
keit der üblichen, soziale Minimalanforderungen
stellenden Steuermedien Geld und Recht.

Die Erfolgschancen einer solcherart regional
orientierten Politik sind im Unterschied zur tradi-
tionellen „Regionalpolitik“ nicht mehr primär von
der Richtung oder Intensität zentralstaatlicher
Eingriffe abhängig, sondern von der „Fähigkeit
der regionalen Strukturen, Neues in Form von
Produkten und Produktionsprozessen in einem fle-
xiblen Anpassungsprozeß möglich zu machen“43 .
Vernetzung bedeutet aber auch auf der wirtschaft-
lichen Mikroebene „aktive Implementation“, also
die beratende Begleitung von in den Innovations-
prozeß eingetretenen Unternehmen, „um sicher-
zustellen, daß für das beratene Unternehmen aus
der Vielzahl der vorhandenen staatlichen und pri-
vaten Beratungs- und Entwicklungsdienstleistun-

gen ein problemangepaßtes Bündel von Hilfsmaß-
nahmen bereitgestellt wird“44 .

Die Forderung nach einer Regionalisierung politi-
scher und wirtschaftlicher Entscheidungsstruktu-
ren und -prozesse speist sich aus industriepoliti-
scher Perspektive aus mehreren Quellen:

a) aus der gewachsenen Wertschätzungfür die
Rolle der kleinen und mittleren Unternehmen
(KMUs) als Entwicklungspromotoren

Die bisherige Erfahrung hat gezeigt, daß eine ef-
fektive Förderung der KMUs immer kleinräumig
organisiert war. Eine am Wissenschaftszentrum
Berlin entstandene Studie zu den institutionellen
Voraussetzungen differenzierter Qualitätsproduk-
tion in Baden-Württemberg45 kommt zu dem
Schluß, daß entscheidend für die Durchsetzung
einer kleinbetrieblich-mittelständischen Industrie-
struktur in diesem Bundesland war, „daß ein de-
zentrales, flächendeckendes Netz von Ansprech-
partnem für Kleinbetriebe aufgebaut wurde, um
die Zugangsbarrieren der Kleinunternehmen zu
den staatlichen Hilfsangeboten möglichst klein zu
halten... Das fehlende gewachsene Wissen der
Verwaltung um die Bedürfnisse des Kleinbetriebs
läßt sich anderswo, wie wir heute sehen, nicht
durch Mittelstandsförderungsgesetze und noch we-
niger durch das sechzigste Technologie- und Grün-
derzentrum ersetzen, das dann oft wie die Kathe-
drale in der Wüste steht.“

Dieses Resümee deckt sich mit zahlreichen ande-
ren Forschungsergebnissen. Die Stabilisierung der
KMUs im Wettbewerb ist also nur durch lokal und
regional verankerte Industriepolitik zu garantie-
ren. Für eine solche fehlt der EG-Industriepolitik
in ihrer bisherigen Form der erforderliche Netz-
werkbezug. Die im Rahmen der Strukturfonds ver-
suchte Integration von regionaler Förderung und 
industriepolitischen Effekten - neuerdings auch
unterstützt durch Ratschläge regionaler und 
kommunaler Instanzen - genügt alleine nicht. Eine
ausgewogenere Industriestruktur ist ohne eine 
Stärkung dezentraler Entscheidungsmechanismen
nicht abzusichem, weder im Hinblick auf das Ver-
meiden regionaler Ungleichgewichte, noch im
Hinblick auf die Überlebensfähigkeit autonomer
Klein- und Mittelbetriebe;



b) aus der zunehmenden Eigenständigkeit der
regionalen Interessenvertretungen bis hin zu
einer LänderaußenWirtschaftspolitik

Europäische Einigung und die Stärkung der Selb-
ständigkeit der Regionen werden dabei nicht als
Gegensatz empfunden, sondern als „zwei Seiten
einer Medaille“ (NRW-Ministerpräsident Rau). In
dem im europäischen Rahmen verschärften Stand-
ortwettbewerb werden die Länder politisch in „Er-
folgshaftung“ (Scharpf) genommen. Das bedeutet,
daß von den politisch Verantwortlichen in den
Ländern dem Wähler der Verweis auf die überra-
gende Regelkompetenz Brüssels nicht als ausrei-
chende Antwort auf wirtschaftliche Problemlagen
präsentiert werden kann, wie ja auch heute schon
das Verschieben von Verantwortlichkeit auf die
Bundesebene (ganz abgesehen von der tatsächli-
chen Aufgabenverteilung) mißlingt. Die Länder
sind gezwungen, offensiv zu agieren, um politisch
möglichst viel für eigenständige Anstöße der Wirt-
schaftsförderung zu tun.

Die erfolgreichsten europäischen Industrieregio-
nen definieren sich kleinräumig. Europas „vier Ti-
ger“ (Baden-Württemberg, Rhone-Alpes, Katalo-
nien und die Lombardei) - eine Namensgebung,
die von den südostasiatischen Schwellenländern
übernommen wurde; Baden-Württemberg hat die
Formel von den Four Motors of Europe geprägt -
haben eigene Initiativen in der Exportförderung
entwickelt. Dazu gehörte auch die Beantragung
von EG-Fördermitteln für eine direkte Koopera-
tion der regionalen Unternehmen. Inzwischen
richtet sich das weitergehende Bemühen auf regio-
nale Kooperation, wobei Spezialvereinbarungen
zur Zusammenarbeit auf den Gebieten High-Tech,
Bildung und Kultur die Grundlage bilden. Ansätze
zu einer eigenständigen Außenwirtschaftspolitik
der Länder wurden allerdings aus bundespoliti-
scher Sicht heftig kritisiert;
c) aus den Defiziten bisheriger Regionalpolitik
Ein Strang der Kritik an der Effizienz bisheriger
Regionalpolitik - und hier trifft sich diese Dis-
kussion mit den Überlegungen zur effektiveren
Einbindung der KMUs - setzt auf deren „Regiona-
lisierung“. Dies bedeutet auch die Dezentralisie-
rung von Entscheidungen, z. B. durch die Übertra-
gung von Mitteln auf „regionale Entwicklungsge-
sellschaften“, sowie eine bessere Finanzausstat-
tung der regionalen Einheiten. Zum einen ist da-
mit der Vorschlag verbunden, in die Förderung der
Regionen regionale Interessenartikulation einzu-
beziehen, zum anderen auch der generelle Ver-
zicht auf eine allzusehr normativ restringierte Vor-
gabe der „Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse“.

Franke hat aus ökonomischer Sicht das Modell
eines Systems konkurrierender Regionen in Eu-
ropa entwickelt, deren Zusammenspiel auch die
Effizienzmängel der bisherigen EG-Regionalpo-
litik überwinden würde: „Unter wettbewerbsähnli-
chen Bedingungen sind Regionen als konglome-
rate Nonprofit-Organisationen anzusehen, die mit
Hilfe komplexer Leistungsbündel um mobile Pro-
duktionsfaktoren konkurrieren. Die Regionalisie-
rung des betrachteten Gesamtraumes bleibt klei-
neren räumlichen Teileinheiten wie Städten und 
Gemeinden überlassen, die sich ihren Bedürfnis-
sen und Besonderheiten entsprechend zu einem
Verband zusammenschließen, dem sie die notwen-
digen regionalpolitischen Aufgaben-, Einnahmen-
und Ausgabenkompetenzen übertragen. Diese Re-
gionen gestalten die Lebensqualität ihres Standor-
tes eigenständig und eigenverantwortlich.“

46 Jürgen Franke, Die Regionalpolitik der Europäischen
Gemeinschaft, Bochum 1989, S. 266.
47 Vergleichbare Vorschläge wurden übrigens von der
Konrad-Adenauer-Stiftung für das Ruhrgebiet entwickelt:
KAS, Entwicklungsagentur Ruhrgebiet: Vorschläge zur poli-
tisch-administrativen Weiterentwicklung des Ruhrgebietes,
Bonn 1989.

d) aus Regionalisierungsmodellen und -versuchen

Die 1989 gestartete „Zukunftsinitiative NRW“ ist
sicherlich gegenwärtig ein Paradebeispiel für einen
solchen Regionalisierungsversuch47 . Ihr zentraler
Gedanke ist die Stärkung der endogenen Wachs-
tumskräfte der einzelnen Regionen des Landes.
Aus den Regionen selbst sollen die Anregungen
für Projekte kommen, die dazu geeignet sind, die
regionale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. In den
Regionen erarbeitete Projekte werden auf „Regio-
nalkonferenzen“ debattiert, wo durch konsens-
orientierte Mehrheitsbeschlüsse Prioritätenlisten
entstehen, die der Landesregierung unterbreitet
werden.

Für die Regionen hat diese Ausrichtung der Indu-
striepolitik eine Reihe von Konsequenzen: Erfolg-
reich sind Regionen, die lernen, lokale korporati-
stische Strukturen aufzubauen. Die Regionalisie-
rung der Wirtschaftspolitik erweitert ihre Dimen-
sionen. „Weiche Standortfaktoren“ - wie das
„Image“ einer Region, ihre Forschungs- und Ent-
wicklungsinfrastruktur, die berufliche Qualifizie-
rung vor Ort sowie die kommunikativen und kultu-
rellen Netzwerke - können zu Hilfsgrößen im in-
terregionalen Wettbewerb um den Erhalt, den
Ausbau und in Ausnahmefällen auch um die Neu-
ansiedlung von Industriebetrieben gemacht wer-
den.



Unter dem Stichwort „Dezentralisierung inhaltli-
cher Programmbestimmung bei zentralstaatlicher
Koordination“ haben Heinze und Voelzkow ver-
sucht, die der „Zukunftsinitiative NRW“ zugrun-
deliegende Idee auf die EG-Ebene zu übertragen:
„In diesem Modell erhält die EG ihre formalen
Kompetenzen, vor allem aber die regionalpoliti-
schen Finanzmittel. Sie enthält sich aber nach die-
sem regionalpolitischen Modell einer inhaltlichen
Festlegung dessen, was konkret förderungswürdig
sein soll. Statt dessen fordern die europäischen In-
stitutionen die Akteure der regionalen Ebene auf,
eine für ihre jeweilige Region angepaßte Entwick-
lungsstrategie zu entwickeln und die dafür erfor-
derlichen Fördermittel zu beantragen. Bei der
Vergabe der Fördermittel prämieren die zentralen
Ebenen den regionalen Dialog und die konsentier-
ten Entwicklungsstrategien dadurch, daß sie solche
Anträge, welche eine möglichst breite Unterstüt-
zung durch möglichst viele regionale Akteure ge-
funden haben, bei der Bewilligung bevorzugt be-
handeln.“48

48 Rolf G. Heinze/Helmut Voelzkow, Subsidiarität und
Binnenmarktintegration, in: Ulrich von Alemann/Rolf G.
Heinze/Bodo Hombach (Hrsg.), Die Kraft der Region:
Nordrhein-Westfalen in Europa, Bonn 1990, S. 261.

49 Vgl. Deutscher Bundestag, Bericht der Bundesregie-
rung über die Integration der Bundesrepublik in die Europäi-
schen Gemeinschaften, Bonn 1990, Bundestagsdrucksache
11/7887, S. 15.
50 Vgl. H. Kruse (Anm. 42) und R. Sturm (Anm. 22).

Ansatzpunkte für grenzüberschreitende Regionali-
sierungen bieten die zahlreichen Bemühungen um
grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit
in Europa, die bereits rudimentär repräsentative
Strukturen hervorgebracht haben, wie EUREGIO
(eine Kommunalgemeinschaft im Raum Rhein,
Ems, Ijssel) oder die ARGEALP, in der Bayern,
die österreichischen Bundesländer Salzburg, Tirol
und Vorarlberg, der Schweizer Kanton Graubün-
den, die autonomen italienischen Regionen Bo-
zen/ Südtirol und Trient sowie die Region Lombar-
dei zusammenarbeiten. Seit Januar 1991 bilden die
Städte Saarbrücken und Metz einen „Eurodi-
strikt“. Der Generaldirektor der französischen Re-
gion Lothringen sieht in diesem Eurodistrikt, der
auch eine politisch-administrative Struktur hat (ge-
meinsame Vollversammlung, ständiger Aus-
schuß), den Ansatzpunkt für eine „Provinz Euro-
pas“, die im Entstehen begriffen ist. Diese Region
solle neben dem Bundesland Saarland und Lo-
thringen auch das Bundesland Rheinland-Pfalz,
Luxemburg sowie die belgische Provinz Luxem-
burg umfassen.

IV. Ausblick

Solche Regionalisierungsprozesse verlaufen durch-
aus nicht unilinear. Ein Grundproblem einer dem
Binnenmarktdruck ökonomisch angepaßteren Re-
gionalstrategie ist gerade die bestehende politisch-
administrative Struktur. In dreifacher Hinsicht
stellt diese eine effektive Regionalisierung der In-
dustriepolitik in Frage: Erstens fehlen in wichtigen
EG-Ländern wie Großbritannien und - trotz der
Regionalreformen der achtziger Jahre - zum gro-
ßen Teil auch noch in Frankreich Erfahrungen mit
der Verbindung von politischer und regionaler
(Teil-)Autonomie. Auch in den dezentralen Ein-
heitsstaaten Italien und Spanien ringen die Regio-
nen noch um eine Erweiterung ihrer Handlungs-
spielräume. Wie u.a. die Beschlüsse der Zweiten
Europäischen Regionalkonferenz vom April 1990
belegten, scheint die Bekräftigung des Subsidiari-
tätsprinzips, bei Anerkennung nationaler Diver-
genzen, der gemeinsame Nenner zu sein, auf den
sich die europäischen Regionen noch am ehesten
verständigen können49 .

Zweitens ist das Schicksal nationalstaatlicher In-
tervention nicht alleine aus einem Blickwinkel des
ökonomischen oder politischen Funktionalismus
zu beurteilen. Mögen bisher und im Zuge der Bin-
nenmarktintegration in Zukunft de facto auch
noch so viele Aufgaben aus dem staatlichen Zen-
trum abgewandert sein - das institutionelle Erhal-
tungsinteresse dieser Entscheidungsebene, gepaart
mit einer ideologischen Überhöhung des National-
staats als alleinigem möglichen Ausdruck gesell-
schaftlichen Zusammenlebens, rechtfertigt, so
scheint es, noch in naher und ferner Zukunft die
Gängelung der Regionen.

Drittens - und mit größtem aktuellem Gewicht -
ist auf die auch in Deutschland vorhandene Inkon-
gruenz zwischen politisch-administrativen und
Wirtschaftsregionen hinzuweisen. Vor allem auf
der Ebene von Regierungspräsidien50 , aber auch in
einigen Bundesländern findet man Zustimmung
für ein Konzept des Europa der (Wirtschafts-)Re-
gionen. Dies bedeutet aber nicht, daß die politisch-
administrativen Voraussetzungen für eine Regio-
nalisierung der Industriepolitik bereits vorhanden



wären. Voelzkow hat für Nordrhein-Westfalen im51

Detail nachgewiesen, daß heute weder die Kommu-
nen noch die Mittelinstanzen - im speziellen Falle
hier die Bezirksplanungsräte - in der Lage wären,
die entsprechenden Willensbildungsprozesse und 
Verwaltungsleistungen zu organisieren.

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, z.B.
in Baden-Württemberg in Regionalausschüssen mit
französischen und schweizerischen Regionen, wird
aktiv gefördert. Die politischen Rahmen-
bedingungen werden allerdings durch die Bundes-
länder gestaltet, die erstens größer sind als die
ökonomisch sinnvollerweise zu konstituierenden
Wirtschaftsregionen, zweitens andere äußere
Grenzlinien haben und drittens auf europäischer
grenzüberschreitender Ebene bei der Koordination
vieler Rahmenbedingungen auf den Bund angewie-
sen sind.

Ein weiteres, die gewünschte Regionalisierung in
Frage stellendes Problem sind die Kriterien, die
übergeordnete politisch-administrative Strukturen
an Wirtschaftsregionen herantragen - bis hin zur
Reduktion von Regionen zum bloßen Objekt zen-
tralstaatlicher Politik, wobei die Gründe, die für
solche Interventionen genannt werden, den Orien-
tierungen der Bürger in den Regionen an den Be-
zugsgrößen ihrer unmittelbaren Lebenswelt
zwangsläufig entgegengerichtet sind. Zu nennen
sind hier alle wohlfahrtsstaatlich orientierten Poli-
tikstrategien, die sich mit dem - unter dem Vorzei-
chen der deutschen Einigung stärker denn je zuvor

51 Vgl. Helmut Voelzkow, Mehr Technik in die Region.
Neue Ansätze zur regionalen Technologieförderung in Nord-
rhein-Westfalen, Wiesbaden 1990, S. 120ff.

betonten - Grundsatz der „Einheitlichkeit der Le-
bensverhältnisse“ verbinden.

Regionales ökonomisches Gefälle soll in dieser Lo-
gik, die nicht nur in europäischen Nationalstaaten
in unterschiedlicher Intensität für sich Geltung be-
ansprucht, sondern auch der EG-Regionalpolitik
zugrunde liegt, entweder bezüglich produktiver
Potentiale - oder, falls dies nicht gelingt, durch Re-
distribution und Kompensationszahlungen einge-
ebnet werden. Zentrale Koordination alleine er-
mögliche eine Regionalpolitik „aus einem Guß“,
die die Abstimmungsprobleme einer Mehrebenen-
politik löse und den dysfunktionalen Subventions-
wettbewerb eindämme, aus dem ohnehin nur die
reichsten Regionen als Sieger hervorgehen würden.

Für die deutschen Bundesländer sind solche Hin-
weise auf die heilende Kraft des Zentralismus si-
cherlich kein Trost und die Suche nach einer grö-
ßeren Nähe zu zentralen Vorgaben eher der Weg
in die Selbstaufgabe. Leitlinie ihrer Politik kann
nur das auch von der EG immer stärker beachtete
Subsidiaritätsprinzip sein. Das bedeutet aber auch,
daß der nationalstaatliche Zentralismus nicht
durch einen Länderzentralismus ersetzt werden
kann und darf. Den Ländern obliegt es, die
schwierige Balance zu finden zwischen einer Aner-
kennung der Notwendigkeit einer zunehmend
autonomer werdenden Entwicklung nicht mehr an
nationalstaatliche Grenzen gebundener Wirt-
schaftsregionen im europäischen Binnenmarkt und 
ihrer eigenen Selbstbehauptung, die sich vor allem
als Sicherung des Handlungsspielraumes der Län-
der gegenüber dem Nationalstaat und der EG ma-
nifestieren muß.



Hugo Rüchardt

Zum Kompetenzverlust der öffentlichen Meinung
im Industriestaat Bundesrepublik

Akzeptanz- und Transferprobleme im Hinblick auf Forschung,
Technologie und Wirtschaft

Umfeld und Thema

Die Lebensqualität im westlichen Europa ist heute
unübertroffen in der Fülle des Konsumgüterange-
bots; unser kultureller und zivilisatorischer Reich-
tum steht als Teil unserer demokratisch verfaßten
Lebensform allen Bürgern zur Verfügung. Wir be-
anspruchen und genießen quasi selbstverständlich
die Früchte eines großen geistigen und zivilisatori-
schen Erbes, ohne uns viel um dessen Herkunft
und seine Bedingungen zu kümmern. Solide Ord-
nungsstrukturen und eine insgesamt beeindruk-
kende Wirtschaftskraft geben uns darüber hinaus
politisches Gewicht in der Welt und sichern so
auch unsere Freiheit. So leben wir besonders in
den westlichen Bundesländern Deutschlands dank
eines stetigen Wohlstands und Friedens seit über
40 Jahren in vergleichsweise sehr guten Verhältnis-
sen - ohne ernsthafte Rückschläge oder zwingende
Herausforderungen.

Ein solches Umfeld hat jedoch Folgen und fordert
seinen Preis, wenn es den Blick verstellt für die
Realitäten einer Welt im Wandel. Die Industrie im
Hochtechnologiestaat Deutschland verliert seit
mehr als einem Jahrzehnt technische Spitzenposi-
tionen an vorwiegend außereuropäische Konkur-
renten, ohne entsprechendes Aufsehen in der Öf-
fentlichkeit und ohne entschieden wirkungsvolle
Gegenmaßnahmen von Seiten der Politik und der
Wirtschaft.

Der vorliegende Beitrag beabsichtigt, diese be-
sorgniserregende „Immunschwäche“ des einstigen
Wirtschaftswunderlandes zurückzuführen auf
einen bisher zu wenig beachteten Kompetenzver-
lust unserer öffentlichen Meinungen in diesen für
unsere Zukunft außerordentlich wichtigen The-
menfeldern. Er beansprucht dabei allerdings nicht,
über die Feststellung von Zusammenhängen hin-
aus fertige „Therapien“ anzubieten.

Hierzu meine erste Feststellung: Ein allzu großer
Teil unserer Bevölkerung erweist sich nicht nur als

geradezu erschütternd unwissend in Fragen der
modernen Wissenschaft - zumal von Industrie und
Technik -, sondern demonstriert neben seiner In-
teresselosigkeit nicht selten sogar eine erstaunlich
irreale Haltung und Ablehnung. Medien, Lehrer,
Kirchen, Abgeordnete oder Verbände interpretie-
ren ihre Verantwortung für die Zukunft allzuoft
nur in der Form von pauschalen Ängsten und Be-
denken gegenüber neuen, unbekannten Gefahren.
Konstruktive Visionen mit progressiven Zielen
und Vorgaben, im Diskurs mit dem Wissen der
Fachleute, finden in der politischen Öffentlichkeit
dagegen kaum statt. BDI-Präsident Heinrich
Weiss meinte dazu vor kurzem in der Süddeut-
schen Zeitung: „Die Mentalität der Menschen
macht mir Sorgen - wir sind ein Volk geworden,
das erntet, aber nicht mehr sät.“ In der Tat haben
wir während der letzten zwanzig Jahre kaum etwas
anderes so zielstrebig fortentwickelt wie unsere Fä-
higkeit zum Konsum in jeder denkbaren Weise.

Eine zweite Sorge entspringt ebenfalls diesem ver-
änderten öffentlichen Klima. Sie betrifft die zu-
nehmend schwächere Gestaltungskraft unserer
Spitzenmanager aus der öffentlichen Verwaltung
und auch aus weiten Bereichen der Wirtschaft,
verglichen mit der Aufbruchsituation in den Nach-
kriegsjahrzehnten. Immer mehr stehen heute kauf-
männisch-juristisches Formalmanagement oder de-
fensive Behauptungsstrategien im Vordergrund an
Stelle von kreativem Unternehmertum. Eine
wachsende Last zehrender Ansprüche der Sozial-
partner und anderer Gruppen läßt die Formulie-
rung inhaltlicher Perspektiven oder gar Visionen
allzuoft unter dem Druck der Tagesprobleme ver-
kümmern.

So werden entscheidende Mittel- und Langfrist-
aspekte vor allem im Feld moderner Hochtechno-
logien selbst von großen Unternehmen oft nicht
mehr rechtzeitig erfaßt, begriffen und verstanden.
Besonders kraß sind dabei strategische Defizite in
der Entwicklung neuer Systeme und Märkte. Man
findet sich zu leicht damit ab, auf „Nischen“ auszu-
weichen oder auf Zukunftsgebieten allenfalls
Zweiter oder Dritter zu sein. Selbst aus direkt ver-



antwortlichen Kreisen ist zu hören, das sei doch
nicht so schlimm, es ginge uns doch so gut - wer
wolle denn leben wie die Japaner!

Meinungen und Programme

Es klingt leider überzeugend, wenn beispielsweise
der eingeladene Sprecher für die japanische Mis-
hubishi Corporation, Sumio Takeichi, auf dem
21. Internationalen Management Symposium 1991
in St. Gallen vorschlägt, sich in Europa künftig auf
die in unserem Kulturkreis noch immer imponie-
rende Grundlagenforschung zu konzentrieren und
diese als unseren Beitrag in die Weltwirtschaft ein-
zubringen, in welcher dann Japan die Fertigungs-
technik sowie die Entwicklung und Markterschlie-
ßung für daraus hervorgehende Produkte überlas-
sen bliebe.

Besorglich stimmt auch die jüngste McKinsey-Stu-
die zum deutlichen Terrainverlust der Europäer im
Technologiewettstreit während der letzten Jahr-
zehnte, vor allem gegenüber Japan und den USA.
Als Ursache wird zunächst eine Vielzahl massiver
Produktivitäts-, Innovations- und inzwischen auch
Standortnachteile aufgeführt. Letztlich sind diese
zurückzuführen auf mangelnden Konsens in Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft über den nötigen
Vorrang von High-Tech als Voraussetzung für in-
ternationale Konkurrenzfähigkeit und zur Festi-
gung unseres globalen Einflusses. Folge all dessen
ist, daß es im weltweiten Unternehmensvergleich
nach Branchen auf den ersten Plätzen kaum mehr
Europäer gibt. Aufschlußreich und zugleich be-
denkenswert ist in dieser Studie die Warnung,
durch eine zu sehr bevorzugte Erschließung der
neuen Märkte in Osteuropa an internationaler
Wettbewerbsfähigkeit in technischer Kompetenz,
Produktions- und Kostenstruktur weiter zu verlie-
ren.

Im Zeitalter globaler Strategien und Märkte ist es
schwer, einmal Versäumtes wieder aufzuholen.
Entscheidendes Technologie-Know-how für inno-
vative Produkte findet sich zunehmend in festen
Händen bei wenigen Großkonzernen. Um auch als
Konkurrent auf solche Ergebnisse sicher zugreifen
zu können, müssen eigene Stärken verfügbar sein,
die für einen Interessenausgleich mit einsetzbar
sind. Beispielhaft für hervorragende Zukunftsposi-
tionen sind heute Japan in der Halbleitertechnik
und die USA in der Informations- und Datentech-
nik. Dagegen ist Deutschland inzwischen in kei-

nem der fünf wichtigsten industriellen Wachstums-
gebiete im Export führend (Datenverarbeitung,
Geräte der Nachrichtentechnik, Elektrische Ma-
schinen, Straßenfahrzeuge, Meß- und Prüfgeräte).
Unsere Erstpositionen beschränken sich auf Felder
mit durchschnittlichem (Chemie) oder noch darun-
ter liegendem (Maschinenbau) Wachstum.

Herausragende europäische Programme in Ener-
gietechnik, Flugzeugindustrie oder Raumfahrt lie-
gen lange zurück und waren schon damals so ge-
wählt, daß sie sich relativ unabhängig vom Aufge-
schlossenheitsgrad des „normalen Bürgers“ und
einem von ihm geprägten „Meinungsmarkt“ ent-
wickeln konnten. Weit höher ist etwa die Bedeu-
tung eines jetzt durch Alan Bromley, „National
Science Advisor“ von George Bush, ausgelösten
US-Programmes zu werten: Die Entwicklung von
Höchstleistungsrechnern oder „Supercomputern"
für eine Billion Rechenoperationen pro Sekunde
wird hier forciert mit 1,1 Mrd. Dollar öffentlicher
Fördermittel für zwei Jahre. Damit entstehen die
Grundlagen für Systeme, die im Verein mit fort-
schreitender Mikroelektronik ganz neue Produkte
für einen riesigen Markt mit Millionen von Kun-
den erschließen werden.

Auch der einstige „Macher“ Helmut Schmidt rea-
gierte typisch deutsch, als er in einer Fernsehdis-
kussion der ARD zur „Geschichte der Deutschen“
kürzlich die Ansicht kundtat, Fortschritt sei kein
Zeichen von vermehrtem Glück. Es dominiert hier
wieder das abstrakte Bedürfnis nach Glück vor der
konkreteren Verantwortung. Wie beides miteinan-
der zu verbinden wäre, das zeigte beispielsweise
Hermann Lübbe in seiner kürzlich erschienenen
Studie „Der Lebenssinn der Industriegesellschaft“
auf. Seine klare Analyse des Wandels der Einstel-
lung der Bevölkerung zu ihren eigenen industriel-
len Lebensgrundlagen läßt ihn als abschließende
Orientierung nichts Geringeres raten als „nüch-
terne Stetigkeit in der politischen, ökonomischen
und wissenschaftlich-technischen Steuerungskunst
unter den moralischen und kulturellen Zielvorga-
ben des Gemeinsinnes“.

Spannungsfeld Forschung - Industrie

Freilich bleibt es leichter, aus der sicheren Schutz-
zone akademischer Lehre und Wissenschaftspflege
abstrakt Rat zu geben, als in der Wirtschaft tat-
sächlich zu bestehen. Nicht nur, daß die Forschung
als öffentliche Aufgabe sogar im Grundgesetz ver-



ankert ist - auch unsere breit gestreuten
Forschungseinrichtungen in Bund und Ländern
sind beeindruckend für jedermann. Problematisch
ist allerdings, daß in der Forschung oft zu densel-
ben Themen viele Wissenschaftler-Teams alleror-
ten nebeneinander „erfolgreich“ leben können,
während in der entsprechenden Industrie auf
Grund der rasanten Globalisierung von Technik
und Märkten zunehmend nur mehr der Erste flo-
riert, der Zweite noch zurechtkommt und der Rest
Verlust macht oder ganz scheitert.

Hinzu kommt, daß kritische Vorbehalte in unserer
Öffentlichkeit gegenüber neuen Techniken oft ge-
rade dann voll zum Tragen kommen, wenn der
Übergang von der Forschung zur praktischen An-
wendung ansteht. Als Folge sehen wir auf immer
mehr Gebieten unsere internationale Position um
so weniger „mit an der Spitze“, je mehr es um die
industrielle Verwertung geht. Unsere Defizite wer-
den dabei allenfalls von „Glücksfällen“ unterbro-
chen, die entweder auf einen besonders starken
Unternehmer (z. B. Siemens in der Kraftwerktech-
nik) zurückzuführen sind oder sich nicht „auffal-
lend“ beim Verbraucher auswirken (z.B. beim
Airbus oder in der Umwelttechnik).

Dabei ist es zur Sicherung unserer künftigen Welt-
stellung - und damit auch der Arbeitsplätze - äu-
ßerst dringend, Innovationen strategisch intensiver
voranzutreiben und wenigstens zum Teil rascher
als andere auf den Markt zu bringen. Als anschau-
liche Beispiele seien hier genannt: neue Nachrich-
tensysteme wie Mobilfunk, Sprachverarbeitung,
digitaler Rundfunk, hochauflösendes Fernsehen,
aber auch Fertigungsautomatisierung, Sicherheits-
techniken für Großsysteme oder neue Energie-
und Umwelttechniken. Alle diese Bereiche sind
angewiesen auf die Verfügbarkeit von heute bei
uns deutlich zurückhängenden Spitzentechnolo-
gien wie Mikroelektronik, Softwaretechnik, Mate-
rialtechnik und Gentechnik. Ohne diese Kompe-
tenz und Verfügbarkeit wird es künftig unmöglich
sein, hierzu europäische Beiträge ebenbürtig im
Markt durchzusetzen.

Parlamente und Parteiprogramme
im Blick auf High-Tech

Wo formieren sich Kompetenzen und Visionen für
die öffentliche Meinung? Eine wichtige Bündelung
der Erwartungen und der Maßstäbe zum Handeln
für unsere Politiker finden wir in den Programmen

der politischen Parteien. Basis war für sie dabei
immer auch unser Grundgesetz. Freilich müssen
wir feststellen, daß das Grundgesetz weder zur In-
dustriepolitik etwas aussagt, noch zu irgendwel-
chen anderen zukunftsbezogenen Gemeinschafts-
zielen und Aufgaben der Gesellschaft.

Hinsichtlich der aktuellen Programme der Parteien
ist zunächst nur offensichtlich, daß sich keines für
eine staatlich gelenkte Wirtschaft oder gar für eine
Planwirtschaft ausspricht. Aber dann zeigen sich
schon deutliche Unterschiede: Am auffallendsten
ist wohl, daß weder die FDP noch die SPD oder
die Grünen auch nur einen einzigen Blick über die
Grenzen werfen, auf die anderen Staaten, mit de-
ren Wirtschaft und industrieller Potenz wir uns täg-
lich und zunehmend härter auseinandersetzen
müssen!

Die Liberalen beschränken sich auf die schon im
Grundgesetz verankerte Forschungs- und Wissen-
schaftsförderung und enthalten sich darüber hin-
aus jeglicher Visionen für die Zukunft. Damit er-
klärt sich zugleich der auch im europäischen Ver-
gleich eher schwache und defensive Eindruck des
seit langem als FDP-Domäne geführten Wirt-
schaftsministeriums. Kein Wunder, daß Konrad
Seitz seine eindrucksvollen Erkenntnisse zur
„japanisch-amerikahischen Herausforderung“
nicht etwa in den Denkstuben des Wirtschaftsmini-
steriums, sondern als langjähriger Berater von
Außenminister Genscher und als Planungschef des
Auswärtigen Amtes gewonnen hat; von dort aus
sind die globalen wirtschaftlichen Realitäten tat-
sächlich unübersehbar.

Die SPD verläßt sich auf die bestehende Wirt-
schaftskraft der Bundesrepublik als „Grundlage
für politische Handlungsspielräume“. Sie befür-
wortet eine von der Öffentlichkeit kontrollierte
Entwicklung der Technik mit dem Ziel der weite-
ren Erhöhung der Lebensqualität für die Bürger,
während „Forschung zu ausschließlich wirtschaft-
lichen Zwecken“ abgelehnt wird. Die Herausfor-
derungen des internationalen Wettbewerbs - und
damit die Frage einer langfristigen Sicherung von
Arbeitsplätzen - finden wir auch hier als Hand-
lungsmotiv ausgeklammert.

Die Grünen fordern eine Ablösung des „kapitali-
stischen Weltwirtschaftsgipfels“ durch die Ver-
einten Nationen, ergänzt von radikal ökologischen
„Nicht-Regierungs-Organisationen“. Sie wollen
durch ein „Rätesystem zur gesellschaftlichen Kon-
trolle techno-ökonomischer Entwicklungen“ unser
sozialpartnerschaftliches Mitbestimmungsmodell
ersetzen. Außerdem lehnen sie die Kernenergie -
und eigentlich auch die Kohleverbrennung - ab



und fordern zur Gentechnologie ein fünfjähriges
Moratorium für Forschung, Produktion und An-
wendung sowie manches mehr in diesem Sinne.

Anders die Unionsparteien CDU und CSU. Die 
CDU nennt als ihre fünf wirtschaftspolitischen
Ziele: Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und
stetiges Wachstum bei außenwirtschaftlichem
Gleichgewicht, ergänzt um die Sicherung der öko-
logischen Zukunft unseres Gemeinwesens. Im
Hinblick auf den internationalen Wettbewerb be-
schränkt sie sich dagegen auf die strukturpolitische
Feststellung, daß zu hohe Produktionskosten im
Vergleich zu anderen Ländern „einschneidende
Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft er-
fordern.“ Auch im CSU-Programm haben Wirt-
schaft, Wachstum und Wohlstand einen hohen
Rang, zu dessen Sicherung ein anhaltender Dialog
über rationale Ziele und praktische Erfordernisse
zwischen Staat, Unternehmen und Öffentlichkeit
dienen soll. Nur von den Bayern wird überdies die
Verschärfung des Wettbewerbs zwischen den Tria-
denmächten USA, Japan und Europa direkt ange-
sprochen als Folge einer wachsenden Globalisie-
rung des Wirtschaftsgeschehens, auf das wir die
notwendigen strategischen und operativen Ant-
worten finden müssen. „Dies impliziert eine Mo-
dernisierung der Struktur der deutschen Volks-
wirtschaft, insbesondere eine ordnungspolitisch
verträgliche Gesamtstrategie zur Förderung von
Spitzentechnologie.“

Hinweise auf die technisch-industrielle Kompetenz
unserer Politiker können darüber hinaus einfache
statistische Daten geben, etwa indem sich aus den
beruflichen Hintergründen der Parlamentarier auf
deren beanspruchbaren Erfahrungsbereich schlie-
ßen läßt. Wir finden dabei, daß sowohl im Bundes-
tag als auch im deutschen Kontingent der Europa-
parlamentarier der Anteil von Naturwissenschaft-
lern, Mathematikern und Ingenieuren mit Indu-
strieerfahrung (also ohne die Lehrer) bei weniger
als vier Prozent liegt!

Damit sind aber Sensibilität und Urteilsfähigkeit
zu High-Tech-Fragen in diesen entscheidenden
Gremien völlig unzureichend etabliert. Dies ist
nicht zu verantworten und wahrscheinlich beispiel-
los im Vergleich zu anderen Themen ähnlich gro-
ßer Bedeutung. Eine Vergleichsbetrachtung mit
den entsprechenden Relationen in Frankreich oder
gar Japan wäre hier aufschlußreich. Interessant ist
zudem, daß durch die Abgeordneten aus den
neuen Bundesländern mehr Naturwissenschaftler
und Ingenieure im Parlament hinzukamen, als ur-
sprünglich aus dem Westen darin vertreten waren;
es bleibt abzuwarten, was deren so ganz andere

Vorerfahrung für die politische Willensbildung be-
wirkt.

Beitrag der Verbände

Ein wichtiger Part im Konzert der öffentlichen
Meinung zu Technik und Industrie liegt des weite-
ren bei den hier zuständigen Verbänden. Zum
einen als Repräsentanten der Tarifpartner, zum
andern aber auch als Plattform der Fachleute ha-
ben sie erheblichen Einfluß auf Politik und Wirt-
schaft. Dabei ist grundsätzlich festzustellen, daß
weder Gewerkschaften noch Unternehmerver-
bände noch die technisch-wissenschaftlichen Fach-
verbände sich im Blick auf unsere zunehmend ge-
fährdete Position im Wettstreit der Industrienatio-
nen als ausreichend vorausschauend und verant-
wortlich zeigen: Weltweit höchste Löhne und 
Lohnnebenleistungen, vereint mit einem Übermaß
produktivitätshemmender Auflagen, werfen un-
sere Inlands-Fertigungen zunehmend aus dem
Wettbewerb; Investitionen ausländischer Unter-
nehmer in der alten Bundesrepublik sind am Tief-
punkt und erfolgen selbst in den neuen Bundeslän-
dern nur schleppend - beides zusammen bewirkt
eine zunehmende Gefährdung von Arbeitsplätzen.
Trotzdem geht die Konfliktstrategie der Gewerk-
schaftsfunktionäre eher noch verschärft weiter, mit
der absehbaren Folge neuer Positionsverluste so-
wohl auf dem Weltmarkt wie auch innerhalb Euro-
pas.

Unsere Industrieverbände spiegeln in allzu spätem
Erwachen heute die Ratlosigkeit vieler Firmen ge-
genüber den neuen Maßstäben vor allem des ost-
asiatischen Unternehmertums und Erfolgswillens
auf allen Ebenen des Wirtschaftens. Dabei wird
immer noch zu wenig erkannt, daß die Entwick-
lung und verantwortungsvolle Gestaltung einer
langfristig tragfähigen Industriepolitik in Deutsch-
land und in Europa bisher sträflich versäumt wur-
den. Es scheint an der Zeit, unserem lange propa-
gierten Markenartikel „soziale Marktwirtschaft“
noch das Wort „strategisch“ als weiteres Adjektiv
hinzuzufügen! Während wir Deutsche in blindem
Vertrauen auf unsere Leistungsfähigkeit der
Marktwirtschaft immer neue Sozialforderungen
aufbürden, lancieren die Japaner ihr eigenes
Marktmodell mit immer besserer Strategie syste-
matisch zum „Olympiasieger“.

Es ist bezeichnend für den Stellenwert von Tech-
nik und Fortschritt auf der Interessenskala unserer



Bürger, aber auch für das Engagement der Inge-
nieurverbände, daß praktisch kein noch so attrak-
tiver Fachkongreß, an welchem Ort auch immer,
bei uns heute mehr als 500 bis 1000 Teilnehmer
anziehen kann - im Gegensatz zu den USA, wo
ohne weiteres auch 10000 Besucher zu einem Kon-
greß - z.B. über „Entwurfsautomatisierung“ -
nach Las Vegas kommen und daran auch wirklich
teilnehmen! Auch die öffentliche Resonanz im ver-
anstaltenden Gemeinwesen und in den Medien
bleibt hierzulande meist enttäuschend. Zugege-
ben: Mitteleuropa bietet im Vergleich zu Nevada
fast überall und zu jeder Zeit ein Vielfaches inter-
essanter Angebote; aber gerade darin liegt wohl
eine der Ursachen für unsere wachsenden Schwie-
rigkeiten im modernen industriellen Wettbewerb,
der, um erfolgreich zu sein, immer stärker die völ-
lige Konzentration der Experten auf kollektive
Dauerleistung erfordert und überdies auf unter-
stützende öffentliche Resonanz angewiesen ist.

Noch viel zu wenig stellen sich die Ingenieurver-
bände auch dem bevorstehenden Zusammen-
schluß Europas, obgleich doch die Technik schon
heute nahezu keine Grenzen kennt und Visionen
für die Ziele von morgen nur gemeinsam zum Er-
folg führen können. Doch leider stehen regionale
Strukturen, nationale Traditionen, eherne Satzun-
gen sowie freilich auch Sprachprobleme vorerst
der dringend gebotenen Entwicklung zu größeren
europäischen Mitgliedergesellschaften im Wege.

Ein gewisser Lichtblick ist hier das ursprünglich
rein amerikanische „Institute of Electrical and
Electronics Engineers“ (IEEE), das seit über
einem Vierteljahrhundert als globaler Ingenieur-
verband ein gut organisiertes Netz nationaler Sek-
tionen auch in ganz Europa unterhält. Die „Euro-
päische Region des IEEE“ veranstaltet beispiels-
weise im kommenden Mai, zusammen mit dem
Schweizerischen Elektrotechnikverband (SEV),
einen internationalen Kongreß mit Regierungs-
und Europavertretern, Unternehmern und Fach-
leuten über die Position unserer Europäischen
Elektro- und Informationstechnik am Vorabend
des Gemeinsamen Marktes: Bewertungen, Konse-
quenzen und Visionen im globalen Wettbewerb
der Industrienationen und ihrer Hochtechnologie-
Unternehmen. Befremdlich bleibt nur, daß die
Fachverbände aus den EG-Staaten ein derartiges
Schlüsselthema bisher nicht selbst aufgegriffen ha-
ben. Ein wertvoller Beitrag unserer deutschen In-
genieurverbände (VDI und VDE) während der
letzten Jahre war immerhin deren intensive Öf-
fentlichkeitsarbeit zur Bedeutung der Mikroelek-
tronik für unsere Zukunft. Zunächst als „Frühwar-
nungen“ bezeichnete kritische Analysen und Pro-

gnosen wurden dabei in konkrete Vorschläge um-
gesetzt, die unserer schwindenden Wettbewerbsfä-
higkeit aufhelfen sollen. Trotz allen Bemühens
konnte freilich auch dieses Programm einer relativ
kleinen Zahl engagierter Experten keine genü-
gende Stärkung unserer internationalen Position
bewirken.

Wertordnung in der Gesellschaft

Erfolge hängen mit Geisteshaltungen zusammen.
Daß dies nicht nur für den einzelnen, sondern auch
im Wettstreit der Völker gilt, lehrt uns die Ge-
schichte. Die „globale“ Überlegenheit des Abend-
landes über viele Jahrhunderte hinweg war vor al-
lem eine Glaubensleistung und Geisteshaltung, be-
gründet im Christentum - von Karl dem Großen
über Christoph Kolumbus bis zum Kommunismus.
Hier hat der Westen heute der übrigen Welt nichts 
mehr zu bieten. Die im 19. Jahrhundert kulminie-
rende „protestantische Unternehmer-Ethik“ (Max 
Weber) erscheint heute abgelöst durch die faszi-
nierende Innovationsdynamik der Ostasiaten: Die
optimale Erfüllung aller denkbaren Wünsche des
Marktes wurde in sehr kurzer Zeit für ganze Natio-
nen zum weltbeherrschenden Handlungsmotiv und
Erfolgsmoment.

Die scheinbar spielerische Dynamik Japans ist all-
umfassend im Streben nach globaler Führungsposi-
tion und Spitzenstellung für Produkte und Märkte
von morgen: Kommunikationssysteme, Auto- und 
Flugzeugbau, Weltraumfahrt, flacher Bildschirm,
Gentechnik - bis hin zu erstklassigen Orchestern
oder Kunstsammlungen. Kein Wachstumsgebiet,
das nicht mit systematischem Eifer aufgegriffen,
durchgeplant, produziert und „an den Mann ge-
bracht“ wird. Auch bei seinen pazifischen Nach-
barn ist inzwischen die Orientierung eindeutig auf
das japanische Vorbild ausgerichtet, nachdem vor
wenigen Jahren die USA und Europa dort noch
mit als Leitbilder konkurrierten. Wir erleben hier
eine konsequente Neuauflage globaler Strategien,
wie sie früher allein im Abendland zu Hause wa-
ren. Ist das letztlich die Folge von 250 Jahren inne-
rer „Fermentierung“ in insularer Isolation? Eine
besondere Qualität der Herrschaftskompetenz ver-
lagert sich: Der Osten erntet, wo der Westen gesät
hat.

Inzwischen besteht unsere eigene neuzeitliche
„Ethik“ vorwiegend aus der „Optimierung des per-
sönlichen Wohlergehens“ bei Beschränkung der



gemeinschaftsbezogenen Ziele und Ansprüche auf
„Frieden, Freiheit und Umweltschutz“ - ohne in-
tensiv darüber nachzudenken, auf welcher ökono-
misch gesicherten Basis denn dies in Zukunft ge-
schehen soll.

Industriepolitik als Europa-Thema

Die neue Situation im wiedervereinigten Deutsch-
land beinhaltet veränderte, größere Verantwor-
tung für unsere Regierung auch im Setzen indu-
strieller und wirtschaftlicher Ziele. Dies gilt dop-
pelt am Vorabend des Gemeinsamen Marktes -
mit Partnern, die sehr viel direkter zu operieren
pflegen, als wir dies gewohnt sind oder gar guthei-
ßen. Jedenfalls werden wir dafür mehr als bisher
auch technisch erstklassige Spitzenleute brauchen,
die auf allen politischen Ebenen - von den einzel-
nen Unternehmen über nationale Kammern und
Ministerien bis zu den Brüsseler Planungsinstan-
zen - unsere Erwartungen kompetent vertreten
und mitverwirklichen. Ein Vertrauen auf die hier-
für schon heute herausragenden Eliten Frank-
reichs und der Benelux-Länder würde für uns si-
cherlich nicht genügen.

Wichtig im Hinblick auf eine auch langfristig reali-
stische Industriepolitik ist eine klare Strategie für
die richtigen Unternehmensstrukturen im zuneh-
mend globalen Marktgeschehen. Man unterschei-
det dabei gewöhnlich zwischen Großkonzernen,
Mittelstandsfirmen und Kleinunternehmen. Kon-
zentrieren wir uns wieder auf High-Tech und Inno-
vation, so finden wir fast nur bei den Großen die
Kraft für nachhaltige industrielle Durchbrüche;
selbst hier werden Kooperationen im Weltmaßstab
und über Konzerngrenzen hinweg immer häufiger.
Als ein Beispiel für die industriepolitische Ver-
siertheit unserer westlichen Nachbarn mag gelten,
daß die beiden gesamteuropäisch geplanten und
finanzierten Zukunftsstandorte für Chips der
„64 Megabit“-Generation jetzt voraussichtlich
Frankreich stellen wird (IBM/Siemens in Essone,
Philips/ST in Grenoble).

Mittelstandsfirmen sind - zumindest in Europa -
dagegen technisch zwangsläufig eher konservativ.
Dies gilt auch für Deutschland, wo ein hervorra-
gender und international hoch angesehener Mittel-
stand eine beachtliche Wirtschaftsleistung er-
bringt, unter Einsatz seiner klassischen Stärken:
Qualität der Facharbeiter, gewachsene Markt-
nähe, hohe Flexibilität und in vielen Fällen indivi-

duelle Schutzrechte. Möglichkeiten zur eigenen
Erarbeitung neuer Hochtechnologien sind hinge-
gen kaum gegeben. Trotz erheblicher öffentlicher
Förderprogramme und Transferinstitutionen geht
selbst die Übernahme neuer Techniken nur zu de-
ren Anwendung meist nur langsam und ohne große
Bereitschaft zu Vorleistungen vonstatten. Echte
Entrepreneurs sind hier relativ selten und sie brin-
gen ihr High-Tech-Know-how in der Regel selbst
ein.

Im Zug der Globalisierung der Märkte wird es
wichtig, besonders diese Mittelstandssituation
künftig schon vom Ansatz her noch progressiver zu
beeinflussen. Hierzu könnten zum Beispiel unsere
heute überwiegend für Technologie-Support und
-Transfer eingesetzten „Fraunhofer-Institute“ mit
beitragen, etwa durch das Anbieten von Kompe-
tenzen für moderne Marketing- und Management-
methoden bis hin zur Vermittlung von Partner-
schaften.

Wie immer Politik und Wirtschaft ihre Zusammen-
arbeit auch gestalten - für einen nachhaltigen Er-
folg entscheidend bleibt die Bereitschaft, Rahmen-
bedingungen für gemeinsame Visionen zu schaffen
und diese in soliden Langfristprogrammen umzu-
setzen.

Phantasie für neue Ziele

Der griechische Philosoph Plato schrieb vor mehr
als 2000 Jahren, daß der Mensch Gott dann am
nächsten ist, wenn er spielt. Es scheint, daß wir
„Abendländer“ in jüngster Zeit die Fähigkeit, mit
phantasievollem Einsatz unserer geistigen Kräfte
zu spielen, mehr und mehr einbüßen. Schon in der
Forschung und erst recht in der Wirtschaft werden
zu oft nur mehr risikoarme Projekte finanziert.
Könnte hier vielleicht etwas mehr an jugendlichem
Mut noch helfen?

Das IEEE-Magazin „SPECTRUM“ veranstaltete
im letzten Herbst eine weltweite Suche nach „inno-
vativen Genies“. Entsprechende Vorschläge soll-
ten Personen nennen, die über längere Zeit und 
noch bis heute als Ingenieure und Erfinder im Feld
der Elektrotechnik, Elektronik und Computer-
technik herausragende Erfolge erzielt haben. Die
Endauswahl führte schließlich zu acht Nominie-
rungen, deren außergewöhnliche Lebensläufe im
letzten Dezember-Heft eindrucksvoll vorgestellt
wurden: Es waren sechs Amerikaner und zwei Ja-
paner! Hier ist nicht der Ort, dieses für uns



Europäer betrübliche Ergebnis zu analysieren oder
zu bewerten. Dagegen wollen wir die Suche nach
dem Verbleib unserer eigenen Innovationskraft
anhand dreier eindrucksvoller Beispiele aus unse-
rer industriellen Wirklichkeit illustrieren, wovon
eines positiv und zwei negativ sind:

Die Schweizer Uhrenindustrie hat, nach dem er-
sten Schock durch die japanischen Digitaluhren, in
den letzten zehn Jahren mit einem eigenen, hin-
sichtlich Technologie, Fertigung und Vermarktung
optimalen „SWATCH“-Konzept ihren Markt voll
zurückerobert und ist damit bis heute international
konkurrenzlos; dies ungeachtet nur minimaler För-
derung durch staatliche Mittel und trotz höchster
Löhne. Die bewußte Einbeziehung kultureller De-
sign-Qualitäten in ein Industrieprodukt für den
Endverbraucher ist hier als ungewöhnlicher Inno-
vationsbeitrag mit hervorzuheben. Der Schweizer
Ingenieur Ernst Thomke, Erfinder der
„SWATCH“, könnte also sehr wohl in die oben
angesprochene Liste „Innovativer Genies“ mit auf-
genommen werden! Praktisch alle europäischen
und amerikanischen „Business Schools“ benutzen
die „SWATCH“-Story bis heute als Paradebeispiel
für unternehmerisches Handeln.

Im PHILIPS-Forschungslaboratorium in Eindho-
ven wurde während der siebziger Jahre über einen
Zeitraum von zehn Jahren das heute als „Com-
pact-Disk“ oder CD bekannte technisch revolutio-
näre System zur optischen Informationsspeiche-
rung erforscht und entwickelt. Voll fixiert auf die
eigene, damals beherrschende Position bei HiFi-
Schallplatten hat man dann bei PHILIPS ver-
säumt, die bis heute weitaus bedeutendste Anwen-
dung der neuen Technik für die digitale Tonauf-
zeichnung selbst einzuführen. Die japanische
SONY Corporation, mit der man zur Durchset-
zung globaler Normen Verträge geschlossen hatte,
wußte dagegen sehr zielstrebig das Audio-CD-Ge-
schäft in ihrem Sinne durchzusetzen und ist bis
heute absoluter Marktführer vor allem in der
Hardware, aber auch in weiten Bereichen der Soft-
ware.

Ähnlich ging es der SIEMENS AG mit den FAX-
Geräten. Der technisch eng verwandte Vorläufer
dieser seriellen Bildübertragungssysteme für das
Telephonnetz war seit vielen Jahren als „Hell-
Schreiber“ ein renommiertes Exklusivprodukt der
Siemens-eigenen Tochter „Rudolf Hell GmbH“.
Die stürmischen Fortschritte der Mikroelektronik
legten es nahe, aus dem vorhandenen Systemwis-
sen ein neues, rationelles Massenprodukt mit riesi-
gem, problemlos erschließbarem Markt zu schaf-
fen. Leider blieb auch diese Entwicklung den Japa-

nern überlassen, die schon wegen ihrer komplizier-
ten Kanji-Schriftzeichen weit früher auf direkte
Bildübertragung setzten. Statt dessen blieb das
Stammhaus bei SIEMENS voll fixiert auf die
eigene „Fernschreiber“-Tradition, die noch auf
Werner von Siemens zurückging und erst in den
siebziger Jahren auf moderne Mikrotechnologie
mit neuem Fertigungsstandort umgestellt worden
war. Heute ist der Fernschreibermarkt stark rück-
läufig und der immer noch wachsende FAX-Markt
weiter ausnahmslos in ostasiatischen Händen.

Wo steht unsere akademische
Jugend?

Unsere Überlegungen zur Technikbewertung sol-
len nicht schließen, ohne dazu auch den Beitrag
unserer Jugend zu prüfen. Es geht dabei allein
darum, Tendenzen zu beleuchten. „Die Jugend al-
tert heute schnell“ sagte kürzlich der 29jährige
Bühnenautor F. F. Weyh in einer ZDF-Talk-
Show. Als Grund nannte er die immer noch bela-
stende deutsche Geschichte und die zermürbende
Dauerflut der Fakten, Probleme und Katastro-
phen, die heute jeden Versuch eines eigenen Le-
bensentwurfes zudecke - quasi als ungewollte Mit-
gift des Medienzeitalters, meist nur als „Informa-
tion“ und nicht verarbeitet durch eigene Erfah-
rung. Diese Aussage eines sensiblen jungen Künst-
lers steht ziemlich genau zwischen zwei besonders
dominanten Erscheinungsbildern der Studenten
vom Anfang der achtziger Jahre und derer von
heute: Damals galten noch Protest, „Aussteigen“,
„No Future“-Parolen als „politische“ Mittel zur
Veränderung der öffentlichen Meinung. Heute da-
gegen finden wir die Jungen innerlich weitgehend
abgeschottet gegen Politik, den eigenen Erfolgs-
weg in der Gesellschaft von morgen voll im Blick.

Besonders Naturwissenschaftler und Ingenieure
zielen dabei vor allem auf eine interessante, aus-
sichtsreiche Tätigkeit: schnell viel verdienen, sich
selbst „optimieren“ im „input/output“-Verhältnis,
gut leben! Dank guter Sprachkenntnisse und Er-
fahrungen aus Auslandsaufenthalten werden in-
zwischen die EG und der Gemeinsame Markt für
einen wachsenden Prozentsatz der Studenten be-
reits zur Berufsplattform, auf der sie gerade auch
gegenüber den Älteren gute Chancen erkennen.
Es scheint, daß mit diesen jungen Leuten das
„neue Europa“ Realität zu werden beginnt.



Es steigt auch die Zahl derer, die im oder nach
dem Studium erst einmal in die USA gehen, um an
dieser auch für uns weiterhin einzigartigen Innova-
tionsumgebung aktiv zu partizipieren.

Diese zumindest scheinbare „Normalisierung“ der
Jugend ist von den hiesigen Medien bisher kaum
zur Kenntnis genommen worden. Anders von den
Amerikanern, wo etwa vor kurzem in einem länge-
ren Artikel des „Wall Street Journal“ der deutsche
Jungunternehmer Julian Riedelbauer (17 Jahre)
als Gründer und Betreiber einer eigenen erfolgrei-
chen Computervertriebsgesellschaft begeistert vor-
gestellt wurde.

Freilich fehlt unserem Ingenieurnachwuchs weiter-
hin der offene Blick auf die Entwicklung Ostasiens
und besonders Japans zur künftig wohl dominie-
renden Hochtechnologie-Weltmacht. Für uns
selbst ist dieses offensichtliche Informationsdefizit
unserer Hochschulen sehr bedauerlich. Anderer-
seits bilden bisher die geographische Entfernung,
die fremde Sprache und noch mehr die Fremdheit
der Kultur für junge Europäer kaum überwindbare
Hindernisse, um in Universitäten und Spitzenun-
ternehmen Japans sowie seiner pazifischen Nach-
barn Zugang zu finden. Dank seiner englischen
Landessprache könnte hier Singapur in Zukunft
eine Schlüsselposition zufallen.

Beitrag der Universitäten

Um die für unsere Industriegesellschaft lebens-
wichtigen Faktoren „Technik“ und „Wirtschaft“ in
unserem kulturellen Selbstverständnis besser zu
verankern, ist es notwendig, daß sich auch unsere
Universitäten entsprechend erneuern und aufge-
schlossen auf Forderungen von morgen einstellen.
Zwei Beispiele aus Deutschland und aus Amerika
mögen dies verdeutlichen:
An der „klassischen“, stark geisteswissenschaftlich
orientierten Universität Freiburg entsteht zur Zeit
eine neue Fakultät für „angewandte Wissenschaf-
ten“ mit einem gut ausgebauten Informatikzweig
und einem zweiten für zukunftsbezogene Mikrosy-
stemtechnik. Ziel dieser Gründung ist dabei nicht
nur die moderne Ausbildung von jährlich 200 Ab-
solventen mit ausgezeichneten Berufschancen,
mindestens gleich wichtig ist die systematische Be-
fruchtung vieler klassischer Universitätsfächer
durch neue Methoden und Denkkulturen. Man
sucht hier bewußt Brücken zu bauen für „den
längst fälligen Dialog zwischen Geisteswissen-

schaften, Naturwissenschaften und Technik“. Nur
wenn es gelingt, vermehrt interdisziplinär ausge-
wogene Bereiche zu schaffen, können die großen
Probleme unserer Zeit einer Lösung näherge-
bracht werden. Dies gilt für Themen wie Ethik und 
Wissenschaft, Technologiefolgenabschätzung,
übergreifende Ökologieprobleme und manch an-
dere mehr sowie in gleicher Weise für die Ausbil-
dung eines „Ingenieurs neuen Typs“, die die zu-
nehmende Verantwortung der Ingenieure für das
Wohl ihrer Unternehmen und der Gesellschaft an-
erkennt.

Von der amerikanischen Stanford University
wurde direkt „vor Ort“ in Kyoto ein eigenes Japan
Center gegründet, das unter anderem als Brücken-
kopf und Koordinator für bilaterale Forschungs-
projekte zwischen amerikanischen und japanischen
Wissenschaftlern dienen soll. Die gemeinsam mit
einer Reihe weiterer Elite-Universitäten finan-
zierte Einrichtung soll wesentlich dazu beitragen,
der kommenden Generation amerikanischer Füh-
rungskräfte in Politik und Wirtschaft ein besseres
Verständnis für Japan zu vermitteln. Binnen zehn
Jahren will man hierfür nahezu 1000 Studenten
vorbereiten. Eine Reihe von Mitarbeitern wird
Studien zu Forschung und Technologie in Japan
durchführen, außerdem Fragen zur Handels- und 
Wirtschaftspolitik, Industriepolitik und zum inter-
nationalen Wettbewerb in Hochtechnologien bear-
beiten. Auch die regionale Entwicklung im gesam-
ten ostasiatischen Raum soll verfolgt werden. Ver-
mittlung internationaler Stipendien und entspre-
chende Vorbereitungsseminare gehören zum An-
gebot einer speziellen Servicestruktur. Die renom-
mierte Stanford University, die an der US-Westkü-
ste liegt mit ihrer großen Zahl amerikanischer
Staatsbürger asiatischer Herkunft und vielen dort
ansässigen High-Tech-Unternehmen, ist sicher
ideal als Initiator und Träger für eine derartige
Einrichtung. Trotzdem stünde es uns sehr gut an,
für Europa möglichst bald ein entsprechendes „Ja-
pan-Zentrum“ aufzubauen.

Ausblick

Wie steht es mit unserer Chance in der Bundesre-
publik, den anhaltenden Positionsverlust im Wett-
bewerb moderner Industrienationen zu stoppen
und in die Hochtechnologie-Spitze zurückzufin-
den?



Noch vor zwei Jahren schien hier großer Optimis-
mus am Platz angesichts des bevorstehenden Ge-
meinsamen Marktes in der Europäischen Gemein-
schaft mit mehr als 300 Millionen Menschen. Es
war da auch für unsere Bürger klar, daß das gebün-
delte Gewicht europäischer Welterfahrenheit,
Wirtschaftskraft, Kreativität und Infrastruktur
einen großen Schritt nach vorn bringen würde.

Dies galt so bis zum dramatischen Zusammen-
bruch des kommunistischen Machtsystems in unse-
rer unmittelbaren Nachbarschaft. Durch ein gan-
zes Bündel außerordentlicher Probleme sind seit-
her besonders unsere deutschen Politiker von der

internationalen Wettbewerbsfrage wieder ent-
scheidend abgelenkt, denn jetzt gerät die gesamte
öffentliche Meinung in unserem Land wieder ver-
schärft in einen Orientierungskonflikt zwischen
„Herrschaft“ und „Dienst“ - in diesem Falle:
„Wahrung unserer Führungsrolle unter den Indu-
strienationen“ oder „Konzentration auf Hilfe und
Sanierung im Osten“. Bleibt zu hoffen, daß von 
Seiten unserer Regierenden „die nüchterne Stetig-
keit in der politischen, ökonomischen und wissen-
schaftlich-technischen Steuerungskunst“ - so Her-
mann Lübbe in seiner Studie über die Industriege-
sellschaft - stark genug ausgeprägt sein wird, um
beide Ziele erfolgreich miteinander zu verbinden.



Konrad Seitz: Die japanisch-amerikanische Herausforderung. Europas
Hochtechnologieindustrien kämpfen ums Überleben
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10-11/92, S. 3-15

Zu Beginn des Jahres 1992 ist die Debatte über den Produktionsstandort Deutschland aufgebrochen. So
ernst die Unternehmerklagen über die ungünstigen Rahmenbedingungen dieses Mal zu nehmen sind, so
deuten die sich ausbreitenden Krisenerscheinungen in der deutschen Industrie doch auf ein noch grundsätz-
licheres Problem hin: Deutschland kommt - wie das übrige Europa - in der neuen hochtechnologischen
Revolution nicht mit.
Der Beitrag macht zuerst die neue Realität des geo-ökonomischen Zeitalters am Beispiel des japanisch-
amerikanischen Hochtechnologieringens in den achtziger Jahren bewußt. Er zeigt sodann, daß in den neun-
ziger Jahren Europa zum Hauptschauplatz des Hochtechnologiekriegs wird. Und er fragt in einem Schluß-
teil, was Deutschland und Europa tun müssen, um die „japanisch-amerikanische Herausforderung“ zu be-
stehen.

Joachim Starbatty/Uwe Vetterlein: Europäische Technologie- und Industriepoliti nach
Maastricht

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10-11/92, S. 16-24

Mit den Beschlüssen von Maastricht im Dezember 1991 ist Industriepolitik wie schon vorher ihre moderne
Variante, die Forschungs- und Technologiepolitik, explizite Aufgabe der Europäischen Gemeinschaft ge-
worden. Daraus kann geschlossen werden, daß der lenkende Einfluß der Gemeinschaft auf unternehmeri-
sche Entscheidungen intensiviert werden und zusätzlich Aktionsparameter-z.B. handelspolitischer Natur -
industriepolitische Aktionen flankieren und absichern sollen.
Aufgrund der zunehmenden Unübersichtlichkeit des technologie- und industriepolitischen Willensbildungs-
prozesses der Gemeinschaft - vor allem bedingt durch thematische Komplexität und unterschiedliche natio-
nale Interessen - ist offensichtlich ein Zustand erreicht, der in der Organisationslehre mit „Balkanisierung“
umschrieben wird. Bei zusätzlichen industriepolitischen Zielsetzungen würde sich der Komplexitätsgrad
und damit zugleich der „Balkanisierungseffekt“ erhöhen.
Eine intensivierte staatliche Steuerung der Industriestruktur ist auch einem höheren Prognoserisiko unter-
worfen. Bei Fehlprognosen und entsprechender Fehlsteuerung kann verstärkter handelspolitischer Protek-
tionismus nicht ausgeschlossen werden. Eine solche Politik liegt aber in der Logik der Dinge und ist seit
Maastricht wahrscheinlicher geworden.

Roland Sturm: Regionalisierung der Industriepolitik? Die Suche der Bundesländer nach
einer flexiblen Antwort auf den neuen europäischen Wirtschaftsraum

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10-11/92, S. 25-35

Die fortschreitende europäische wirtschaftliche Integration verändert das gegenseitige Verhältnis der Ent-
scheidungseben EG-Bund-Länder auch in der Industriepolitik dramatisch. Die europäische Ebene gewinnt
an Gewicht, die nationale verliert an Einfluß, und die Länder versuchen sich der neuen Situation anzupas-
sen.
Eine Regionalisierung der Industriepolitik könnte den Handlungsspielraum der Bundesländer erweitern,
regionale wirtschaftliche Wandlungsprozesse initiieren und damit den Weg zu gestaltender Politik freima-
chen. Im europaweiten Kontext bietet die Regionalisierung der Industriepolitik auch eine materielle und
ideelle Legitimaton grenzüberschreitender regionaler Kooperation in einem „Europa der Regionen“. An-
hand der bisherigen Erfahrungen sowie der wissenschaftlichen Projektstudien bei der Konzipierung regiona-
ler Wirtschaftsräume werden Möglichkeiten und Grenzen einer Industriepolitik der Länder aufgezeigt zwi-
schen den - sich erweiternden - Kompetenzen der EG und den - sich verringernden - Einflußmöglichkeiten
des Bundes.



Hugo Rüchardt: Zum Kompetenzverlust der öffentlichen Meinung im Industriestaat
Bundesrepublik. Akzeptanz- und Transferprobleme im Hinblick auf Forschung,
Technologie und Wirtschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 10-11/92, S. 36-44

Auf den meisten von moderner Hochtechnologie beeinflußten Wachstumsgebieten der Wirtschäft zeigt die
deutsche Industrie mittlerweile immer deutlichere Positionsverluste, vor allem gegenüber der Konkurrenz
in Ostasien und in den USA. Diese Entwicklung gefährdet auf längere Sicht unsere internationale Wettbe-
werbsfähigkeit als Ganzes, damit auch unseren Wohlstand und unsere politische Handlungsfähigkeit zur
Gestaltung einer besseren Zukunft.
Die Kemthese der vorliegenden Betrachtungen ist, daß in unserer „Öffentlichkeit“ während 40 Jahren
behüteten Wohlstands im Blick auf moderne Technik und Industrie ein bis heute lähmendes Maß von
Unbildung, Gleichgültigkeit und sogar Gegnerschaft entstanden ist. Dieses Defizit an Interesse und Verant-
wortlichkeit steht in krassem Gegensatz zur Situation in anderen Industrienationen. Nicht zuletzt als Folge
einer gegenüber den Notwendigkeiten von Wirtschaft und Technik im besten Falle indifferenten, zumeist
aber skeptisch bis ablehnend sich verhaltenden Öffentlichkeit schlägt solcher Kompetenzverlust der öffentli-
chen Meinung besonders heftig auf die Leistungen der Verantwortlichen in Staat und Wirtschaft durch und
beeinträchtigt deren Entschlossenheit zu realistischen Zukunftsentscheidungen.
Die Prüfung dieses Befundes anhand des Verhaltens einzelner gesellschaftlicher Gruppen führt zu exempla-
rischen Einblicken mit unterschiedlichem Prognosewert. Eine hinreichend tragfähige „Therapie“ zur siche-
ren Rückkehr in die Hochtechnologie-Spitze wird dagegen leider nicht sichtbar.
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